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WJndscale 

-wnar s tne dang er?" 

Das also Ist Seaacale: Zwei Bahnsteige, kein 
Bahnhof, k.ell1 ()rtaachlld auf der Platttorm. Nur 
die Spltz.ederSchomsteln und derdampfenden 
KOhiiOrme, die auf den letzten Meilen bereits 

. siChtbar waren, wAhrend der kurze Zuge dicht 
.an der KOae durch den IandschaftUch scht5nen 
Distriel Im Nordwesten Englands tuckerte, las· 
sen ahnen, daB Ich am "Ziel" bln.lch steige aus 
dem Zug und sehe Ober einen Parteplatz hin· 
weg, zweihundert Meter steinigen Sandstrand, 
die Irische See, in der Feme lsle of Man. Die 
Uferpromenade Y81'11"11t18lt das Flair einen eng­
lischen Seebades aus dem letzten Jatvhun­
dert, gepflegt aber nicht unbedingt reich, ein 
paarGeschlhe,Hotels,geradeebenkelnDorf, 
eine Kulisse tor einen Edgar Wallee vieUeicht. 
Es gibt nichts, was auf die Nuklearfabrik gleich 
hinter dem nlchsten HOgel, beinah nur einen 
Stelnwurfnordwlrts, hirM8lsenWOrde.ich suche 
diesen Abend und den nlchslen Tag vergeblich 
nach Gnlflltl, Postem, Irgendwelchen Anzei­
chen der nuklearen Gegenwart • alles was ich 
sehe sind Immer wieder "nUr" die vier KOhltOr­
me, von denen drei mit Ihrer weißen Fahne 
zeigen, daß drei Reakto~ arbeiten, sowie 
die zwei Kamine derursprOngllehen, rein militä­
rischen PkJtoniumfabrlk Windscale. 
Der Orthatsich mitdem arbeitsplatzsichemden 
Nachbarn abgefunden, die meisten FarnDien 
leben \10m Atomgesc:häft, haben Ihre Häuser 
von der Fabrik·gekauft, haben die gewOhnH· 
ehen, nicht nur englischen All1agS&orgen. Die 
Gegend lat ruhig, ein blßehen Ackerbau, Vieh· 
zueht, wenige MeHen ln das Land hlneiri begln· 
nen die Berge; neben Comwall im SOdwesten 
ist diese!: Landvorsprung der schönste Eng· 
Iands · nach Meinung vieler lnselbewohner. 
Die Atommanager haben Ihre Lektion aus den 
SchlagzeHen vergangener Jal'we gelemt: Of. 
fenslve Offentlichkeitsarbeit. TV-Werbung, 
Schulen, Colleges, Universitäten werden ein­
geladen, das nagelneue higMeeh Besucher· 
zen11'Um Sellaflelds zu besichtigen. Und sie 
kommen: 150.000 Im letzten Jahr. Mit viel VI­
deo, Glas, Elektronik ood Beton wird ihnen Im 
fensterlosen Quader die sichere Funktionswei­
se der Nukleartechnik demonstriert Die Ge­
sundheit der Besucherinnen urUrflegt beson­
derer Aufmerksamkelt • "Rauchen verboten". 
Kein Wort Ober UnfAlle, Stl'5rfille, verseuchte 
Meere, AbfaUprobleme, Leuklmle. Gefahren 
lauer(te)n höchstens da, wo sie bereitsgebannt 
sind. DieOrientierung habeich in diesem natur­
befreiten Bunker schon lange verforen. 
ich nehme an einer der stOndllehen, vierzlgml­
nOtigen Busfahren durch das WerksgeiAnde teil 
• als Ausllnder werden Ich mit allen Angaben 
aus dem PaB registriert M6glleh wAre, mit 
Voranmeldung; auch eine GanztagesfOhrung 
durch den Komplex, Inklusive zwei Essen, wie 
alles ander auch, kostenlos, bezahlt wird von 
unseren Stromgeldem. Der Bus · Rauchverbot 
• entspricht dem Standard: Wir, gerade tonf 
Besueher,lassen uns jedoch Ober VIdeoschirm 
noch direkt das Mirehen von der sauberen 
Atomkraft erzlhlen. Der Busfahrer fAhrt uns 
natOrfich • mehrfach betont • sicher durch das 
nur mlßlg abgeriegelte Gelinde, keine Grl· 
ben, keine WAlle, Ich sehe keine Rulllehtanla· 
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gen, lediglich einfache Zäune. DerweR erzählt 
sie, spOrbar geschult in Rhetorik, aus dem 
Gunlessbuch der Rekorde: Die grOßte Halle, 
14.000 Angestellte (ca. 6.000 Brltlsh Nuclear 
Fuei Umited (BNFL, ca. 600 staatliehe Sleher­
heitsbeamte mit allen pollzeOiehen Befugnis­
sen, Re~t: Fremdflrmen, vorrangig Bauarbelter, 
gebaut wln:l stll)dlg), soviel Miliarden fOr die 
Anlage etc. schwaehradoaktiver AtommOl sind 
lediglich so ungeflhrtiehe Dinge wie Überzieh­
schuhe und PapielflandtOcher nach dem Hin· 
dewaschen. Die blauen Container mit dem 
schwarzgel~ Nuklearzelehen, die noch eini­
ges mehr enthalten, seh8 Ich am Abend in das 
tonf Kilometer sOdlich gelegene siehtgesch(ltz. 
te Endager Origg direkt in den DOnen rollen. 
Der StrahlenmOll wird, wenn Oberhaupt. kurz 
unter der Erdobet1liehe verbuddelt 
Die Um.benennung Mitte der SOlger Jahre er· 
folgte aus der Einsicht, daß die Gesamtanlage 
nicht nur der Teil Wlndscale ist, sendem z.B. 
auch der Caldergate benannte Kraftwerkskom­
plex ebenso. So wurde ausdem ehemaligen ( ?) 
Militlrberelch, den Kraftwerken, der Wieder­
aufarbeitung ood den Forsdlungslaboren das 
Wertt SeDatleid • so lautet das Bahnhofsschild 
und die Bezeichnung tordas Jliehtvorhandene 
Dorf auf der offizJeUen Kane der Cumbria-Tou­
risten·lnformationszentren. Kein Wort darilber, 
daß die Umbennungjusterfolgte, als Windsca­
te weltweite Negativ.schiagzeOen machte. Es 
wargeradebekanntgeworden,daßlneinerder 
beiden parallelen Watenplutoniumfabriken vor 
zwanzig Jahren ein Feuer ausbrach, daB tor 
belde zur (angeblichen) Stlllegung fOhrte. Dies 
Ist zugleichdereinzige Unfal, derwährend der 
Busfahrt Oberhaupt Erwähnung findet. 
Ich erreiche Seascale am Abend. Wo schlafen 
Im feuchten England, ohne Zelt und Bed und 
Breakfast? Am Ortsrand fand Ich eine der typi· 
schen Stall/Scheune-Kombinationen. ich war 
noch am Checken der SchlafmOglk:hkeit, dam 
kam bereits jemand aus dem angrenzenden 
Haus. Nein in der Seheune kOnne Ich nicht 
schlafen. Nach kurzem Überfegen Oberließ er 
mir jedoch den Wohnanhinger. 
Er arbeitet ln dieser Anlage, die ich am Nebsten 
sofort geschlossen hin&, Ich machte daraus 
keinen Hehl. Er, und nach seiner 8nschltzung 
Immer mehr seiner KoReglnnen, findet es gut, 
daßesAnti-Atomkraft-Gruppengibt.Solstselne 
Company gezwungen, in entsprechende Sl­
eherheltselnrichtungen· zu Investieren. So 
braucht er keine Angst um seine Gesundheit 
und die seiner Kinder und Frau zu haben. Er ist 
hier groß geworden, seine Frau ist gerne aus 
einem Außenbezirtteinerenglischen Industrie· 
stadthergezogen ·subjektiv Ist torsie Sellafleld 
sicherer als die Stadt Ihrer Kindheit. FrOher 
konnte sie sich abends nicht auf die Straße 

trauen. 
Vor einigen Jahren hat er das Haus in zlemNch 
rottenZustanclgekauftundbautesjetztsonach 
und nachaus -wie gerade Geld da ist. Nach den 
Gesprlchen und dem Ort zu urteilen, scheint 
sieh BNFL das Vertrauen der Leute nicht durch 
hOherer LOhne als tor englische Großbetriebe 
Obiich zu kaufen. (Nur das Bier Im firmenelge· 
nenCiub istetwasbiUigerals Im Pub nebenan). 
MOglleherwelse sind es schlichtweg Abhlnglg­
kelt und Gew6hnung, manchmal auch Betriebs­
blindheit genannt, die Vertrauen schaffen. 
Auch wenn er Atomenergie tor nOtig hAlt, denkt 
er Ober AlternativmOgllchkelten nach. Er möch­
te sieh eines .Tages ein Windrad tor Strom in 
den Garten steHen, Sonnenkollektoren tor 
Warmwasser mit einem dritten Hahn ln der 
KOche auf das Dach setzen. Er hat ein Fahrrad, 
das er auch nutzt • wie Ich Oberhaupt in der 
Gegend fOr England Oberdurchschnltllich viele 
Radfahrer sah. Die pers6nilehe SdUophrenle, 
die Ich bei vielen, wenn nicht allen Anti-AKWie· 
rinnen • mich eingeschlossen • beobachte, 



spiegelte er in besonders drastischer Weise 
wider. 
Akllver Widerstand - Ich konnte nichts finden. 
Es gibt Anti-Nuldear-Gruppen Im Lake Dlstrlct 
undUmgebung,dortselbstlstesjedochschwle­
rlg, an Adressen zu gelangen. Hinwelse auf 
Widerstand suchte Ich ln der nlchsten grOße­
ren Stadt vergebens: Barrow in Fumess, auf 
den Vickerswerften dortwerden unteranderem 
dieatomargetriebenen Trident U-Botte gebaut 

Großbritannien sucht ein End­
lager 

BNFL news, .April1989. Sellafield in England an 
der Irischen See, beherbergt unter anderem die 
britischeWAA,undCalthnessanderN()fd(Oste 
Schottlands, mit dem AKYI Oounreay, wurden 
jetzt fOr Probebohrungen ausgewählt. Wäh­
rend der 12 bis 18 Monats dauernden und noch 

dieses Jahr beginnenden Studien sollln bis zu 
1.500 m T~efe das Gelinde auf Eignung fOr ein 
unterirdisches Endlager fOr schwach- und mit­
telaktiven AtommOll erkundet werden, geplante 
Fertigstellung: bis zum Jahr 2005. 
Diese zwei Orte sind der Extrakt aus 500 mög­
lichen Standorten, von denen 120 lheotetlsch 
genauer untersucht wurden. Sie wurden ge­
wAhlt, weB statt mit Widerstand mlt·UnterstOt­
zung aus der Bevölkerung gerechnet wird. 
Zweites Argument sind die Elgentumsverhllt· 
nisse • geh&t bereits der Nuklearindustrie -, 
dann folgen vorhandene lnfraslruktur und kur­
ze Transportwege (in den nördUchsten Norden 
2 kurzer Weg ?) Die geologische Eignung wird 
ln dem Artikel fast schon vorausgesetzt 
Die Endlagerung soll so erfolgen, daß der MOll, 
dann vielleicht zum Wirtschaftsgut erklärt, spä­
ter wieder gehoben werden kann (Plutonium, 
Iek hör'dir knattern?) Die BNFL, Eigner und 
Setreiber von Sellafleld, erwartet bereits die 
besseren Ergebnisse fOr ihr Gebiet FOr 1 ,6 
Mrd. Pfund (5 Mrd DM) sollen dann in 750 m 

Windscala 

Tiefe Ober einen Zeitraum von 50 Jahren 
2.000.000 Kubikmeterkonditionierter AtommOll 
eingelagert werden. 
Mit der Unterstatzung aus der BaVOikerung 
kOnnten die Atommanager sogar zurecht rech· 
nen. Die fOr Sellafleld zustindlgen Gewerk· 
schatten gehen in die Offensive mit einer 
Kampagnetor Sellafleld als Endlager. Zitat aus 
einem Flugblatt: "018 Antl-AKW-Gruppen sind 
nicht daran Interessiert. da8 AtommOHproblem 
zu 16sen. Tatsächlich ist es fOr ihre Kampagne 
gegen die Industrie erlo/gsnotwendig, daB das 
MOllproblem nicht gef(Jst wird. • Zitat eines 
GewerkschaftssekretArs: "Sie, die Antl-AKW­
Gruppen, spielen Polltllc mit uf'ISM8r Umwelt. 
Egal ob SeHsfie/d oder woanders, ein 
nationales Endlager Ist notwendig•. 

Foto und Artikel von 
Johannes Graubner 
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Zur Europäisierung der 
Energie- und Atomwirtschaft 

1. Entscheidungen fallen nicht vom Him­
mel 

t:JngiAublges Staunen in der Offendichkeit, allgemeine Skepsis ln 
der Anti-AKW-Bewegung gepaart mit Feindbildverlustängsten und 
großes Gezeter der verantwor11ichen Politiker waren die ersten 
Reaktionen aufden VEBA-COGEMA-Vertrag im April. Camitwurde 
der Abgesang auf die WAA in Wackersdorf eingeläutet. Weit Ober 
10JahrewurdedienationaleWAAgehAtscheltundmitPolizeiknOp-

\ 

im 20 Jahrhundert 
Eu~ Idylle in CCtenotn · 

peln ver1eidgt. jetzt diese Kehrtwendung. 
W18 die WAA in einer mehrwöchigen 6ftentliehen Trauenzeremonie 
zu Grabe getragen wurde, war eine gelungene Darbietung. Wie 
sonst hAtte man der Offentliehkelt die "radikale" Kehrtwendung in 
Sachen WAA plausibel machen sollen. Oie Regierung und die 
Politik brauchte dieses Theater mit widersprOchlichen Statements 
aus dem eigenen Lager, mit beleidigten VorwOrten an die Industrie 
"Wir wurden nicht Informiert", um das Lieblingskind bundesdeut­
scher Politik aller Couleur und gegen so viel Widerstand verfochte­
ne Wahnsinnsprojekt den Bach runter gehen zu lassen. 
Oie EVUs als Auftraggeber mochten dieses Projekt schon lange 
nicht mehr. Bereits vor Jahren war von RWE zu hören gewesen, 
daß man sich lieber heute denn morgen aus der W AA zurckziehen 

möChte. Aus anderen Fachkreisen war schon länger der Vorschlag 
zu vernehmen, daß man sich doch diesen politischen Ärger mit der 
WAA sparen könnte, weil es fOr das Projekt keine Notwendigkeit 
mehr gebe. Im Februar 89 machte COGEMA der VEBA das 
Angeboteiner kapitlamäßigen Beteiligung an deren UP 3 Anlage in 
La Hague. Im Februar 89 gab es in Bonn zwei energiewirtschaftli­
ehe Gipfeltreffen zwischen Bundesregierung und EVUs, was mag 
dort wohl besprochen worden sein.? 
Wer die Veränderung und Verschiebung auf dem Energiesektor, 
die Orientierung der Industrie auf den EG-Binnenmarkt mit all 

-

seinen lmplikationen in den letzten Jahren etwas verfolgt hat, dem 
dOrfte bei der Melcilng vom VEBA-COGEMA-Oeal nicht der Löffel 
aus der Hand gefallen sein. 
Oie Anti-AKW-Bewegung steht der neuen Entwicklung allerdings 
etwas ratlos gegenOber und weiß scheinbar richt so recht, wie Ihr 
geschehen ist. Soll das jetzt ein Erfolg des jahrelangen Widerstan­
des gegen die WAAgewesen sein. So recht mag das auch keiner 
glauben. Jahrelang konzentrierte sich der Widerstand auf Wackera­
dorf als entscheidenen Hebel, um das Atomprogramm zu kippen. 
Und jetzt plötzlich spricht Herr Benningsen-Förder von der VEBA , 
und das ganze Feindbild ist futsch. 
Zeigt sich hier nicht unser Manko, nämlich jahrelang einzelne 
Projekte zum Kem des Widerstandes hochstilisiert zu haben, 



jahl'el8ng nur nationalstaatlich gedacht und geplant zu haben, 
obwohl wir wissen und wußten, daß sich die Atomwirtschaft euro­
päisch und weltweit organisiert hat Diverse internationale Bezie­
hungen Im Nuklearsektor bestehen, seien es VertrAge, F"menzu­
sammenschiOsse etc. und trotzdem, es hat uns, der Anti-AKW­
Bewegung, ln den letzten Jahren kaum Interessiert bzw. wir haben 
kaum Notiz davon genommen. 

Callonwanmung (Sial) vor dM' WM La H~~gue 

Es gab kaum eine nennenswerte Diskussion um diese Zusammen­
hinge oder sogar strategische Überlegungen in diese Richtung. 
Obwohl de Parole.beißt, Radioaktivität kennt keine Grenzen und 
das durch Tschernobyl auf dramatische Art und Weise uns vor 
Augen gefOhrtwurde, haben wir diese Erkenntnis nicht in die Praxis 
umgesetzt. lokal Handeln und begrenzt Denken, das mag noch am 
ehesten den Zustand unserer Aktivitäten beschreiben. 
Die jetzige Weckersdorf-Entscheidung hat uns sozusagen mit 
elne.m Paukenschlag auf die wahren Verhältnisse gestoßen u.nd 
unsund de Öffentlichkeitgezwungen von den realen Verhältnissen 
Notiz zu nehmen. Im Kontext der sich abzeichnenden Europäisie­
rung der Energie-und Atomwirtschaft istdie WAA nurein TeilstOck 
eines Gesamtkomplexes und die Spitze des Eisberges. Bei der 
Analyse der Entwicklungen wOrde der Blick nur auf die WAA den 
BBck verengen und die Dimension nicht genOgend erfassen. Es 
sind die Tendenzen und unterschiedlichen Interessen von Nuklear­
Industrie, Energieversorgungsunternehmen und der Politik unter 
dem Blickwinkel EG-Binnenmarkt, Kampf um Strommirkte, Gren­
zen der Expansionsmöglichkeiten nationaler Atomindustriepoten­
tiale und unter dem Gesichtspunkt gravierender Akzeptanzproble· 
me der Atomenergienutzung in Betracht zu ziehen. 

2. Die atomare Zusammenarbeit zwischen 
BRD, Frankreich und Großbritannien: 

Was sich jetzt an Zusammenarbeit zwischen diesen drei Llndem 
abzeichnet und auf Regierungsebene abgesichert werden soll, Ist 
keine neue revolulionlre Entwicklung. Beziehungen und geschift· 
liehe Vereinbarungen bestehen schon seit Jahren. Neu Ist, daß die 
Politik den Okonomlschen Beziehungen einen staatsvertragliehen 
Rahmen ermöglicht. Aus den wildwOchslgen ökonomischen Ver· 
flechtungen werden geordnete politische Verhlltnisse. 

2.1. Bestehende Kooperationen zwischen 
BRD und Frankreich: 

Auf vertraglicher Baals lassen die .deutschen EVUs seit diversen 
Jahren Ihre BrennelernenDe in La Hague aufarbeiten. Diese Verträ­
ge wurden von der Bundesregierung offiziell aneri<annt als Entsor­
gungsweg fOr deutsche AKWs. (ln den EntsorgungsgrundsAtzen 
von 1980 Ist das fixiert). 
ln der BAD sind bisher (Stand 31 .12.88) 3.233 t abgebrannter 
Brennelemente angefallen. Davon wurden 2.214 t nach La Hague 
transportiertund 1.500t aufgearbeitetinsgesamtbestehen VertrA­
ge Ober de Ueferung von 3. 700 t abgebrannter Brennelemente 

Europilalerung 

(Angabe der BundeSt&gierung). Mit den Auftrigen aus der BAD 
wurde die existierende UP 2 Anlage der COGE.MA ln La Hague zu 
gut 60 % ausgelastet HeuDe lagem fast 70 % aller in der BAD 
angefallenenBrennelementebelCOGEMAinlaHague.Stelltman 
dem die 3.3000 t freier Lageri<apa.zltAten ln deutschen AKWs 
gegenOber, dann muB die WM in Frankreich fOr de deutschen 
EVUs schon etwas fOr sich haben. Und andererseits hat die 

COGEMA in den Deutschen einen sehr guten Kunden, der fOr die 
Geschiftsbilanz der COGEMA nicht einfach zu ignorieren Ist 

. - Seit Jahren lassen die deutschen EVUs ihr Uran ln Pierrelatte zu 
UF6 umwandeln, bevor es dann in die Anrelcherung nach Gronau, 
in die UDSSR oder sonstwohin geht. 

- am Superphönix in Malvllle Ist die SBK (Schneii-BrOter-Kraft­
werksgesellschaft) mit 16% beteiligt Allein das RWE als Hauptan­
teilseigner der SBK hAlt somit ca. 11 % an Malville. 

- COGEMA Hefert seit Jahren frische Brennelemente in die BAD 

-SeitJahrenbetreibenCOGEMA, BNFlundfrOherTrans-Nuklear. 
jetzt die Reederei und Spedition Braunkohle (RSB) die gemeinsa­
me Transportfinna Nukleare Tranpsortlelstungen GmbH, Hanau, 
die abgebrannDe Brennelemente aus der BAD nach La Hague 
transportiert 

- Im FrOhjahr 1988 veri<auft die Nukem die Produktion von hochan­
gereicherten Brennelemententor Forschungsreaktoren an die fran­
ZÖsische CERCA. Gemeinsam haben die belden Firmen eine 
gemeinsame Firma fOr den Vertrieb von Nukleannaterial. (60 % i'!' 
Besitz der CERGA und 40% Im Besitz der Nukem) 

-lmHerb6t88erwlrbtdieCOGEMAvondenSaarbergwerkenderen 
75 % Anteile an der lnteruran. Die restlichen 25 % Anteile sind zu 
12,5 % Im Besitz des BaderrNerkes und zu 12,5 % im Besitz der 
Energie-Versorgung Schwaben. lnteruranhatimmerhineinenAnteU 
von 10% an der Brennstoffversorgung deutscher AKWs. Dadurch 
kann COGEMA ihre VormachtateKung auf dem Weltmarkt in Sach­
en Uranversorgung und BrennelementeNeferung ausbauen und 
dringt noch stäri<en in den deutschen Markt ein. Immerhin hält 
COGEMA 20% des Welturanmarktes, versorgt 85 %der französi­
schen A!<Ws mit Uran und hat an der Brennelementfertigung welt­
weit einen AnteR von' einem Drittel. Die Bundesregleru119 begrOßt 
den Erwerb von Interuran durch COGEMA.Im Mal antwortet sie auf 
eine Anfrage der GRÜNEN Im Bundestag: 
"Aufgrund der breiten Versorgungsbasis der COGEMA auf dem 
Welturanmarkt ist ein weiterer positiver Beltrag zur Sicherstellung 
der nuklearen Brennstoffversorgung der BAD zu erwarten". 

- Zum 1.9.89 werden Slemens-KWU und Framatome mit der 
gemeinsamen F"Jrma NPI (Nuklear-Power International) Ihre Aktivi­
täten auf dem Weltmarkt aufnehmen. 

Diese kurze Auflistung soN nur verdeutlichen, daß es bereits Altere 
und neuere Beziehungen auf dem Nuklearsektor zwischen BAD 
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und Frankreich gibt, die sozusagen von den jeweiligen BedOrfnls­
sen, Expansionsinteressen oder Notwet ldlgkeit der Armen be­
sllmmt werden. Die Poltik hat cieses Spiel der freien Krlfte zuge­
lassen und richt Oldnend eingegriffen. 

2.2. Bisherige Zusammenarbeit zwischen 
BRD und Gro~Jbrtgn~en: 

Oie deU18c:hen EVUs haben bisher mit der BNFL. de Sellafleld 
belreibt Vetdge Ober die Ueferung von 800 tabgebrannter Bren­
nelemente abgesc:hlo8aen. Davon wurden bisher 117 t geliefert 
(S1and31 .12.88). Aufgearbeltetwurdeblshernlchta,damanaufdle 
Fertigstellung der Anlage Thorp InSel alleid wartet. Nimmt man die 
VertrAge mit COGEMA und BNFl zusammen, dam reichen de 
4.500 t kontrahief11en Mengen aus, um Ober 10 Jahrebel heutigem 
Stand des Anfalls an abgebram18n Brennelement&n pro Jahr das 
EntaOf'gungaproblem Ins Ausland zu verschieben. 

-An weltentn Gemeinsamkelten existiert mit BNFL wie mit COGE­
MA die gemelnsame Tra-u;portfirmltNTL Jedesland bzw. Firma 
Ist zu einem Drittel an dieser Arm.a beteiligt und dieser Arma aDeln 
obliegt der Transport abgebrannter Bntnnelemte aus der BRD zu 
den WAAs in La Hague und Sellafield. 
- Oie wesentliche lqjlhrlge Zusammenarbeit zwischen BRD und 
GB besteht in der Uranco. Untnco Ist ein Gemelnschaftsunterneh­
men:i:wlac:hen Niederlande, BRDundGB. Die Urananrelcherungs­
anlagen in Almelo (NL), Capemurst (GB) und Gronau (BRO) 
werden von dieser Gesellschaft betrieben. Wenn die Ausbaustufe 
ln Gronau von heute 400 t auf 1.000 Jahrestonnen erreicht Ist, 
werden von Urenc::o Insgesamt 3.200 t Uran pro Jahr angereichert 
werden k6nnen. 
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2.3. Gemeinsamkeiten und gemeinsame 
Erkllrungen: 

ln den gemeinsamen Erldärungen zwischen BRO und Frankreich 
vom 6.6.89 und zwischen BRD und Großbritannien vom 25.7.89 
werden die bisher vielfAltigen Geschlftsbziehungen lm.Wesentll­
chen nachgezeichnet und wohlwollend zur Kenntnis genommen. 
Im Prinzip erhAlt alles den offlzieNen Stempel 
"Genehm~. DarOberhinaus wird in bestimmten Beraiche.n eine 
engere Zusammenarbeit angesprochen. Dies betrifft unter ande­
ntm: Oie MOX-Bntnnelementefertlgung. DiesbezOglieh existieren 
seit lAngerem detaiUierte AusbaupiAne,dle miteinanderabgestimmt 
sind. Bis 1995 solenln Europa 400 TonnenlaartMOX-Kapazititen 
zur V~rfOgung stehen. Hanau sol von heute 40 auf 120 Jahreston­
nen ausgebaut werden, Dessei von heute 40 auf 80 t. Caderache 
von heute 10 auf 30 t (aMerdlngs nur fOr den Sehnelen BrOter), 
Marc:oule von heute 0 auf 120 Tonnen, Seilalleid von heute 0 auf60 
Tonnen (ein Konzept existiert allerdings noch nk:ht). 

ln der Frage der Urananreicherungskapazitäten sollen die Aktlviti­
tan auieinander abgestimmt werden. Zum einen wird es sichertich 
darum gehen bei den eh bestehenden Kapazitäten Überkapazitl· 
tenzu vermelden undzum anderen beldergemeinsamen Arbeit an 
der laser·Urananntlcherung noch enger zusammen zu arbeiten. 
ln der Sache der Nuklear1nwlporte exisliert die' bereits erwAhnte 
Zusammenarbeit zwischen BRO, Frankreich und Großbritannien 
(Die Anteile an der NuclearTransport LTD Rlsley (GB), Nudear 

Transport Parts (F) und der N'rl Hanau teUen sich BNFL, COGEMA 
und RSB je zu einem Drittel). Unter dem Gesichtspunkt, daß die 
Transporte ln Zukunft noch erheblich zunehmen werden und ein 
wichtiges Bindeglied tordas Funktionlef'en der atomantn Zusam­
menarbeit darsteNen, ventinbart man jetzt von Staats wegen fOr 
einen reibungslosen Ablauf zu sorgen. Oieses Ist natOrtlch in erster 
UnieaufmögllcheS10rungenundBehlnderungsak1ionendesAKW· 
Widerstandes gemOnzt. Vermutlich wUI man hier zu gemeinsamen 
polizeilichen und anderen Sicherheitsmaßnahmen kommen. 

ln der Frage der·Wiederaufarbeitung scheint es ohne große Proble­
me zu einem gegenseitigen Elnverstlndnls gekommen zu sein, 
was aleherlieh u.a. auch auf die langjlhrlge Zusammenarbeit zwl­
sehen BRO, Frankreich und GroSbritannien auf diesem Gebiet 
zurOckzufOhren sein d0rff8. 
Vielen vielleicht in Vergessenheit geraten, aber trotzdem existent 
Ist und wer die URG (Unlted Reprocessors GmbH) als Gemein· 
schaftsunternelvnenvonCOGEMA. BNFlund OWK.Jedes Unter­
nehmen hat einen Drittel AnteN. Im WeSenUichen dent dieses 
Urumehmen dazu sich auf dem Gebiet des technischen Know· 
How auszutauschen. 
Oie jetzt eingetretenen Entwicklungen bauen sichertich auf ciese 
gemeinsamen Erfahrungen in der W AA· Technologie auf. 

3. Die WAA - Kapazitäten werden berei­
nigt: 

Wenn man die geplanten und exlsllerenden WAA-KapazltitBn ln 
Europenlherbe1rachtat,dannwsrdaaAusderAnlage lnWackers­
dorf eine notwet dge und logische Konsequenz. BerOckslchtlgt 
man den Stillstand des Ausbaus der Atomenergie in ganz Europa, 
dannhaben sich Übert<apazititen an Wiederaufarbeitung ergeben. 
Die wesentlichen Planungen tordie WAAerfolgt8n in den siebzi{ier 
Jahren. Man ging von einem knapper werdenden Unnnarttt und 
einem ta1g8hemrriten Ausbau der Atomenergie aus und rechnete 
von daher auch mit einem entaprec:henden Bedarf en W.V..Kapa­
zltiten. Oie Anlage in Wackendorf war torden na1lonalen Bedarf 
geplant. Pro Jahrfallen in der BRO c:a. 450- 485 t an abgebrannten 
Brennelementen ~· Wackersdorf mit 350 Tonnenla projekllert, 
hAtte diese Mengen zu einem guten Teil bewilligen ~nnen. 

Frankntlch hat zum einen die UP 2 Anlage mit 400tla, die zur Zeit 
auf800tla erweitertwird und ab 1990 soll die UP 3 Anlage mit 800tl 
ain Betrieb gehen. Diese Anlage Ist nur fOr auslindlache Kunden 
gebautundYertragllch Im Weeentllchendurchbundesdeut:acheu~ 
Japanische Breriwlemente zunlc::hst ausgeiast!tl Das FlnanzJe... 
rungskonzeptfOrUP3bautaufdiesebesllehendenVertrlgeauf.Mlt 
lobetrieb lahmevon Wackersdorfwlre SOZIISaglflelngroßer Kunde 
weggefallen. Wll COGEMAalsoauc:hOberdiekolltnÖH18n Mengen 
hinaus mit der UP 3 Anlage ·noch Geschlfte machen, bot sich 
fqlglich ein gutes Angebot an die deutac:hen EVUs an. DarOberhi­
naus planende Japaner als zweiter großer Kunde der COGEMA 



aelbsteineWAAundmOssensomltaufOaueralsunsichererKunde 
gelten. ZUsltzllch scheint es bei derfranzösischen EOF DiskusSio­
nen zu geben, ob man in Zukunft noch aufarbeiten lassen will. Oie 
niedrigen Preise auf dem Uranmarkt lassen die RQcl(gewinnung 
von Uran und Plutonium ökonomisch zweifelhaft erscheinen. 
Oie BNFL baut in Sellafield die Anlage Thorp mit 1.2QOt/a. Diese 
AnlagedrohtunterdengegebenenBedlngungengenausounterbe­
lastet zu sein. Was lag also nAher, als auch hier den Deutschen ein 
Angebot zu unterbreiten, um das W AA-Geschlft zu retten. Auch in 
GB scheint es Diskussionen zu geben, ob man in Zukunft de 
Brennelemente noch aufarbeiten lassen will. 

3.1. Die ökonomischen Vorteile der Aufga­
be von Wackersdorf 

Oie WAA in Wackersdorf hAtte nach letzten Kalkulationen minde­
stens 10 MiHiarden DM gekostet Oie AufarbeiiUng in La Hague wird 
nach allen Aussagen Ober die Kosten wesentlich billiger. Selbst 
wenn jetzt der Bau der UP 3 Anlagewesentlich taurar als ursprOng· 
lieh geplant kalkußert wird, bleibt ein enormer Kostenvorteil. Ben­
nlgsen-Förder sagt in der Zeltschrift 
Sieg·Tech vom 3.8.89 dazu: "Denn längerfristig wird je JaiY de 
WiederaufarbeiiUng um rund 1,5 Milliarden biNiger als fOr Wackers-

Aufarbeitung in La Hague: 

1. Die Nutzung der UP-2 Anlage (400 t/a) fOr LWR·BE 
' 

Vertrage mit der BRD: ursprOnglich 681 t 
Übernahme von 
schWedischen BE 
Im Tausch fOr MOX 55t 
Vertragserg. ~ 
zusammen 1522 t 

Preise: kg • 2.1 00 DM; 1522 t • 3,19 Mlrd. DM 

Stand der Aufarbeltung in der UP 2-Anlage: 
aus Frankreich 541 t 
aus BRD 1500 t (Stand 31 .12.19881t Bundesregierung) 
andere ~ 
zusammen 2652 t davon 60% Anteil BRD-Brennelemente 
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dort geplant • Die direkle Beteiligung der deutschen EVUs an der 
Anlage in La Hague sichert den EVUs auch auf Dauer den Zugtif( 
auf die Anlage. Einen guten Tell der Kosten fOr den Bau der UP 3 
Anlage ln La Hague mOssen de EVUs eh tragen, weil sie die 
entspnlchenden VertrAge mit COGEMA abgeschlossen haben. 
(2.498TonnenlautbestehendenVertrlgenfOtUP3).Legtmanden 
Prelszugrunde, den die französische EOFzur Zelttordie Aufarbei­

.IUng zahlen muß, nlmlich 2.100 DM pro kg, dam mOssen de 
deutschen EVUs fOr die 2.498 t kontrahierter Menge bei der UP 3 
Anlage 5.245 Milliarden aufbringen. 
Oie zusAtzliehen Vereinbarungen und Geschlfte mit BNFL slchem 

cf1e EVUs bzgl. WAA-KapazitAten voUends ab. Gleichzeitig schein~ 
man beide Partner gegeneinander ausspielen und so den Preis 
drO<:ken zu können. Denn die jetzt insgesamt anvisierten Mengen 
gehen Ober den eigenen Bedarf hinaus. 
Während die COGEMAund BNFLaufciesen Deal mit derBADeher 
angewiesen sind, fallen tordie deutschen EVUs I'A.Ir Vorteße ökono· 
mischer Art ins Gewicht Gleichzeitig behalten die Deutschen bei 
dieser Art der Vereinbarung den Zugriff auf Öle großtechnische 
NutzungderWAAunddasentsprechendeKnow-How.MitBiickauf 
den EG-Binnenmarkt, der auch den Strommarttt öffnen wird, ist es 
fOr die deutschen EVUs wichtig ihren Strompreis runterzuschrau· 
ben, um de Konkurrenz mitdem französischen Atomstrom aufneh­
men zu können. Der Verzicht auf die nationale WAA ermögHcht es 
den EVUszumlndest in ihrer Kalkulation den Strompreis nach unten 
zu korrigieren. Ob davon eherdie Großkunden profitieren oder auch 
die Einzelhaushalte Ist eine andere Sache. FOr die EVUs sind die 
Großkunden von Interesse, weil die auf billigen Atomstrom aus 
Frankreich spekuUeren und damit versuchen die EVUs unter Druck 
zu setzen. 

3.2. Die politischen Vorteile der Aufgabe 
von Weckersdorf 

• Oie Realisierung der Anlage in Wackersdorf hAtte auch i.n den 
nächsten Jahren die Diskussion um die Atomenergie in der BRO 
weiterhin wesen.ll.ich bestimmt. 
• Aufgrund der politischen Diskussion hätten IAngere juristische 
Auseinandersetzungen die Fertigstellung der Anlage Ober einige 
Jahre hinausgezögert und zusätzlich verteuert. 
- Oie Gegnerschaft der SPO zur WAA hätte mögUcherweise unter 
einer SPO-Regierung die gesamte Atomenerglei'A.Itzung wegen 
juristischer und politischer lmplikatlonen ins Wanken gebracht • 
• Oie Aufgabe vor1 Wackersdorf dOrfte der Atomenergiediskussion 
einigen Wind aus den Segeln nehmen, wo sich doch der Wider-
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stand sehr stark auf die WAA bezogen hat Ohne Wackersdorf läßt 
sich das leidige Akzeptanzproblem zumindest entschärfen. 
- Ohne Wackersdorf eröffnen sich innenpolitisch und energiepoN­
tisch neue Spielräume fOr einen Konsens mit SPD und anderen 
gesellschaftlichen Gruppen. 
- Die Diskussionen in den letzten Wochen zeigen, daß mit der 
Aufgabe von Wackersdorf die festgefahrenen energiepolitischen 
Diskussionen wieder in Bewegung geraten sind und die Setreiber 
jetzt aufeine dauerhafte Bestandssicherung derlaufenden Anlagen 
spekulieren. 

3.3. Bedeutet das Aus von Wackersdorf 
den ersten Schritt hin zum gänzlichen 
Verzicht auf die WAA? 

Hält man sich Öle ROcktrittsklausel im 
Memorandum of Unterstaoding der VEBA mit der COGEMA vor 
Augen, dam bietet sich dieser Gedankengang an. Dorfheißt es 
unter anderem: "Falls aufgrundder deutschen Rechtslage Wieder­
aufarbeitung und/oder der Gebrauch von wiederaufbereitetem 
Material in Deutschland verboten istund/oderdeutsche Nuklearan­
lagen mit einer Kapazität von mehr als 2.000 MW aus politischen 
Granden geschlossen werden: 
1. wOrde VEBA das Recht haben, sich aus dem gemeinsamen 
Unternehmen zurOckzuziehen ; •. ." Bei realistischer Betrachtungs­
weise mOBten in den nAchste11 zehn Jahren mindestens die AKWs 
WOrgassen, Stade, BrunsbOttel und Obrigheim mit einer Kapazität 
VOll ca. 2.500 MW stillgelegt sein. Ob die ROcktrittsklausel aller­
dings auchwegen technischer GrOnde glh, Ist mit nicht klar. Es kann 
natOrtichauch passieren, daß die SPD zum Beweis ihrer GlaubwOr­
digkelt beleiner ReglerungsObemhmae diese alten Reaktoren op­
fert. Eigentlich mOssen a.lso die EVUs davon ausgehen, daß sich 
die MW-Zahl an Atomenergie Inden nächsten Jahren zwangsläufig 
verringern wird. Bedeutet diese Klau~ nun das Offenhalten von 
anderen Optionen wie z.B. die direkte Endlagerung oder handelt es 
sich um eine Absicherung, falls die Atomenergie doch keine Per­
spektive mehr hat? Zu bedenken gilt ja schließlich auch, daß sich 
die SPD vehement filr eine direkte Endlagerung stark macht und 
gegen' die Plutoniumwirtschaft ausspricht, was ja auch die MOX­
Brennelemente betreffen mOßte. 

2. UP 3- Anlage in t...a Hague, Betriebsaufnahme 1990 

Insgesamt sind kontrahiert: 
fOr BRO: 
FOr Japan: 
andere (CH, S, NL, B): 

70001-100 % 
2498 t • 36 o/o 
2567t - 37% 
1935 t - 27 o/o 

PrelsKalkulation: Grundlage 2.100 OM7kg 

Total: 4000 t X 2.100 OM!kg • 14,7 Milliarden DM 
BRO: 2498 t x 2.100 DM!kg - 5,24 Milliarden DM 
Japan: 2567 t x 2.100 DM!kg • 5,39 Milliarden DM 
Andere:1935 t x 2.100 DM!kg • 4,07 Milliarden DM 

BRD hat total Ober UP 2 und UP 3 4022 t abgebrannter Brennefe. 
mente kontrahiert. 
Insgesamt mOssen deutsche EVUs tordiese Menge 8,43 Milliarden 
DM zahlen. 

3.4. Wird mit Wackersdorf auch die Option 
der BRD auf die Bombe aufgegeben? 

Wir haben jahrelang argumentiert, daß sich die BAD mit Wackers­
dorf die großtechnische Option auf die Bombe verschafft. Dieses 
stimmt sichertich Insofern, als Ober eine großtechnische Wiederauf­
arbeitung auch die entsprechenden Plutoniummengen zur Verfil-
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gung stehen. Allerdings hat die BAD auch ohne Weckersdorf die 
notwendige Technik und das notwendige Material, um in die 
Bombenproduktion einzusteigen. Oafilr steht seit Jahr undTagdie 
WAAunddie Technikinder Kernforschungsanlage Karlsruhe. Dort 
wird ausreichend Plutonium gewonnen, um sich ln den Besitz der 
Bombezubringen. Vleßeichthabenwlrunsmltderengenargumen­
tativen Verquickung "Wad<ersdorf gleich die Bombe" den Blick a.uf 
die EuropAlsierung verstellt, wie sie sich jetzt abzeichnet 
FOr die BAD stellt sich jetzt unter den bisher vereinbarten und 
beabsichtigten Plänen in Sachen WAA eher das Problem, wie 
trotzdem die entsprechende Technologie ln der BAD erhalten 
werden kann. Angesichts geplantervölkerrechtlicher Vertrage und 
beabsichtigter enger Kooperation auch in der Frage der technolo­
gischen Weiterentwicklung der Wlederaufarbeltungstechnik mO Bte 
eine eigenständige Entwiddung eigentlich OberfiOssig geworden 
sein, wenn es nicht doch die Ambition auf die Bombe gäbe. Wie 
bedacht die Bundesregierung auf diese eigenständige Weiterent­
wicklung ist, zeigt sich an der Aufforderung an Öle Elektrizitätswirt­
schaft fOr eine eigenständige Technologie Sorge zu tragen. Die 
veraltete Anlage ln Karlsrühe soll ln den neunzlger Jahren ge­
schlossen werden und jetzt muß ein Nachfolgeprojekt her. Im 
Zusammenhang mit der Unterzeichnung der deutsch-französi­
schen Eri<lärung vom 6.6.89 mahnte die Bundesregierung die 
EVUs an und sprach Ihre Erwartung aus, daß 
"die Unternehmen der ElektrizitAtsversorgungswlrtschaft kurzfristig 
ein technisches .und finanzielles Konzept zur Fortentwicklung der 
Wiederaufarbeitungstechnologiein der BAD erstellen." Frankreich 
hat filr den militärischen Zweck seine Anlagen in Marcoule mit der 
UP 1 und den anderen Anlagen, die fOr militärische Zwecke genutzt 
werden. Großbritannien hat seine Anlagen in Windscala und Ooun­
reay, und warum solltedie BAD da zurOckstecken, wo doch bereits 
1995 der Nichtweiterverbreitungsvertrag ausläuft 

Oie großtechnischen Anlagen in La Hague und Seitatleid können 
allerdings ursächlich als Argument fOr militärische Ambitionen nich1 
herhalten. Was stimmt, ist, daß dort Plutonium zurOckgewonnen 
und herausgefiltert wird, und davon wird die BAD dann entspre­
chend Ihrer geßeferten Brennelemente ihr Plutonium bekommen. 

4. Der europäische Strommarkt und die 
Grenzen des Wachstums 

Bisher war der Strommarkt mehr oder weniger in den jeweiligen 
nationalstaatliehen Grenzen orgarisiertundaufgeteilt Zwargibt es 
auch schon bisher Austausch von Strom, der aber nur auf klarer 
vertraglicher Basis und mit Einverständnis der EVUs vonstatten 
gehen kann. So gibt es z.B. einen Beteiligungsvertrag des Baden­
werkes mit der EOF. Dadurch hat sich das Badenwerk Strom aus . 
Cattenom gesichert Doch mit. NäherrOcken des EG-Binnenmark­
teswlrdauchderStromOberdleGrenzenhinwegfreifließen. Diese 
Tatsachewirdsichnichtaufhahenlassen,somußtena.uchdiedeut­
schen EVUselnsehen, daß sich ihre monopolistischen Vorteile auf 
Dauer nicht werden halten können. Entsprechende Richtlinien der 
EG-Kommission sind in Vorbereitung. Mitte Juli 89 wurde eine · 
Richtlinie auf den Tisch gelegt, die den Transit von Strom aus 
Frankreich nach Portugal Ober das spanische Leitungsnetz !rmOg· 



llc:ht.WeitereRich111nlendleserArtwerdenslcher11c:htolgen.Beson­
ders die Franzosen dringen mit Ihrem AIOmstrom in den Export ln 
Frankreich werden 70% des Stroms aus AKWs produziert und es 
bestehen reichlieh Qbert<apazltAten. Die EDF bietet Ihlen Strom 
zum gOnsligen Preis an, der filr stromintensive Betriebe wie BASF 
oder Bayer den franzlSslschen Atomstrom interessant m8!,)ht. Die 
deutschen EVUs produzieren auch zuviel Strom, ca. 40% Uberka­
pazitlten, und wollen ihn natOrtlch verkaufen. 
Wenn man dann noch berOcksict.ltigt, da&de StromWI'brauchszu­
wlchse in den letzten Jahl'en minimal bzw. stagnierend waren, 
dann kaM es heute nurdarum gehen, sich den vorhandenen Markt 
aufzutaUen und dort seine Übert<apazltAten loszuwerden. Die EDF 
verfolgt das mit einer aggressiven Exportpolltlk. die sie vermudich 
wegen Ihrer Verschuldung in HOhe von 70 Milliarden DM auch nötig 
haben. Dabei tutder hohe Antel der Atomenergie das Seinige. Die 
teuren und kapitalintensiven AKWsmOssen Strom produzieren und 
dermußverkauftwerden,weMsichdlelnvestltionenannortlsleren 
sollen. Die deutschen EVUs sind mit Ihren Übert<apazltlten und 
relativ hohem AnteU an Atomenergie in einer ltric:h mißlichen 
Lage. ~ Lieferung von Strom z.B. in die DDR Ober das neue 
Leitungsnetz wird den Druck aus dem Westen vermutlich nicht 
wettmachen k6nnen. Unter dem drohenden rumsen Wettbewerb 
mit französischem Atomstrom mußten sich cle EVUs etwas einfal­
len lassen. Einerseits un1Br dem Druck der einheimischen stromin­
tensiven Industrie, die stinclg mit dem Direktbezug franzlSslschen 
AIOmstroms drohte und andererseits durch die Aussicht des Bln­
nenm&ltrtes ln der Bed'ouHie, bot es sich an mit den Franzosen 
zusammenzuarbeiten und sich den europAisehen Markt zu teilen 
und sich so wenig wie mOgHch in die Quere zu kommen. Bereits Im 
Winter 88 war von der EDF zu vernehmen, daß sie nicht gewllt sei 
gegen den Widerstand deutscher EVUs Strom in die BAD zu liefern. 
Wenig spAter war von den EVUs zu hören, daß sie sich vorstellen 

kOnnten als Händler französischen Stroms zu aglel'en. Somit WOr­
den sie Ihr Gebietsmonopol walnn. 
Eine Kooperation auf den verschiedenen Gebieten bindet belde 
Partner aneinander und Ist evtt. in der Lage der Konkurrenz die 
SchArfe zu nehmen. Gemeinsame WAA. gemeinsame Regelung 
des BrennsiDffkreislaufes, mc5glichstgeringe Konflikte bei der Strom­
lieferung. Lieber sichgemeinsam den vorhandenen Maritt teilen als 
sich gegenseitig in cf~e Pfanne zu hauen. Und trotzdem bleibt das 
BemOhen der deutschen EVUs sich Im Vergleich zum tranzosl­
schen Strom konkurrenzflhlg zu halten. Dafilr mOssen in der BAD 
allerdings einige Fak1oren, de den Strompreis belasten, bereinigt 
werden. Dieses betrifft vor allem die Steinkohle. 

5. Das Tauziehen um die deutsche Stein­
kohle 

Die deutschen EVUs woll.en weg vom Jahrhul\dertWI'trag, der sie 
verpfllch1Bt nach den jetzt noch geltenden Vereinbarungen jllv1lch 
ca. 40 MillionenTonnen Steinkohle zu verstromen. Das Prinzip der 
Kohlesubvention Ober den Kohlepfenning, der auf jede Kilowatt­
stunde aufgeschlagen wird, soll nach den Vorsteßungen der EVUs 
verändert werden. Die EVUs wollen maximal noch 20-30 Millionen 
Tonnen verstromen und eine Subvention Ober direkte Mittel aus 
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dem Bundes- und Landeshaushalt erreichen. Damit WOrde z.B. 
auch der AIOmstrom nicht mehr belastei und der Strompreis kOnnte 
um den Kohlepfennig reduziert werden. Somit kOnnten die EVUs 
prelsllchschonannlherndmitdemfranz6slschenAiomstromglelch­
zlehen.DaslmmerwiedermobilislerteBOndnlsKohleundKemene­
rige zeigt sich bei diesen Überi~n in seinem wahren Gesicht. 
Dieses BOndnis hat der Steinkohle den Garaus gemacht. Statt 
Steinkohle wollen die EVUs die billigere Importkohle bei Bedarf ein­
setzen. Grundsätzlich bietet das weitere Herunterfahren der ver­
stromten deutschen Steinkohle der Atomenergie einen breiteren 
Raum. Hier sind zur Zelt die Investitionen getltigt und Kapazitlten 
vorhanden, die genutzt werden mOssen, wenn s1cti dasinvestierte 
Kapital amortisieren soft. Bel der Kohlerunde am 19.7.89 hat man 
sich lmmerNn schon soweit verstlndigt. daß nach Auslaufen des 
Jahrhundertvertrages 1995 die Abnahmeverpfllch1Ung der EVUs 
runtergefahrenwlrdundsomltlangfrlstigderAn~ssungsprozeßlm 
Kohlebergbau vollzogen werden kann, was nichts anderes als 
Umstrukturierung und Personalabbau bedeu118t. Im Ergebnis hat 
dann die Atomenergie die Kohle bis auf einen Restbestand ver­
dringt. Den EVUs schwebt vor, daß sie einen Teil der noch zu 
verstromenden Kohlemenge als Mittellast bei den Franzosen ab­
setzen können. Sozusagen als Gegenleistung fOr den tranzosi. 
sehen Atomstrom, der in die BR.D reingelassen wird. Das Ist halt 
Europlislerung im Enetgiebereich, zugeschnitten auf die Bedarf­
nisse der Atomenergie. 

6. Ist das Ende der Atomenergienutzung 
gekommen? 

Weltweit ist der Ausbau der Atomenergie zur Zeit mehr oder 
weniger .zum ErRegen gekommen. ln der BAD sind zur Zelt keine 
neuen AKWs projektiert. DarOberhinaus dOrfte die Generation der 
gtOßen 1.3000 MW-Reaktoren keine Zukunft mehr haben. ·'eer 
Strommaritt Ist gut geslttigt und nach Einschltzung der EVUs 
dOrfte vor Mitte bis Ende der neunzlger Jahre eine Entscheidung 
Ober Neubauprojekte nicht anstehen. 
ln Frankreich hat EDF Ihr Ausbauprogramm reichlich Oberrel_zt und 
tritt nun voll auf die Bremse. 55 Reaktoren sind in Betrieb und 
weitere acht noch in Bau. Auch hier heißt es jetzt von Selten der 
EOF, daß mc5gllcherweise vor 2000 kein neues Projekt begonnen 
werden muß, wenn die Stromverbrauchszahlen weiter stagnieren 
oder sogar rOckllufig sind. ln den anderen europlischen Lindern 
Ist auch kein nennenswerter Ausbau der Atomenergie zur Zelt 
geplant. Die heutlgeSI1Uatlonlstdas Ergebnisderfalschen Progno­
sen Ober die StromzuwAchse. Jm Moment geht es darum den 
vorhandenen Bestand an Atomanlagen zu retten und in Betrieb zu 
halten. Es Ist sozusagen die Phase der Stagnation. Darauf richten 
sich die Stromversorgungsunternehmen Im Rahmen der EG ein. 
Deshalb werden die WAA-Kapazltlten bereinigt, werden Im ge­
samten sogenannten Brennstoffkreislauf die vorhandenen Ka.Pazi­
tlten angepaßt und europllsch geregelt. 
Das Ende der Atomenergienutzung ist trotzdem nicht zwangsiluflg 
gekommen. Die heu1ige Anpassung an die Realltlten und die 
engere Kooperationdergroßen Atomenergieanwenderwle Frank­
reich, Großbrilannlen und BAD dient auch gleichzeitig dazu die 
Stagnation zu Oberwinden und fOr die weitere Zukunft zu planen. 
Die EVUs sind bereit der Atomindustrietreu zu bleiben. Zum einen 
machen sie sich die Argumentation der ökologischen Atomenergie 
zu eigen, Indem mit Verweis auf das Klimaproblem und die 
CO,Problemad( auf die Vorteile der Atomenergie verwiesen wer­
den. Dabei· wird ein neues BOndnla gepredigt: EnergieelnsParen, 
ElnsatzundEntwiddungregeneratiwrEnergienfOrdenRestbedarf 
und AIOmenergle. 
Hier Ist Im Obrigen von Sei1Bn .der Anti-AKW-Bewegung dringend 
Handlungsbedarf. Denlandauf,landabvonder AIDI"((Iobbygellefer­
ten Argumenten in Sachen Klima und co, Ist argumentativ fundiert 
etwas entgegenzusetzen. 
Man rechnet unter diesem Gesichtspunkt mit einer Renaissance 
der Atomen&f9e. Interessant Ist in diesem Zusammenhang, ~8 
lautMeldungder FAZv. 21 .7.89die Bayemweri<e,die lsar-Amper­
werke und die Preussen-Eieclra beschlossen haben der Siemens­
KWU den Auftrag f.Or einen Druckwasserreaktor bzw. fOr einen 
entsprechenden Konzeplentwurf in HOhe von 36 MIINonen DM zu 
erteilen. Von daher mOssen die EVUs auch ganz zuversichtlich 
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sein, was die weiteN Nutzung der Atomenergienutzung angeht. 
Dieser Auftrag Ist alcher1lc:h auch als kleiner Ausgleich fOrSiemens­
KWU zu Yef'ltehen, denen mit der Aufgabe YOn Wackersdorf ein 
dic:ker Auftrag ....noren gegangen Ist und es hlft der .Aaornindustrie, 
also den Kta~ die Durststrecke zu 0bei"Ä8hen. 

7. Die Zukunft der Atomkraftwerksindu­
strie 

"Die deutsche kerntechnische Industrie befindet sich in einer ltve 
Existenz bedrohenden Situation und dies, obwohl ... •. Mit diesem 
Eln~e~Mlgssatz eröffnete Herr Baust, neuer GeschäftsfOfvef der 
HTR GmbH auf der dlesjlhrigen Jahrestagung Kernenergie sein 
Referat. Die bereits oben beschriebene Stagnation Im Atomener­
giesektortrifft natOrllch besondersdie Anlagenerbauer. Wegen der 
Situation sind sie dazu Obergegangen zu kooperieren oder gemeln­
sameArmenzug'Onden. AufalleFilleerfolgtelnKapazltAtsabbau. 
Zwar wird auf den Expor1malkt spekuliert, doch die ln Betracht 
kommenden LlnderhabennlchtdasnöllgeGeld, um slchelnAKW 
zukaufenunddesellnderhabenlnderAegeldenNichlwelterver­
breltungsvertrag nicht unterschrieben. Bis I~ die herbel­
gewOnadlte Renaissance der Atomenergie kommt, versucht man 

dastechnlacheKnow-HowOberdleRundenzurettsn.Oennschlleß­
lich mu 8 man ja auch noch gegen die Konkurrenz aus Japan und 
USA antreten. Oie Bilanz der Kooperationen und Zusammen­
schlOsse hat bisher u.a. tolgende Ergebnisse gebracht. Siemens­
KWU und ABB haben sich ln der HTR-Technologle zusammenge­
tan. Oie großen Hoffnungen auf das Geschlft mit dem Osten 
scheintsich nicht zu reallslefen. Du Geschlftmltder UDSSR lAuft 
nicht wie gewOnadlt, da die UDSSR Oevi8811pr0bieme hat. Unler 
desen Beclngungen sollte es nicht Oberraschen, wenn die bundes­
deutsche Atomlobby .uf das Angebot aus der UDSSR vom Som­
mer 1988 eingehl und sich de HTR-Technologle mitder Abnahme 
YOn deutschem .AaornmOI durch die UDSSR bezatien lABt. 
Im Bereich der Druckwasaerreaken haben sich jetzt Slemens­
KWU und FramaiOme zusammengetan, um gemeinsam den noch 
vorhandenen Weltmatttt zu erschließen. Slernens-KWU hat Im 
Ausland keinen08f"i"'enSW8f Auftrag mehr und FramaiOme lun1 
ein lhnlichea Leid ldagen. DarOberhinaus erhAlt Framatome 
momentan von der EDF keine neuen AuftrAge rnetv. Womit noch 
Geld zu machen ist, sind die Olenatlelstungen diverser Art an den 
laufenden AKWs weltweit. Mit der neuen NPI wollen Framalome 
und Siemens-KWU gemeln$8m den MarXt fOr neue Anlagen er­
echWeßen. Gemeinsam Ist man in der l...aga die Kreditm6glichkelten 
Im Aulfuhrgetd\lft zu optimieren und vor alem man erspart lieh 
kostspielige Doppelentwicklungen ln der Anlagentechnlk. wenn 
jetzt gemeinsam ein Druckwasserreaktor fOr den Export entwickelt 
wird. GesundiChrumpfen und Kooperallon heißt die Devise und 
gleichzeitig ist Oberall zu vemtlchnen, daß die betroffenen Armen 
Ihren Tltlgkeltsberelch Immer stlrt<er diversifizieren und den .w­
klearen Geachlftaantelllmmer starker abbauen. 
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So gesehen haben nicht nur die EVUs aus der Not eine Tugend 
gemacht und sich stArbr auf gemeinsame Geschäfte mit Frank­
reich und GB wrlegt, um die eigene Haut zu retten, sondern auch 
die Kraftwerksindustrie hat nachgezogen oder einfach in Fale 
Slemena-KWUIFramaiOme Ausschau nach einem kompetenten 
P.mer gehalten. Es ist nicht auszuschließen, daß sich in clesem 
Bereich die Zusammenarbeit und Fwmenkooperation noch verstAr­
ken wird.ln der gemeinsamen Erkllrung zwischen Frankr8k:h und 
BAD wird das z.B. fOr den Bereich der HTR-Te<:Mologle explizit 
angesprodlen. 
Betrachtet man .wn al diese Entwiddungen, dann wird deudlch, 
daß sich die Euiopllslerung in der Alom und Energiewlr1&chaft 
bereits in weiaen Teilen realisiert hat und nicht mit dem VEBA­
GOGEMA Vertrag vom April 89 ihren Anfang genommen hat. 
WAhrend das Kapital, die EVUs und de AIIOmindustrle an der 
Internationalisierung seit langem basteln, war die Polillk noch 
immer in Ihren natlonalstaalllchen VorsteUungen verhaftet. 

8. Das Primat der Politik 

DleEntwlcklungenderletztenMonatezelgensehrdeuttlch,daßdle 
Energie- und Atomindustrie sich nach ihren BedOrfnlssen organl· 
slert und die Politik irgendwarn auf den Plan gerufen wird, um den 
mehr oderwenigervollzogenen Maßnahmeneinenrechdlchenund 
poillach sanktionierten Rahmen zu geben. 
"Provlnziallsmusgehtnichtmehf'",sagtHerrBennlgsen-FOrderund 
die bundesrepublikanische Energiepolitik mOsse sich in ein inte­
griertes europAlsches Konzept elntogen, fordert Herr Chrisllans 
von der Deutschen Bank. Mit dieser direkten Aufforderung zum 
Handeln 1n der Taeche wird dam plötzlich große Politik gemactlt. 
Die Bundesregierung berAt, Atomminister Töpfer darf und muß mit 
den Franzosen und EnglAndern verhandeln. Ales wird groß ln 
Szene gesetzt, so als ob etwas ganz neues dabei herauskommen 
wOrde. Bel nlherer Betrachtung Ist die Politik lediglich ErfOIIungs­
gehllfe der Industrie. Oie Politik muß den lauf der Dinge politisch 
und rechdich abslchtm. Was sich sozusagen wildwOchsig ergeben 
hat, muß von der Politik einen Ordnungsrahmen verpaßt bekom­
men. Oie Politik hat die Aufgabe die unterschledUchen Interessen 
YOn Energie-und Atomindustrie miteinander ln Einklang zu bringen. 
Slehatdaraufzuachten,daßgesamtstaallichelnteressengewahrt 
werden und vor aßen Dingen dafOr Sorge zu tragen, daß die 
Geschäfte und Interessen der Kapitale gegen unliebsame Gegner 
geschOtzt werden. 

8.1. ROckblick auf den sogenannten TN­
Skandal 

Ich behaupte, daß die Molfässer ein wiUkommener AufhAnger 
waren,umnotwenclgeUmstrukturierungeninderdeutschenAtom­
lndustrie einzuleiten. Oie Neuorganisation, die sich Töpfer damals 
als seinen Verdienst, als seine Idee zu eigen machte, lief ohne 
Reibungsverluste und Ohne Widerstand aus der Alomindustrie. Die 
Schieberelen mit den radioaktiven AbfAllen waren bereits seit 
Monaten bekamt und Gegenstand staatsanwaltschafllic:her Ermitt­
lungen. Aber die Industrie selbst bestimmte dann kurz vor Weil­
nachten 1987 den Zeitpunkt, wo die Angelegenheit Gegenstand 
öffenlllcher Diskussion wurde. Erst ln dem Moment, wo hln18r den 
KuHasen die Umltrukturierung geklärt war, wurde die Öffenllichkelt 
eingeschaltet. . 
Einerseits wurde der Brennstoffmari(t neu geordnet. Nukem gab 
den Bereich ln der BAD auf. Siemens ist jetzt allein zustlndig fOr 
den Brennelementemarkt War das nicht bereits eine Anpassung 
an den enger werdenden Mari(t und Voraussetzung, um auf dem 
lnternallonalen Markt konkurrenzflhig zu sein? Das eigentliche 
Problem deratomaren Abfälle wurde zwar nicht gelöst, lediglichdie 
Vonschriften geändert, sodaß heute die gleiche Menge PU in den 
Fissem sein darf, aber eben ganz legal. Ansonsten wurde den 
Betreibern der Atomanlagen das Abfallproblem zur Verantwortung 
gegeben.Manwel8zwarnachwlevornichtwohlnmltdenschwac:h­
und mit181aktlven AbfAllen, weQ kein Endlager zur Vertagung steht, 
aber lmmerNn wird Ietzt alles unter einer Reale 
·sauber" gestapeh. DarOberhinaus war es eföe gute Gelegenheit, 
um endlich c1e Kompetenzen Im Atombereich weiter zu zentralisie­
ren. Die Bundesatombehörde wurde durchgesetzt und kann jetzt 



die Interessen der Atomindustrie viel besser vertrelien. Gleichzeitig 
solesein schlagkrlftlgeslnstrumentsein, um cie Endlagerprojekte 
dutehzusetzen. 8niges an Kompetenzgerangel in den eigenen 
Reihen 801 umgangen werden und die Reafislerung soleher Projek­
ee wie die Endlager effektiviert werden. Unter der Aussicht eil'liW 
Europlisierung bzw. lntemalionalisienJng könnte so eine zentrale 
Beh6rde llngerfrislig sicherlich von Vorteil sein. Im Kontext einer 
Euf9plisierungslnddieKompetenzenderelnzelnenl.lnderbeh6r­
den eher Aöfend denn fOrdernd. 

8.2. Völkerrechtliche VertrAge als Novum 

Entscheidend 1st jedoch und du Ist neu und verlodert die Bedin­
gungen des Widerstandes aus bundesrepublikanischer Sicht ln 
ganz entscheidendem Maße: Die EuropAislerung wird jetzt recht­
lich verbindlich geregelt Oie Absicht fOr alle Aktivitäten vOiken'ec:ht­
llche Ve11rlge zu schließen, muß zwangslluflg die Ausstiegsdis­
kussion in der BRD beeinlluBen. Wenn diese VertrAge abgeschlos­
sen sind, daM kaM man vermullich nationale Ausstiegskonzepte 
getrost auf den MOlhaufen der Geschichte werfen. Auf der Basis 
Wllerrechlllcher VertrAge dOrfte es den einzelnen Staaten fast 
unmOgNch sein aus der Atomenergienutzung auszuscheeren. Mit 
derEuropllsierungwlrddleAtomenergienutzungaufOauerfeslge­
schrieben. Oie Atomlobby sichert ihre Exis18nZ so auf Dauer ab und 
sichert sich Im Prinzip schon heute ihre Zukunftsoption. Auch eine 
SPO-Reglerung wird an solche ...Oiken'echtlichen VertrAge gebun­
den sein. Oie Absicht, die Zusammenarbeit llngerfrislig auf EURA· 
TOM-Basis zu regeln, wenn cieaes die Zusammenarbeiterleichtem 
WOrde, WOrde nalional~llichen Alleingingen erst recht keinen 
Spielraum mehr Jassen: Mit den jetit getroffenen Vereinbarungen, 
die allerdings alle noch in konkrete VertrAge gegossen werden 
mOssen, stellsich die Politik vol und ganz hinterdie Atomlndustrie. 
"Oie Reglerungen werden dafOr Sofge tragen, daß der Abschluß 
der VertrAge und Ihre reibungslose OurchfOhrung auf den von den 
Industriepartnern vorgesehenen Grundlagen und innerhalb der 
entsprechenden Frlslien erlelchcertwird", heißt es u.a. in derdeutsch­
französischen Erkllrung. EinengrOßeren Blankoscheck kann kei­
ne Regierung der Atomwirtschaft auaateHen. Ich denke. wenn es 
jetZt nicht gelingt, diesen Absichten in irgendeiner Art und Weise 
einen Riegel vorzuschieben, werden wir auch noch in 20 Jahren 
den Ausstieg fordem und keinen Schritt weiter gekommen sein. 
Die Konsequenzen völketrechlllcher Ve11rlge und Regelungen auf 
EURATOM-Basis becklrfen unsererseits dringlich einer Klärung, 
weil sie m.E. in der politischen Diskussion um die Europäislerung 
von sehr groBer Bedeutung sind. 

9. Europlislerung der Endlager 

Auch wem ln den jetzt getroffenen Vereinbarungen immer wieder 
betont wird, daß de radioaktiven AbfAlle in nationalstaatleher 
V8nllttWortung bleiben bzw. zurOdtgefOhrtwerden &Oien, darfman 
dem m.E. keinen allzu groBen Glauben acheri<en. WAhrend auf 
alen SekJoren des sogenannten BreMstoffkreislaufes eine Euro­
pllslerung vereinbart wird, drOckt man sich um den Komplex 
Entsorgung mit halbhetzlgen und lauwarmen Erklirungen herum. 
Es scheint fast so, als mOsse fOr ciesen Komplex noch eine 
Schamfrist gewAhrt werden. Uest man allerdings cie gemeinsame 
deutsch-britische Erkllrung zur Nuklearzusammenarbeit vom 
25.7.89, dann wird dort schon eina klarere Sprache gesprochen. 
Dorthelßtesu.a. unterdem PunktWiederaufarbeitung: "'ndiesem 
Zusammenhang werden die britische und deutsche Regierung der 
ROckiOhrung der bel Lagerung, Wlederaufatbeitung, Entsorgung 
und Stlllegung Im Zusammenhang mit den bestrahlten Brennele­
mentenentstehetldenAbllleundSpaltuoffelndleBundesrepubllk 
keine Hindernisse entgegensetzen." Im-Grunde genommen kaM 
dasnichtsanderesheiBen,daßauchganzeAnlagenteilederWM­
Sellafleld zur Enclagerung in die Bundesrepublik verbracht werden. 
Andererseits Ist es allerdings auch so, daß man fOr die Lösung der 
Endagerung nirgendwo ln Europa ein konkretes und ausgereiftes 
Projekt anbieten k6mte. Weder Frankreich, Großbritannien, noch 
die BAD haben dafOr .bisher eine Lösung gefunden. Hier wie da 
ergibt man sich in Hoffnungen. Daraberhinaus stellt die Frage der 
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atomaren AbtUe in allen Llndem ein gravierendes Akzeptanzpro­
blem dar. Vermullich wird es so sein, daß dort. wo zuerst ein 
EnclagerzurVerfOgungsteht,diesesauchgemeinsaminAnspruch 
genommen wird. Dabei muß man sicherlich zwischen schwach· 
und mlnelak1iven Abflllen auf der einen Seite und hochak11ven 
AbfUen auf der anderen Seite unterscheiden. 

9.1. Schwach- und mittelaktive Abfälle 

ln Frankreich lagert man diese Abfllle oberfliehennah wrgraben in 
der NAhe von La Hague. ln Soulalnas in der NAhe von Paris Ist ein 
groBes Enclager in Bau, welches 1 MiiNonen m'- - .... 
- *" •-•-_._....,. ........ - • Lagerung 
unter dem Meeresboden untersucht. Die EnglAncier haben fOr 
schwach- und mittelaktive AbfAlle zur Zeit kein neues Lager. Bis 
Anfangder achtziger Jahrehaben sie die Sachen munter in der See 
versenkt. Ein oberflAchennahes Endlager im NOrdwesten Großbri­
tanniens an der lrl&d"len See wird wegen zu großer Verseuchung 

der lrl&d"len See nicht weiterbeschickt Seit 1986 hat man drei 
Standorte mit Tonformationen fOr ein Erdager auserkoren und 
wieder aufgegeben. Jetzt beabsichtigt man bei Selafield und 
Oounreayein E.ndlagerzu errichten. Diese Standorte sollenwegen 
der eh vorhandenen Atomanlagen am Akzeptanzfähigsten sein. ln 
der B~Dwartetdle Atomindustrie sehnsDchtig auf die Inbetriebnah­
me von Schacht Konrad. 
FaHs Konrad und in Frankreich die geplanten Projekte realisiert 
werden sollten, WOrden sie jeweils sicherlich genug Volumen her­
geben, um MOll aus anderen Llndem aufzunehmen. Ob das dann 
auch so realisiert wird, Ist im Moment schwer zu beantworten. 
Immerhin hat Herr StreBburg von der DWK auf der diesjlhrigen 
Wintertagung des deutschen Atomforums angeregt, Oberdie Euro­
pAisierung der Entsorgungseinrichtungftn nachzudenken. Er könne 
sich wie Im Bereich des SondermOlls einen Tausch von AbtaUkon­
tingenten vorstellen. 
ich denke, daß sich in dieser Frage noch einiges entwickeln wird. 
Schließlich wurde gemäß den deutsch-französischen und deutsch· 
britischen Erkllrungen jeweils einer Arbeitsgruppe der Auftrag 
erteilt. sich Ober die Abfallbehandlung, Konditionierung etc. Gedan· 
kenzumachen.DieAbfallenc:llagerungistelnbesondererPunktdes 
gemeinsamen Interesses. In 18 Monaten sollen von diesen Arbeits­
gruppen erste Ergebnisse vorgelegt werden.Unbenommen davon 
wird man aber in der BAD sicherlich nicht auf cie Ergebnisse dieser 
ArbeitsgruppenwartenundsolangedieFingervonSchachtKonrad 
lassen. DafOr dringein die Sorgen im Bereich der Abfalberge zu 
sehr. Eine EuropAislerung im Bereich der hochaktiven AbfAlle 
scheint mir dagegen noch wahrscheinlicher zu sein. 

9.2. Die hochaktiven Abfälle 

FOr die Lösung der Endlagerung hochaktiver Abfälle gibt es seit 
Anfang der achtziger Jahre ein gemeinsames, Projekt auf EG· 
Ebene. Das sogenannte Projekt PAGIS. Im Rahmendleses Projek· 
tes werden von den einzelnen Llndem arbeitsteillg vier Formalio­
nen auf Ihre Tauglichkeit untersucht Salz, Granit, Ton und Meeres­
boden. Oie bisherigen Aussagen sind nach wie vor nicht besonders 
aussagekrlftig. ln Frankreich will man jetzt ein Labor in Granit im 
Zentralmassiv einrichten. Die Belgier haben ein unterirdisches 
Labor in Ton bei Mol. Franzosen und Engländer untersuchen 
bestimmte Meeresregionen auf ihre Tauglichkeit fOr die Erdage-
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rung.DieDeutschenversuchensichlnSalz.AufelnerTagungEnde 
Juni in Madrid war man nicht bereit, Aussagen darOber zu treffen, 
welche Formation denn jetzt die geeignetsie sei. Letztendich wird 
man aber zu gemeinsamen LOsungen finden mOssen, so Vt\lrde es 
auch von den anwesenden Herrschaften in Madrid diskutiert. Die 
BAD baut am Endlager Gorteben und könnte womöglich das erste 
Land seln,welches ein Endlager zur Vertagung hat. Die Versuche 
in der ASSE mit hochaktiven Abfällen laufen mit europäischer Un­
terstOtzung. Zumindest Ist aus den Strukturen erkennbar, daß die 
Enclagersuche und -forschung Im europäischen Kontext koordi­
niert veriäuft. Warum sollte dann Irgendwann eine gemeinsame 
Nutzungausgeschlossen sein? Allein schon aus Akzeptanzgroden 
traut man sich heute noch nicht diesbezglich eine europäische 
Lösung zu propagieren. Die Bestrebungen und Vereinbarungen 
jetzt in gemeinsamen Arbeitsgruppendie Sicherheitsstandards und 
Normen anzugleichen, weisan m.E. auf eine kOnftige enge Zusam-

. menarbeit und gegenseitige Inanspruchnahme von Endlagerkapa­
zitäten hin. Bereits auf der oben erwähnten Wintertagung des deut­
schen Atomforum wurde eine Freigabe der Endlager Gorleben und 
Konradtorausländlschen AtommOll diskutiert. Von Ministerialcirek­
torHohleflederausdemBMUgabeszudieserDiskussionnurhalb­
herzige Bedenken. Er bemängelte die bisher unterschiedlichen-51-
cherheitsstandards und von dahEir sei so eine Perspektive fOr die 
Bundesregierung kaum denkbar. 
Sicherheit muß immer vor Marktwirtschaft gehen, so das 
eindeutige Dementi von Herm Hohlefelder. Ich denke, wenn erst 
etwas Ruhe in die Atomdiskussion eingekehrt ist nach Bewältigung 
dieses Schrittes der Europäisierung, wird Ober kurz ~r lang die 
Europäisierung der Endlager folgen. Das entspricht eigentlich nur 
der Logik der Entwicklungen. 
Am21 .7.89meldetdieFAZ,daßdieGesellschaftfOrReaktorsicher­
heit und das französische Institut de Protection et de Surete 
Nucfeaire (IPSN) eine gemeinsame Organisation schaffen woUen, 
um auf dem Gebiet der sicherheitstechnischen Fragen, der NotlaB­
maßnahmen und Lagerung von Abfällen zusammenzuarbeiten. 
Man sieht die Angleichung der Standards wird in Angriff genom­
men. Und laut einem Berichtder Nuciear Fuel vom 10.7.89Vt\lrde 
~i den Verhandlungen mit Frankreich unc.f Großbritannien die 
Uberlegung tor einen Abfall"swap• von deutscher Seite in die 
Diskussion eingebracht Demnach hatte ein Vertreter der EVUs 
vorgeschlagen, die schwach- und mittelaktiven Abfälle aus der 
WAA in Frankreich bzw. Großbritannien zu lassen und dator mehr 
verglaste hochaktive Abfälle Im Tausch zur Enclagerung bzw. 
langfristigen Lagerung in die Bundesrepublik zu bringen. Der EVU­
Vertreter bedauerte die fehlende politische Akzeptanz tor diese 
Abfal"swap .. ldee. Dieses sei zu Ihrem Nachteil. 

10. Die Bedeutung der Pilotkonditionie­
rungsanlage (PKA) Gorleben Im europäi­
schen Kontext 

KaumhabendieEVUsihreWAA-KapazltAteneuropäischgeregelt, 
schon sind sie bereit, mit Volldampf die PKA ln Angriff zu nehmen. 
400 Millionen DM hat die DWK jetzt fOr den Bau zur VerfOgung 
gestellt. Es dringt sich auf, daß auch diese Anlage untereuropäi­
schen Gesichtspunkten an Bedeutung gewinnt und zum Bestand­
teil der europäischen atomaren Zusammenarbeit wird. Auch wenn 
die PKAofflzlel als Anlage tordiedirekte Endlagerungvon Brenne­
lementen verkauft wird, hat sie real damit fast gar nichts zu tun. Sie 
Ist eine ErgAnzungsanlage zur WAA. ln der PKA sollen zum einen 
aße Brennelemente, die nicht wiederaufgearbeitet werden können 
(HTR-BE, defekte Brennelemente aus Lelchtwasserreaktoren), 
zersägtunddannlnSpezlalbehälterverpacktwerden,diedann,auf 
unabsehbare Zeit, ins Zwischenlager wandem. Die Freisatzung an 
Radioaktivitätentspricht denen dergeplanten WAA ln Wackersdorf. 
Zum anderen sollen in der PKA alle hochraäiOaktiven Abfälle aus 
der WAA behandelt werden, wie z.B. das Eindampfen von FIOssi­
gabfällen, oder umgeladen werden in lagergerechte Behälter. 
Beschädigte Abfallgeblnde, wie z.B. die hochaktiven Glaskokillen 
oder defekte Castolbehilter mit abgebrannten Brennelementen 
sollen ln der PKA in standgesetzt oder repariert werden. Allein tor 
die laut Angaben der Bundesregierung bis zum Jahr 2000 aus der 
WAAimAuslandanfallendenhochaktivenAbfällewArediePKAmit 
35 TonnenJahresdurchsatz Ober zehn Jahre ausgelastet. Da es tor 
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derartige Verfahren bisher nirgendwo eine Anlage gibt, könnte die 
PKA zur Mustemalage tor den gesamten hochradioaktiven Müll 
Europas werden. Schließlich mOssen sich auch Frankreich und 
Großbritannien tor den Umgang mit ihren hochaktiven Abfällen 
etwas eintaßen lassen. Und wenn sich die Pilotanlage bewährt hat 
und eine große Anlage errichtet ist, könnte auch der MOll aus 
Frankreich und Großbritannien in dieser Anlage 
konditioniert werden. Unter BerOckslchligung der weiter oben 
erwähnten Abfall"swap"idee scheint dieser Gedanke gar nicht so 
femzusein. 
AuffiiHg Ist auch nicht zuletzt, daß die Bundesregierung in Ihrer 
Pressemitteilung vom 6.6.89 anlAßlieh der Unterzeichnung der 
deutsch-französischen Erklärung betont hat, daß sie die PKA jetzt 
mitNach«uckvorantreibenwolle.DiePKAistdarOberhinausfOrdle 
deutsche Nuklearindustrie ein neues Projekt, womit sie Ihr techni­
sches Know-How unter Beweis stellen kann und im Rahmen der 
europAlschenZusammenarbeiteinen eigenen Beitrag leistet, wovon 
letzilieh die anderen Länder profitieren können. 

11. Das Aus von Wackersdorf stabilisiert 
die Atomenergienutzung ln der BRD 

Mit dem Aus voe Wackersdorf hat sich cie energiepolitische Front­
stellung in der BAD, die seit Jahren festgefahren zu sein schien, 
aufgelöst und einen neuen Konsens greifbar werden lassen. Die 
SPD Ist auf das Angebot der Regierung und der EVUs zu einem 
neuen energiepoltischen Konsens zu finden $)fort angesprurigen 
und hat Ihre Verhandungsbereitschaft signalisiert. Zwar hat die 
SPD Ihren Beschluß vom Ausstieg in zehn Jahren, doch emsthaft 
und glaubwOrdlg verfolgthat sie diesen Beschluß in den letztendrei 
Jahren in keiner erkennbaren Art und Weise. Im Wesentlichen hat 
sich die Politik der SPD in den letzten Jahren gegen die Plutonium­
wirtschaft gewandt. WAA und Kaikarwaren das Widerstandssym­
bol tordie SPD. Mit der Klage vor dem Bundesverfassungsgericht 
hat sie ciese Politik unterstrlclien. Die endgOitlge Verlagerung der 
WAAinsAuslandkanndieSPO zAhneknirschend hinnehmen, denn 
Frankreich oder Großbritannien liegt nicht in ihrer VerfOgungsge­
wall Gegen die geplanten VOikerrechtllchen VertrAge war von der 
SPO in den letzten Wochen keine Kritik zu vernehmen. Stattdessen 
hat sie mit Vehemenz ihre alte Forderung nach direkter Endlage­
rung wieder Ins Spiel gebracht Die SPD koppelt diese Forderung 
allerdings nicht mitder Forderung nach einem Ausstieg. Angesichts 
der Aussl.cht, daßdie Atome~rgienutzung mittels VOikerrechtlict)er 

Verträge demnächst auf Dauer gesichert ist, gerät eine Forderung 
nach Ausstieg in zehn Jahren ~ndgOitig zur Groteske. Wollte sich 
die SPD die Option auf einen Ausstieg auch in zehn Jahren 
emsthaft offenhalten, dann mOßte sie jetzt zumindest alles daran 
setzen, daß es keine Internationalen Verträge glbl in dem Maße 
wie die SPD dieses nicht betreibt, hat sie auch de facto Abschied 
vom Ausstieg genommen. Stattdessen Ist sie in der jetzigen Situta­
tion um einen entsorgungspolitischen Konsens bemüht. Indem die 
SPD jetzt dafOr eintritt die Entsorgungsgrundsätze aus dem Jahre 
1980 den veränderten Bedingungen anzupassen, trägt sie zur 
Stabilisierungder Atomenergienutzung bei. Schließlich Ist nachwie 
vor cie ungeklärte Entsorgung und der Mangel an Endlagem 
sowohl politisch als auch rechtlich ein entscheidender Hebel, um 
die Atomenergie zu stoppen. 



11.1. Energiepolitischer Konse·ns-ein Sze­
nario 

Hinter der Forderung steckt das Drängen der Bundesregierung und 
der EVUs in Richtung SPO, den heutigen Bestandder Atomanlagen 
zu akzeptieren. Zusätzlich soll die SPO, dieses betrifftinsbesonde­
re NRW und das Saarland, das ZurOckfahren der Steinkohle 
akzeptieren. Zum Ausgleich werden ihr Strukturhilfen angeboten, 
um die freigesetzten Arbeitskräfte zumindest teilweise aufzufan· 
gen. Oie Gespräche und bisherigen Vereinbarungen der Kohlerun· 
de Im Juli deuten auf eine Verständigung diesbezOglieh hin. FOrdas 
Entgegenkommen der SPD ist die Industrie durchaus bereit, den 
Schnellen BrOterzu den Akten zu legen. Selbstdie FDP in NRW hat 
die SPD neulich ein dlesbezOglichesAngebotgemacht DarOberhi­
naus wird man den Einsatz regenerativer Energien forcieren und 
weiterentwickeln und energiesparende Maßnahmen unterstOtzen. 

Mit so einem Mix kat'Yl sowohl die SPO gut leben, - 11 es zu großen 
Teilen auch iihren energiepolitischen Forderungen entspricht und 
die Energiewirtschaft hat sich diese Ziele schon längst auf ihre 
Fahnen geschrieben. Sollte die SPD Im nächsten Jahr an die 
Regierung kommen, dann kann sie sogar ihr Ausstiegskonzept 
formal aufrechterhalten. Stade, WOrgassen, BrunsbOttel undObrig­
heim sind aus Altersgranden eh fOr eine Stillegurrg fällig. Politisch 
braucht das dann nur noch richtig verkauft zu werden. ln Nieder­
sachsen bereitet die SPO schon jetzt großartig die Stillegung von 
Stade vor, das wird dann nach einer Übernahme der Landesregie­
rung ln Niedersachsen der. Vorzeigeerfolg sein. Nach Möglichkeit 
nochvorderBundestagswahl. Und DIE GRÜNEN, solltensiedenn 
wirklich mit der SPD in Niedersachsen ein Koaltion bilden, werden 
sich möglicherweise noch einbilden, es sei ihr Erfolg. Nein, Stade, 
das erledigt die SPO alleine und damit wird es sich in Niedersach­
sen dann auch haben. 
Mit GIOck wird cie SPO-Regierung in Schleswig-Holstein bis dahin 
soweit sein, daß sie den Trick gefunden hat, wie sie BrunsbOttel 
silllegen kann. ln Sachen Brokdorf hat sie sich bisher kläglich 
blamiert.UnddieOffentlichkeitwirdglauben,daßesjetztinSachen 
Ausstieg zOgig vorangeht. 

11.2. Der entsorgungspolitische Konsens 

Ohne Wackersdorf ist ein großer Konfliktherd bereinigtinsgesamt 
könnte das die Akzeptanzproblematik entschärfen. Der Konflikt­
punkt atomarer Entsorgung bleibt allercings und wird, wem er 
irgendwie in den nAchsten Jahre~ gelöst werden soll, nur in einer 
gemeinsamen Aktion angegangen werden können. OafOr bedarf es 
auch der Zustimmung der SPD, zumal unter der Perspektive einer 
SPO-Bundesregierung. . 
Oie SPD Ist nach allen vorliegenden EI'Xenntnissen dazu bereit. Sie 
tritt fOr ein Zwischenlager fOr abgebrannte Brennremente ein. Sie 
will die Endlager. Und sie will die direkte Endlagerung abgebrannter 
Brennelemente. 
Mit der rechtlich wackeligen Position der Entsorgungsgrundsätze, 
diewedereine Verordnung noch eine sonstwie verbindliche Rechts­
form besitzen, versucht zur Zeit die schleswlg-holstelnlsche Lan­
desregierung die Bundesregierung unter Druck zu setzen. Oieses 
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allerdings nicht mit dem Ziel, um die Still~gung der Anlagen zu 
betreiben, sondem um die direkte Endlagerung als Projekt in der 
BAD durchzusetzen. Bei emsthaftem Interesse am Ausstieg WOrde 
sie diese Rechtsunsicherheit gerade zur Betreibung der Stillegung 
zumindest der Anlagen in Schleswig-Holstein und nicht als Verhan­
dlungsmasse benutzen, um ihr Entsorgungskonzept durchzuset­
zen. 
Was die SPD aus der gegenwärtigen Situation macht, sagt eigent­
lich am Eindeutigsten die SPD in NRW in ihrem Positionspapier 
vom 28.4.89: "Unabhängig davon, fOr welchen Zeitraum die Nut-
7..,", tiAr AtnmAnAmiA nnr.h Al!': VArAntwnrthAr AnnAAAivtn wirrl 

muß cie Entsorgungsfrage gelöst werden." Und deshalb fordert die 
SPD ein Endlager, damit nicht der Verdacht, die ZWischlager 
WOrden zu Enclagem untermauert wird. "Weitere Verzögerungen 
beim Bau und bei der Inbetriebnahme eine~ Endagers wOrden 
diesem Verdacht Vorschub leisten. Oie Akzeptanz von Zwischen­
lagern, die in der Bevölkerung ohnhln nicht sehr groß ist, wOrde 
weiter sinken." Und weil alle Entsorgungsprojekte bis heute nicht 
realisiert sind und mit der VEBA-COGEMA Vereinbarung "c:ie 
offenen Fragen der Entsorgung von Kamkraftwerken in der BAD 
wieder auf di8 politische Tagesordnung gekommen sind, fordert 
die SPO, daß der Bundeskanzler und cie Regierungschefs der 
Länder sich um einen neuen Konsens in der Frage der Entsorgung 
bemOhen. Daraus ergibt sich dann die Forderung, die Konditionie­
rungsanlage und das Endlagermit Priorität voranzutreiben. Neben 
Gorleben sollen allerdings nach dem Wunsch der SPD noch zwei 
weitere Standorte untersucht werden. 
Im Prinzip ist also· der Konsens schon vorhanden und zur Zeit 
werden nur noch die einzelnen Modalitäten ln der Bund-Länder­
Kommission fOr Atomfragen ausgehandelt Bel derartigen Analy­
sen und Vorgaben seitens der SPO kann ich mir kaum vorstellen, 
daß dem Widersta.nd von Seiten der SPO Unterstatzung zuwach­
sen wird. Im Gegenteil, der Wind wird schäräfer werden, was die 
Entsorgungsprojekte betrifft. DassoU allerdings nicht he1ßen, daß 
es auch Innerhalb der SPD Widersprache gbt, die man ausnutzen 
muß. 

12. Die gegenwärtigen Veränderungen ent­
scheiden über die Möglichkeit eines Aus­
stiegs 

Wenn sich die PlAne der Atomwirtschaft uoo der EVUs durchsetzen 
lassen, dann wird es vermutlich in der Zukunft schwieriger sein, den 
Ausstieg zu erreichen. Oie AbsiC.ht Ober völkerrechtliche Vertraäge 
und durch die gesamte Europäisierung die Energiestruktur zu 
manifestieren und die Atomenergienutzung fest zu zurren, stelltden 
Widerstand vor große Aufgaben. Im Laufe des Herbst cieses 
Jahres sollen alle Verhandlungen soweit gediehen sein, daß dann 
Verträge und Abkommen unterzeichnet werden können. Ich bin der 
Ansicht, daß nach Realisierung cieser Vorhaben eine andere 
Regierung im nächsten Jahr an der Energiepolitik ni~s wesentli­
ches mehr verlindern kann. Auch irgendwelche GRUNEN in Koa­
litionen WOrden da auf Granit beißen. Zudem gehe Ich davon aus, 
daß OIE GRÜNENbei IhrerKoalitionsgeilheit den Bereich Atompo­
litik hinten rOber rutschen lassen werden. Dies Nuß, wollte man mit 
seinen Forderungen konsequent sein, wOrde einZusammengehen 
mit der SPD von vomherein ausschließen und bei den ersten 
Verhandlungen bereits platzen lassen. 

12.1. Die Anti-AKW-Bewegung muß sich 
jetzt einmischen 

Heute zeigt sich das Manko der Bewegung, daß sie sich immer 
mehralsAktionsbewegungverstandenhatundseltenalspolitlsche 
Bewegung, die sich mit klaren politischen Forderungen in die 
Diskussion einmischt und nach VerbOndaten sucht, je nach Lage 
der Dinge. 
Ich denke, man muß schleunigst zu einer klaren Stellungnahme 
kommen und versuchen mit anderen Organisationen, Gruppen, 
Verbänden und auch Parteien Kontakt aufzunehmen. Dabei sollte 
man dann versuchen zumindest zu einem Minimalkonsens zu 
finden, der ein Gegengewicht zur gegenwärtigen Entwicklung dar­
stellt und neue Aspekte in de politische Diskussion wirft 
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Ansprechbarwlten: BUND, W1SS8nschaf11erlnnen,IPPNW, BBU, 
Jusos, besllmmte Leutein der SPD, GRÜNE, Christdemokraten 1n 
der CDU gegen Atomkraft, Gewerkschaften, Eisenbahner eac. Zlel 
solte sein mit diesen Gruppen und Menschen in die Diskussion 
einzutreten und gemeinsame Forderungen zu emeben. Dies be­
deutet ja nicht, daß man von seinen weitergehenden Fotderungen 
Abstand nimmt 
Nur ohne eine solche Initiative k6nnen wir nur abwarten was sich 
entwldcalt und wieder unseren entschiedenen Widerstand ankOn­
digen. Das allein scheint mir Im Moment zu wenig zu sein. 

12.2. Widerstand europäisieren 

Es wird hOchste Zelt, daß wir uns mit Leuten aus Frankreich und 
Großbritamlenzusammensetzen und gemei~eStrategien und 
PerspektiYenentwlckeln,unsgegenseitigunterstiltzeninAktlonen, 
mit lnfonnatlonen, gemeinsamen Kampagnen LB. ein gemeinsa­
mes europllaches Manifest erarbeiten, daß als zukOnftige Arbelts­
grundage dienen kann. 

12.3. Wir mOssen einen prizlsen Forderungskatalog aufstellen, der 
die Energieversorgung Insgesamt betrifft, der die Energeversor­
gungutrukturen betrifft, der das Problem der Entsorgung betrifft. 
Dazu mOssen weitere kQnkrete Tagesforderungen her. 
Z.B.: 
- UquldltAtsObei'J)f(lfungen der AKW-Betreiber 
- ROckstenungen fOr Entsorgung aus der VerfOfungsgewalt der 
EVI.Jsnehmen 
- Entmachtung von ASK und SSK, unabhängige Expertengruppen 
etc ..• 

Solche Dinge sollten nach Möglichkelt noch vor der Herbstkonfe­
renz entwickelt und angegangen werden. Das bezieht sich auf 
12.1. - 12.3. 

12.4. Die Herbstkonferenz der Antl-AHW-Bewegung, die vom 3.-
5.11. in Saarbnlcken stattfinden wird, sollte nach Möglichkeit be­
reits Internationalem bzw. europäischen Charakter haben, weil wir 
mit unserer Kleinstaaterei der Angelegenheit insgesamt nicht ge­
recht werden. Dazu muß eine feste Vorbereitungsgruppe Jnstaliert 
werden.EigentllchkOnnenwirunsnlchterlaubensoeineKonferenz 
sich wildwOchslg entfalten zu lassen und wom6glich nur Interne 
Gruppenstrukturen diskutieren. 

12.5. Die einzelnen konkreten Aktionsfelder mOssen vorbereitet 
werden als da sind: 
- PKA Gorleben 
- Schacht Konrad 
- Endlager Gorleben 
- Atomtranporte in den europäischen Dimensionen, schließlich 
laufen pro Jahr Ober 1 00 Transporte mit abgebraooten Brennele­
menten aus der BAD nach Frankreich und Großbritannien. 

12.6. Überlegungen fOr eine vemOnftige Öffentlichkeitsstrategie 
soUten angestellt werden. 

ln diesem Szenario Ist sichertich nicht alles enthalten und es bedarf 
einer Diskussion, ob solche Strategien Oberhaupt erwOnscht, 
machbar und leistbar sind. 

Autor: Helnz Lalng 

Einladung Einladung Einla­
dung 
Initiativkreis "Statt Europäi­
sieren, jetzt Aussteigen" 
Kontakt: Peter Dickel, So­
phienstr. 14, 3300 Braun­
schweig, Tel. 0531 /891632, 
Telefax 0531/895610 

. Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freundinnen und Freunde, 

wie wir alle wissen, und wie Meinungsumfragen 
seit Tschernobyl belegen, will eine konstant 
große Mehrheit der Bevölkerung in der Bundes­
republik den Ausstieg aus der Atomenergie. Es 
ist davon auszugehen. daß die Anwendung 
dieser Technik in der Bundesrepublik alleine 
keine Zukunh hätte. Mit großer Sorge sehen wir 
deshalb, wie Energie- und Atomwirtschah ver­
suchen,denpolitischenWillendergesellschaft­
Iichen Mehrheit durch europäische Koopera­
tion auszumanövrieren und wie die Bundesre­
gierung diese Expansions- und Überlebens­
strategien politisch sanktioniert. 
Was erst im April , mit dem Vorstoß des Veba­
Vorstandsvorsitzenden von Bennigsen-Förder 
gegen die bundesdeutsche Wiederaufarbei­
tungsanlogo in Wackorsdorl erkennbar begann 
und gegenwärtig zwischen Wirtschalt und Poli­
tik unter dem Stichwort •neuer Energiekon­
sens· verhandelt wird, soll bereits in diesem 
Herbst in völkerrechtlichen Verträgen abgesi­
chert werden, die einen bundesdeutschen 
Ausstieg aus der Atomenergie erheblich er­
schweren wOrden. 
Wir wenden uns mit diesem Schreiben darum 
an alle, die nach wie vor emsthaft an dem Ziel 
festhalten, aus der Atomenergie auszusteigen, 
bitten die gegenwärtige Lage genau zu prüfen 
und rufen zu einer bundesweiten Diskussion 
darOber auf, wieeine Reorganisation der Atom­
energienutzung auf europäischer Ebene ver­
hindert werden kann. Der anliegende Beitrag 
soll als Einstieg in eine solche Diskussion ver­
standen werden. 
Zu einem ersten Gedankenaustausch laden wir 
IOr Freitag, den 15.9.89 um 14.00 Uhr nach 
Bonn, "Im Ortszentrum Dottendort· ein, bitten 
jedoch, uns weitere Beiträge und weitergehen­
de Vorschläge möglichst bald zuzusenden. 

Diese Initiative wird unterstützt von: 
Geschältsführend·er Vorstand der Arbeitsge­
meinschaft Schacht Konrad; Rainer Müller 
(Vorstand LBU Ni·edersachsen); Prof. Jens 
Scheer, Kemphysiker, Bremen; Bürgerinitiati­
ve Umweltschutz LOchow-Dannenberg; Han­
nes Kempmann, Mdl u. Mitglied der BI LO­
chow-Dannenberg; Peter Dicket, Mitarbeiter AG 
Schacht Konrad; Wolfgang Neumann, Mitar­
beiter der Gruppe Ökologie Hannover; lilo 
Wollny, MdB; Heinz laing, Politologe; 



Im fdgelldendokumentierenwlreinen Briefa~a 
Frankreich vom 27. Jull1989. & atammt von 
einer Vereinigung, die ak:hfOrdle Verhlllderuog 
der Inbetriebnahme daa AKWa Gotfec:h eln­
..azt. Oleaeibe Vnnlgung m6dlte u.a. einen 
Europlltchen Appell wrfaaen, der ln IIIIe 
Sprw:hen Europas Oberaetztwlrd und anac:Nie­
Bend breit V8ftlllt werden 8011. 

Anti-Akw-Widerstand 
in Frankreich 

Ot..etzt durch: M. KurärJe1 wir haben dator den 18.o8. wwgeeeheri. atOndlgen Kulllrprogramm(?/m.) .awle von 
- Gro&eaewopliac:hn T ..... (der Anlt-Aiom- Albeitlgruppen. 

Gut8n Tag, lnltlaliYen) FOr dleee belden Vorhilben brauchen wir lol-
lm Nac::hng zu unaetem letztan Fax wo1en Wir A1a Datum dafOr habenwirden 718. Oktober gende H1te von euch: 
nachtolgend die damala angeriaaenen Punkte vorgesehen. Wlrwolen c1etem Treffen eine - Weiterteilung dea Appells an 6kologi1Chet' 
noch weltlr p!'izllieren: europiJact. Note geben, weswegenwirauch And-Aiom-Gn.lppen ln Deutachland 
- Europllacher Appell. Gllea Penault (ein ln gerne die Bet.illgung von namhaften deut- - BreltiVCKbreftungdeaAppellalndenMedlen 

Frankrelchaehrbekanntlf'Jotmallstlm.)wlrd echen Polltlcein (der GRÜNEN und Ami- • GewichdgePrilen,zbeldemT,.hn,aowoN 
den Entwurf dazu reclgleren. Wir dei"Mn, Alom-Beweguog) sehen wOrden. Bitte Ober- von euren IIUBer~entariiChen GNp-
da8dleVertnl1ungdlesesAppellalnEuropa nehmtfOreurenTeldleteAufgllbe.Oieses pen 1n o.ut.c:hlwld, wie von den Bündes-
am gleichen Tag vonatatten gehen k&wa- T,.ffen wird begleitet Iein von einem 24- und Europe-Abgeocdl~eten 

.------------------------.. - Finanzielle l.JntlrsiOtzung: Orudl und V•· 

Wir geben hier den aktuellen Stand (9 .8.) zur Vorbereitung der 
Herostkonferenz in Soorbrücken wieder, soweit uns die Infor-
mationen vorti~en. ..:::: ·::~\ ., ~· 

. Orti SoorbrOCKen : ,: :::/::1 J$~· .:: . · . . 'l{~> ,, 
Die BI dort f)äf' die Vorbereitung übernommen. Die Re;ium­
lichkeiten der ev. Gemeinde "Sankt Johann• sind zu 95%. 
sicher. 0Ne.nn es damit nicht klappt. sieht es erst einmal 
nicht gut aus.) 

Zeit: 3. /4.15. November 
Beginn Freitags abends, Auftaktveranstaltung 
Samstags, Arbeit in diversen Arbeitsgruppen 
Sonntags; Plenum, P.erspektivplanung .... . · 

Übernachtung:. fOrN die Ube~nochtU[lQ.; steht die Jugendh~r~ 
berge z.qr,,;~Yerfügung m1t 150,:,.SC.h.latplätzen, der Rest 1n 
Privatunte'ii<:Dnften. :::Mf' ,,, )'''··' 
Die Jugendherberge kostet 12;-DM incl. Frühstuck ·pro 
Nacht ··· · 

Ein Tagungsplan oder Reader mit den verschiedenen The­
men/ AGs liegt uns noch nicht vor. Wir denken jedoch. daß die 
Europäisierung der Atomwirtschaft ein Themenschwerpunkt 
der Konferenz bilden sollte/müßte. Einige Fragen die im Raum 
stehen: . . .. ,, .. 
* Einschötzungj:fer Situation noch 'dem ~ Aus,. für Weckersdorf 
• Folgen für d!~;()to~mank?,ger: in de,f:BgQ, durch die Europäi$i~-

srunhg, gteKraq~)(ouch fur dte ···Enq.!ogerprojekte . Gori$.Q,~p, 
c ach onrad ect. ;i 

*Konsequenzen vonvölkerrechtlichen Vertrögen 0/Vas'n das?) 
*Und natürlich. die Frage nach der Organisierung des Wid.er-
stondes. auch auf europäischer Ebene • 
(Siehe zu diesem Komplex auch das Diskussionspapier "Zur 
EuropOislerun~ der Atomwirtschft"' Jn dieser Zeitung) 

Konta ktadresSen fOr die Herbstkonf~ren~; ,, .,. 
•Wemer ~hroi.tt/ ~lumenstr.24, 6®.1fS6arbrücken, Ter ~.11 
31184 ,,,,,,,/''Y~t·::.:·m,,,. · .,.'''''Yi%1%{'''''''. ., · ·.: .. ;:::::., •1ft:/ 

• Dieter GreveiUs~ Pfählerstr.19, 660Q ·soarbr0c ken,'Tel 0681/ 
584248 : ... ... 

So, das wars.in Kürze zur Herbstkonferenz 

breltung dea Appel a werden wohl eehr teufK 
kommen · wir schltzen einmal150.000 FF 
(ca. 45.()()() DM). Du Trehn wird w.hr­
achelrllk:h nicht 80 teuer ... ..,., eine 
Summe von 80.000 FF (ca. 2<4.000 DM) wird 
aber auf alle Fllte .mallen. Dazu klme ein 
Betrag von 56.000 FF toreine Untlrluc:tlung 
der Wlrtachafttlehkelt daa AKWa Golfech. 

Die-. fiNinzlelen Fragen sind aehrwlchllg und 
wir denMn, da8 un~er Kampf 1n Fl'llnlcrelch 
eehr t.ld zu ~ldeli Akllonen 
fQhrenkam. 
Ea glbt.darObieminaua Dringli<:H<elt, da Frank­
reich seine Bem0huflgenwrs1111U, Im Ralvnen 
dea Ewopllac:tl8n Blnnenmartcteaaelnen Slram 
an die europllsc:hen Pattner zu ...,..Jen. 
Wir hoffen sehr auf euch und die deutsc:ha 
~wellbewegung. 
K6nntet Ihr bitte mOgllc:hst schnell p!'izlaleren, 
wie eure Bewegung una helfen kann? 

Mit freunclichen GrOBen R6gia Sauvanet 

Lebenohnedie nukleareGefahrvon 
GoHech 
BP343 
47008A~n 
Kontakt: Chantal Matherbe, Mals 
Sauvanet, Tei.:0033-53660028(dlto 
fax) 

AKTUEUE MELDUNO 
AKW-HERISTKONFERENZ 

Oie Herbatkonferenz der Anti-AKW· 
Bewegung findet nun endgOitlg atatt vom 3. 
bis 5.November 1989 Im Jugendzentrum 
SaarbrOcken. 
Ein weiteres Vorbereitungstreffen wird 
stattfinden am 9.September ab 13 Uhr Im 
Restaurant La Karotte ln der KarcheratraBe 
(nlhe Bahnhof) ebenfalls ln SaarbrOcken. 
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Brokdorf 
Arbeit in Atomanlagen 
Ca. 1500 Leiharbeiterinnen arbeiten in der 
Revisionszeit im AKW. FOr die Arbeiterinnen 
heißt das nicht nur Brennelementewechsel, 
sondern Entseuchung des gesamten Reaktor­
bereichs, so gut es eben geht. D.h. z.B. Repa­
raturen am gesamten Primärsystem, Abschlei­
fen verstrahlter Anstriche Im Reaktorgebäude 
oder säubern des sog. Sumpfes unterhalb des 
Reaktordruckbehälters. Die lausenden von 
Arbeiterinnen, die jährlich in AKW's eingesetzt 
werden, haben keine große Wahl, was ihren 
Arbeitsplatz angeht Sie kommen aus den 
ärmsten Gegenden, z.B. Griechenland, Italien, 
Spanien oder der TOrkel, Irland, England ... Es 
sind aberauch Arbeitslose, Jobberlnnen, Leute 
mit und ohne Beruf aus der BAD, die woanders 
keine Arbeit finden konnten. 
Die Arbeiterinnen werden von Sklavenhänd­
lern (sprich >leiharbeitsfirmen) vermittelt. Das 

BLOCKADEBERICHTE 
06.08.89 18.00 • 20.30 UHR 

Am 44. Jahrestag der Atombombe von Hiroshi­
ma blockierten ca. 100 Atomkraftgegnerinnen 
vielfältig die Zufahrt zum AKW Brokdorf: Nach­
dem Wolfgang grell, ehemaliger Pastor aus 
Hamburg-Wandsbek die BegrOßung gespro­
chen hatte, trugenverschiedene Gruppentexte 
zum Motto der Veranstaltung "Wenn ihr euch 
nicht neu orientiert, werdet ihr alle um kommen". 
zum Aussterben der Tierwelt, zu Leiharbeit in 
AKW's und zur Atombombe vor. 
Eingerahmt wurden die gesprochenen Teile 
von TAnzen und gemeinsamen Singen. Zwi­
schendurch wurde die Straße mit bunten War­
nungen bemalt und das Tor mit zwei Trauer­
kränzen und vielen "Radioaktiv"-Zeichen ge· 
schmOckt. Nach 2 Stunden wurde die "Jubi­
läums"-Veranstaltung -an jedem 6.des Monats 
wird das AKW seit drei Jahren blockiert - mit 
dem Beltrag einer Kieler Gruppe Ober ein klei­
nes japanisches strahlenkrankes Mädchen 
beendet, ohne daß die anwesenden drei Poßzi. 
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können bei der Leiharbeitsfirma Festangestell­
te sein, oder <Leute mit Arbeitsverträgen IOr die 
Revisionszelt oder· Arbeitsverhältnisse", 
nach denen die Arbeitenden rausgeschmissen 
werden, wenn sie ihre Strahlendosis wegha­
ben, z.B. oft schon nach Stunden oder Tagen. 
Die intensive Ausbeutung menschlicher Arbeits· 
kraft durch höher entwickeltere Produktions­
technik und die in Atomanlagen zusätzlich an­
fallende Radioaktivität hat für die Gesundheit 
der Arbeitendenverheerende Folgen. Diedurch 
die Form der Leiharbeit erzwungene Mobilität, 
der Einsatz von Menschen, die aus ganz Euro­
pa für kurze Zeit in einem Betrieb gebracht 
werden und danach wiederwoanders arbeiten, 
macht schon statistisch den Nachweis speziel­
ler Gesundheitsschäden oder Verstrahlung 
unmöglich. Regressansprache der Betroffenen 
und schlechte öffentliche Meinung sollen aus­
geschlossen werden. (Aus der Pressemittei­
lung vom 6.8.89) 

sten eingegriffen hätten. 

07.08.98 6.00 • 6.30 UHR 

Zu Beginn des jährlichen Brennelemntewech­
sels Im AKW Brokdorf waren 20 Blockiererin­
nen und 30 Polizisten pOnktlich vor Ort Wegen 
der vierwöchigen Revisionsarbeiten wollten. 

auch viele "Leiharbeiter" ins AKW, von denen 
bis zu 1000 rund um die Uhr fOr R~inigung, 
Reparatur und Renovierung eingesetztwerden 
Deshalb stauten sich binnen einer halben Stun­
de rund 200 Fahrzeuge vor dem Tor, bis die 
Polizei die Blockade geräumt und 9 Personen 
festgenommen hatte, de alle mit einer Anzeige 
wegen Nötigung rechnen mOssen, obwohl das 
Nebentor befahrbar war. einer der Blockierer, 
die sei t seit 3 Jahren am 6. jeden Monats da.s 
Kraftwerk dicht machen, sitzt zur Zeit in Neu­
mOnster wg. Nötigung in Halt. 
Die Blockiererinnen kOndigtenan, denweiteren 
Vertauf des Brennelementewechsels, bei dem 
zum ersten mal plutonlumhaltige MOX -E.Iemen­
te eingesetzt werden, nicht ungestört zu lassen. 



Standorte 
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Atommüllfässer nach Duisburg?! 
Nicht mit uns! 

Oie Preussen Elektra will demnächst ihre zum Teil aufgeblähten AtommOllfässer aus Gorleben nach 
Ouisburg bringen. Dort sollen sie bei der Gesellschaft fOr Nuklearservice (GNS) ln Duisburg 
Wanheim nachbehandelt werden. 

Niemand aberweiß genau, was sich in Ihnen befindet. Diese Fässer sind alte Bekamte. lns Gerede 
kamen sie durch den Trans-Nuklear ..Skandal. Dem Staatsanwalt war die Sache so brisant, daß er 
die Fässer beschlagnahmen ließ und eine genaue Untersuchung des Inhalts der Behälter forderte. 
Dies wOrde die Preussen Elektra jedoch 100.000 DM pro Faß kosten. Darum beantragte sie die 
Freigabe der Fässer. Sollte sie damit Erfolg haben, rollen dann 700 Fässer nach Duisburg. Dort 
werden sie in den Hallen der GNS geöffnet und Umgepackt, obwohl nicht auszuschließen ist, daß 
sich ln einigen Behältern das hochgiftige Plutonium befindet. 

Wir fordern: 
•Stlllegung der GNS und aller anderen Atomanlagen I 
•Untersuchung aller Fässer auf Plutonium 
·Schluß mit der AtommOIIschleberell 

Demonstration 
Am 24.9.1989 in Duisburg-Wanheimerort 14.00 Uhr 

Michaelsplatz (Fischerstraße) 
Abschlußkundgebung : 15.30 Uhr Duisburg-Wanheim 

Seit April dieses Jahres finden an jedem letzten 
Somtag im Monat an der Gesellschaft tor 
Nuklearservice (GNS) ln Duisburg-Wanheim 
Samtagsspaziergänge statt. Die Beteiligung 
schwankte zwischen 20 und 50 Leuten. Der 
Samtagsspaziergang beginnt um 11.00 Uhr 
und endet gegen 12.00 Uhr. FOr Infos und 
Verpflegung wird gesorgt. 
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Kontakte Ober; Helnz-JOrgen Elchholz, 
Sultbertusstr.15,4100Dulsburg28, Tel.: 
0203/706449 oder Bernd Matz, Stembu­
schweg142,4100Dulsburg1, Tei.:0203/ 
359693 

POnktllch zum Antikriegstag Ist eine BroschOre 
erschienen, die die mUitärische Dimension des 
BRD-Atomprogramms an einem bisher völlig 
unbeachtet gebliebenen Ort neu thematisiert: 
am Forschungszentrum in Geesthacht. Was 
von den Verfasserinnen in umfangreicher 
Recherche auf 40 Seiten in dieser Hinsicht 
zusammengetragen wurde, ist absolut neu, 
bisher noch nirgendwo so veröffentlicht. 

Erstmals ln den Blick geriet das Forschungs­
zentrum in Geesthacht Ober ein kleines Detail 
im Kontext des Atomskandals Hanau - Mol. Wie 
der Physiker und Journalist Oe tief zum Winkel 
auf der Internationalen Konferenz .,Atomwaf­
fenverzicht ins Grundgesetz!" im November 
1988 berichtete, fOhre ein Abgleich der veröf­
fentlichten Atomtransportlisten von Bremerha­
ven mit solchen aus Schiewig-Holstein zu dem 
Ergebnis, das 2 Brennelementtransporte aus 
Geesthacht, die 1987 nach Bremerhaven ge­
hen sollten und in Geesthacht offensichtlich 
auch abgegangen sind, in der 1987er Hafenli· 
ste Bremerhavens nicht auftauchten. Das hie­
ße, zwei Transporte von potentiell atomwaffen­
fähigen Stoffen sind, wenn die Listen stimmen, 
niemals dort angekommen, wo sie hätten an­
kommen sollen. Wo die Transporte gelandet 
seien, wisse bisher niemand. Hier läge damit 
genau der Fall vor, der Im Januar 1988 den 
.,Wallmann· Verdacht" hervorgerufen und mit 
dem Verdacht auf Bruch des Atomwaffenspar­
vertragesdem Atomskandal eine internationale 
Dimension verliehen hatte. Dem Verschwin­
den(?) dieser Transporte ist von offizieller Seite 
bisher niemals nachgegangen worden. 

Obendrein wurde bekannt, daa nach Gees­
thacht, wo es eigentlich keine Wiederaufarbei­
tung geben sollte, a.uch abgebrannte Brennele­
mente transportiert werden. Durchall das aus­
gelöst begannen im Rahmen des ,.Arbeitskreis 
Atomwaffenverzicht" in Harnburg die Recher­
chen zum Forschungszentrum in Geesthacht. 

AngesichtsderFOlie an Fakten, die zusammen­
gekommen sind, kann die Frage auftauchen, 
warum Geestnacht nicht frOher in den Blick der 
AnU-AKW-Bewegung geraten ist. Ein Grund 
mag darin liegen, daa sich die in den 70er 
Jahren formierende Bewegung erstmal gegen 
die gerade entstehenden Anlagen- ob in Whyl. 
Brokdorf oder anderswo - richtete, und die 
Geesthachter Anlage, die auch damals schon 
seit 20 Jahren bestand und arbeitete, in diesem 
Sinne nicht so unter den Nägeln brannte. Ein 
weiterer Grund wird sicher in der Unscheinbar­
keit des Atomforschungszentrums zu suchen 
sein. 
Das Forschungszentrum der GKSS in Gees­
thacht ist nicht zu vergleichen mit den großen 
Kernforschungsanlagen der BAD in Karlsruhe 
oder JOiich, obwohl es in den SOer Jahren mit 
den gleichen Ambitionen gegründet wurde. Im 
Unterschied zu Kartsruhe und JOiich, die mit der 
Entwi~klung von BrOter- und Wiederaufarbei­
tungstechnologie im Falle Karlsruhes bzw. der 
HTR-Technologie in JOiich entscheidende 
Impulse IOr das BAD· Atomprogramm seizen 
konnten, hat Geesthacht nichts vergleichbares 
vorzuweisen. Ihr Großprojekt, die Entwicklung 
von Kernenergieantriebssystemen tor Schiffe 
(die NS-Otto-Hahn) war als ziviles Projekt von 
vorneherein zum Scheitern verurteilt. ln Wiri(­
lichkeit standen hinter diesem Projekt auch 
keine zivilen, sondern militärische Interessen. 



Atomforschung 
Geesthacht 

• 
1n 

ln der Zivilmilitärischen Grauzone 

um die des Know-Hows~~~-~~~~~~~~~~~~~ 
zum Bau von Atomantrieben fOr Kriegsschiffe, auch die Herstellung von Isotopen • und das 
insbesondere tor U-Boote. heißt dam wohl auch von Plutonium • möglich 

Das Dilemma Geesthachts: Indem es sich mit 
diesem Projektnureindeutig militärischnutzba­
ren Interessen verschrieben hatte, blieb es 
Immer die .. Graue Maus" unter den Atomz~n­
tren der BAD. Gerade deses Schattendasein 
könnte es aber für delikatere Arbeiten in der 
zivilmilitärischen Grauzone Interessantgemacht 
haben. ln der Broschüre werden eine ganze 
Reihe von Fakten zusammengetragen, die sich 
in dieser Richtung zu einer Indizienkette zu­
sammenfogen.DaswirfteineganzeReiheneuer 
Fra!Wn auf: 

"Die atomare Infrastruktur ln Geesthacht hat 
militärische Relevanz. Diedortigen FOI'schungs­
reaktoren arbeiteten bis vor kurzem mit hoch­
angereicherten, waffenfähigen Uran. Hier wer­
den Bestrahlungsexperimente auch fOr militäri­
sche Stellen, z.B. fOr die .,Wehrwissenschaltli­
che Dienststelle der Bundeswehr für ABC· 
Schutz, Munster", durchgeführt. ln Geesthacht 
gibt es sogenannte .. Heiße Zellen", in denen 
über die Untersuchung von Brennelementen 

ist Solche "Heißen Zellen" sind nach einer 
Aussage des frOheren Forschungsministers 
Hauff (SPD) zentraler Bestandteil einer lnfra­
slruktur für den Bau von Atombomben. Wieviel 
Plutonium wurde in Geesthacht abgetrennt? 
Wozu wurde es verwandt? 
"ln Geesthacht wird auch direkt Plutoniumfor­
schung betrieben. Es wurden Untersuchungen 
durchgefOhrt zur .. Erzeugung von Plutonium ln 
Oberflächenschichten von Brennelementen". 
Methoden zur Messung der Plutoniumentste­
hung sind entwickelt worden. Die entsprechen· 
den Meßgeräte sind in Geesthacht vorhanden. 
Für die Abtrennung des in Oberflächenschich­
ten von Brennelementen erzeugten Plutoniums 
sind verschiedene Verfahren entwickelt wor­
den. Mindestens drei Konzepte fOr militärisch 
nutzbare Plutoniumproduktionsreaktoren wur­
den in Geesthacht entwickelt Welchen Zwek­
ken dienten diese Forschungen? Kann sich bei 
solchen Forschungen Oberhaupt noch mit 
.. zivilen Begründungen" herausgeredet wer­
den? Wieglaubhaftsind hiernochzivile "Recht­
fertigungen"? 

Standorte 

"Geesthachter Forscher waren bereits seit 
Anfang der SOer Jahre mit der Technik der 
Wasserstoffbombe befaßt. Bner dieser Physi· 
ker, Prof. Dr. Frledwardt Winterberg, datierte 
einen angeblich funktionstüchtigen eigenen 
Entwurf auf das Jahr 1952. Dr. Kurt Oiebner, 
einer der GrOnder des Atomzentrums in Gees· 
thacht, war bereits vor 1945 - in jenem Zweig 
des faschistischen Atomprogramms, dasdirekt 
ln das Militär integriert war • mit ersten Experi· 
menten zur Kernfusion befaßt. Sein Wegge· 
fährte Prof. Dr. Erich Bagge, der eigentliche 
.. Vater" des Atomzentrums und langjährige 
wissenschaftlich· technische Leiter, baute Ende 
der 60er Jahre im Auftrag des Verteidigungsmi· 
nisteriums ein eigenes "Institut fOr Naturwis­
senschaftlich-Technische Trendanalysen (I NT)" 
auf, das die Forschungen Ober Fusionswaffen 
fortsetzte. 

• Mit ihrem beim Bau derOtto Hahn erworbenen 
Know-How arbeitete die GKSS in einer Koope­
ration mit Brasilien in deren militärischen Atom­
programm - dem sogenamten "Parallel- Pro· 
gramm • an der Entwicklung eines Atom-U· 
Bootes, das 1992 fertiggestellt sein soll. Brasl· 
lianische Zeitungen berichteten darOberhinaus, 
daa deutsche Forscher in Brasilien nicht nur am 
U-Boot-ProjektmitarbeitenwOrclen, sondernsich 
in einem Geheimabkommen verpflichtet hät· 
ten, Brasilien auch beim Bau der Atombombe 
behilflich zu sein. Was ist mit diesem Gehel­
mabkommen? Kommen die Forscher aus 
Geesthacht? Wie weit ging die Hilfestellung 
Geesthachts im U-Boot-Projekt? 

• Atomtransporte aus Geestnacht gingen nicht 
nur Ins .,Nichts" nach Brememaven, sondern 
auchdirekt in militärische Wtederaufarbeitungs­
anlagen wie die im französischen Marcoule, wo 
das Plutonium fOr Frankreichs Force de Frappe 
abgetrennt wird, oder sie gingen in verruchte 
Zentren wie Mol, oder in zur Wtederaufarbei· 
tung von Brennelementen bisher völlig unbe­
kannte Orte, wie Karistein in Bayern. in letzte· 
ren Fällen wurden die Brennelemente beson­
ders proliferationsträchtig vorher in Geesthecht 
zerschnitten. 

Dassind nur schlaglichtartig einige Ergebnisse, 
die in der BroschOre ausführlicher vorgestellt 
werden. Sie sind zweifellos besorgniserregend. 
Die BAD gilt als Atomwaffenstaat auf Abruf. Es 
drängt sich der Schlua auf, daa auch im For­
schungszentrum in Geesthacht im Rahmendes 
BAD-Atomprogrammseiner bundesdeutschen 
Option auf Atomwaffen zugearbeitet wurde. 
Weitere sachdienliche Hinweise in diese Aich· 
tungwerden vonden Verfasserlnnen, wie es im 
Vorwort heißt, gerne entgegengenommen. 

Oie BroschOre "ATOMFORSCHUNG IN GE· 
ESTHACiiT - Schleichwege zur Atombo~ 
be?" wird herausgegeben vom "AK Atomwaf­
fenverzicht ins Grundgesetz, Hamburg" und 
unterstOllt von der "atom", der BI Uhlenhostl 
Hamburg, derGAUHamburg-Mine, dem Kiefer 
Arbeitskreisgegen den Krieg und dem Kommu-
nistischen Bund (KB). • 
Sie Ist zu beziehen Ober : 
Holger Kuhr, Wohlwillstraße 49, 2000 Ha~ 
burg 4. 
Hamburger Sparkasse, BLZ: 200 505 SO, 
Kto.-Nr.: 1251/121255, 
(Stichwort: Holger Kuhr wg. Atomwaffen­
verzich t Ins GG) 
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Ein GroBprojekt, wegen dem seit Jahren vor 
allem im Raum Stlngbert ein erbltter119r Streit 
vor allem Im Raum St. lngbert schwelt, scheint 
jetzt kurz vorder Realisierung zu slehen: die ge­
plante Stromtrasse zwischen Hassel und Bis­
chmlshelm. BOrgerlnltiativen, Naturschutzver­
bände, sowie aHe politischen Parleien laufen in 
St. lngbert seit Jahren gegen die Stromtrasse 
Sturm und verweisen vor allem auf die ökologi­
schen SchAden, die beim Bau der Trasse un­
ausweichlich wären: die Hochspannungsfreill­
eungwOrdeeln Waldopfervon 260.000 Qudrat­
metem fordem, und dies in einem Bereich, der 
förmlich als Landschaftsschutzgebiet ausge­
wiesen Ist. Sie WOrde sich auf einer Strecke von 
5,3 km von Hasse!, Ober den Hochscheld, vor­
bei an Reichenbrunn und Sangscheid erstrek­
ken und die Landschaft in einer Breite von 70 m 
zerschneiden. Ein heute noch relativ unberOhr­
tes Tal WOrde zerstört. Das Landschaftsbild 
verschandelt. Auch das Naherholgungsgebiet 
Grumbact'al,daszuSaarbrOckengehört,wlre, 
von der Trässe betroffen. 

Wirtschaftsminister will Ge­
richtsenscheldung nicht ab­
warten 

Vor einigen Jahren schon hatte die Stadt ST. 
lngbert die Stromtrasse vom Rheinisch-West· 
fällsc:hen-Eiektrizltätswerk (RWE) geplant und 
orclert wird, geklagt Bis heute steht eine Ent­
scheidung des Oberverwaltunggerichts (OVG) 
in Saarlouls, ob die Trasse Oberhaupt gebaut 
werden kann, noch aus. FOr Wirbel sorgten 
deshalb vertrauliche Schralben des Saarlifndi­
schen Wlrtschaftsmlnlsters, die Ihren Weg an 
die Offendichkelt fanden: trotzder noch ausste· 
henden Gerichtsentscheidung erteilte Wirt­
schaftsminister Hoffmann dem RWE Ende 
Januar c:le Erlaubnis zum Baubegim. Die For­
stämter von Blieskastel und SaarbrOcken wur­
den angewiesen, sich auf cle kuzfristige Räu­
mung der Trasse, sprich Rodungen vorzuberel· 
ten. Die Öffentlichkeitwarschockiert Dem Wlrt­
schaftsministerwird jetzt vorgeworfen,ln unde­
mokratischer Art und Weise die berechtigten 
8nw4nde betroffener 80rger1nnen und Gemein­
den Obergangen zu haben.St.lngberts BOrger· 
meister Brandenburg (SPD) lußerte, er könne 
"absolut kein Verständnis aulbrlngen fOr diese 
unangebrachte Hast. schon vor einer ansle· 
henden endgOitigen Entscheidung durch die 
zuständigen Gerichte ein dermaßen einschnei­
dendes und nicht mehrgutzumachendes Wald· 
opfer anzuordnen.· 
Der Bau der Stromtrasse wird vom Wirtschafts­
ministerium und dem RWE mit der angeblichen 
Notwendigkelt begrOndet die "Netzslcherhelr 
Im Bereich SaarbrOcken zu gewährleisten. Bis 
heute konnten jedoch keinerlei Zahlen bzw. 
Gutachten von den Planern vorgelegt werden, 
die diese Behauptung belegen. Planungen zum 
Bau der Stromtrasse gehen bereits auf ca. 12 
Jahre zurOck. Da es bis heute nicht zu den pro­
gnostizierten EngpAssen gekommen Ist. be­
steht auch keinerlei Notwendigkelt mehr zum 
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Bau der Leitung. 

Gutachten der Stadt St. ln­
gbert: 
Trasse Ist überflüssig 

Nachwelslieh geht der Strombedarf zurOck, vor 
allem in SaarbrOcken und Im gesamten Saar· 
land, nachdem Immer mehr Betriebe der 
Schwer-·und Stahllndusbie Ihre Produktion aln­
slellten. Dies bestätigt auchein Gutachten, das 
von der Stadt St lngbert fOr 70.000 DM in 
Auftrag gegeben wurde. Dessen wesentlichen 
Aussagen: 
- Die Strombedarfsvoraussage von RWE wird 
durch die tatsichliehe Entwicklung der vergan­
geneo 10 Jahre widerlegt 
- Die von RWE geforderte Leistungsreserve ist 
unnötig, da die physikallsehe und technische 
Leistungsfähigkeit der vorhandenen Betriebs­
mittel in Kraftwerken und Netzbereich bereits 
ausreichend vorhanden Ist 
-Das vorhandene 110kV-Netz Im entscheiden· 
den und wichtigen Umkreis von SaatbrOcken Ist 
so stark angelegt und vernetzt. daß denkbare 
AusfAIIeeinzelnerLeitungenundeinzelnerKraft­
werksbiOcke die Versorgungssicherheit nicht 
gefährden 
• Die tatsichliehe wirtschaftliche Entwicklung 
der letzten 1 0 Jahre erforderte eine geringere.n 
Stromverbrauch. Die Planung der RWE, die vor 
20 Jahren begann, setzt einen wesentlich hO· 
heran Stromverbrauch voraus. Trotz des nled· 
rigen Verbrauchs in den letzten 10 Jahren will 
RWE de Freileitung gegen jede wirtschaftliche 
und umweltpolitische Vemunft durchsetzen 
- Die Behauptung, die 1101220 kV-Hochspan­
nungsfrelleitung sei fOr die Grubenversorgung 
mit Stromm (Saarbergwerke) erforderlich, weH 
die Alt-Kohlekraftwerke Barbare I und ll ln Sex­
bach .-tiligelegt werden mOssen, Ist gegen­
standslos. Die Stillegungen haben keinen Ein· 
fluß auf de Versorgungssicherheit der Kohle­
gruben,AufdieHochspannungsleitung -sodas 
Ergebnis des Gutachlens · könne deshalb ver­
zlchtet werden. 

Durchleitungvon billigem Cat­
tenom-Strom? 

Dennoch wollen Wirtschaftsminislerlum und 
RWE am Bau der Trasse festhallen. Warum ? 
Die geplante Trasseist wohl Teil einer energie­
politischen Strategie, die darauf abzlelt, eines 
der großen Probleme aller in die Kernenergie 
eingestiegenen ~rgieversorgungsunlerneh­
men, nlmlich den Abbau von Überkapazltäten, 
zu lösen. Die Energiepolitikdes RWEwarseitje 
her auf eine verstär1<te Nutzung der Kernener­
gieundeinenmOgllchstgroßenStromverbrauch 
angelegt So vermuten de GrOnen in St ln­
gbert. daß das RWE mit der neuen Stromtras­
se Kapazltlten aufbauen will, die ab 1992 (Öff· 
nung des europlischen Binnenmarkts) die 
Durchleitung von billigem Atomstrom aus Cat-
118nom ermöglichen sollen. 

StaCH Saarbrücken sagt Ja 

Nicht nachvollziehbaristdie Tatsache, daßdas 
·saar11ndische Wlltsehaftsministerium und auCh 
die Stadt SaarbrOcken, die beide erkllnerma­
ßen auf eine fortschrittliche EnergiepoNtik ohne 
den Einsatz von Atomenergie setzen, dieses 
Spiel mitmachen und die Stromtrasse abge­
segnet haben. Im SaarbrOcker Stadtrat stellten 
die GrOnen Im Oktober 1987 dem Antrag, die 
Landeshauptstadt möge dem Beispiel der Stadt 
St lngbertfoigen und sichgagende Stromtras­
se ausspechen. Dieser Antrag sc:heitene an 
den Stimmen von SPD- und CDU-Fraktion. 
Die Stadt SaalbrOcken und auch die saarländi­
sche Landesregierung mOssen sich-sollten sie 
Ihre Zustimmung zu dem fragwOräJg&n Projekt 
nicht doch noch zurOckzlehen - den Vorwurf 
gefallen lassen, ihre energiepolitische Glaub­
wOrdigkeit zu verspielen. Ob der Wald zwi· 
sehen St. lng.bert und SaalbrOcken noch zu 
retten Ist. hingtwohl auchdavon ab, ob sich der 
Widerstand gegen das unsinnige Projekt jetzt 
noch entscheidend intensiviert Der Protest 
mOßte sich m.E. von der formalen Ebene der 
Sehralbtische und der Verlautbarungen an den 
Ort des Geschehens verlager: in den Wald 
selbst. Der Phantasie bei entsprechenden Ak­
tionen sollten keine Grenzen gesetzt sein I 

Stefan Scholar 
aus: Saa.rbrOcker Stadtzeitung 



Vom 19. -21 . Mal fand 1m St lngberter Wald ein 
Widerstandscamp gegen den Bau .der Strom­
trasse Hassei-Bischmlshelm (s. den Artikel in 
der ST AZ. 3189) statt. 
Aufgerufen zu dieser fOr saarländische Verhält­
nisse ungewöhnlichen Widerstandsform hatte 
die Aktionsgruppe "Tag X", ein Zusammen­
schluß von betroffenen Menschen aus der 
Region und anderen saarländischen Gemein­
den, die Ihren Unmut und Ihre Wut Ober dieses 
Großprojekt des Wirtschaftsministeriums 
(H.Hoffmann) und der Atommafia (RWE) und 
den damit einhergehendem Waldmord, nicht 
länger unterdrOcken wollen. 

Nachdem die Menschen aus der Umgebung 
und BOrgerinitiativen den Bau der Stromtrasse 
nunmehr schon 10 Jahre lang erfolgreich ver­
zögerten, Ober Aktionen der Bl·s von Unter­
schriftensammlung, Kundgebung, juristischen 
Schritten bis hin zur UnterstOtzung der lnteres-
6en fOr den Wald durch die Stadt St lngbert, 
scheint der Verlauf an einen kritischen Punkt 
gekommen zu sein. Massiv treiben das Wirt­
schaftsministerium und das RWE den Bau der 
Trasse voran. Zwangsenteignungen und Ro­
dung stehen bevor. Als Anfang des Jahres die 
ersten GerOchte Ober eine Rodung im Rahmen 
einerNad'lt· und Nebelaktion kursierten, schloß 
sich die Gruppe aus der Übertegung, daß bis­
herige Protestformen nicht ausreichend sein 

werden und daß der Widerstand Oberdie juristi­
sche Entscheidung hinaus m6glich und not­
wendig ist, zusammen. 
Hinzu kam, daß de Problematik ln St lngbert 
kein Einzelfallist und Oberall beobachtet wer­
den kann, wie Ober de KOpfe und Belange der 
Bevölkerung hinweg, scheinbar politische, eher 
aber wirtschafdiche (manchmal auch militäri­
sche) Interessen durchgefochten werden (Bau 
verschiedener AKWs, Startbahn West, Auß.. 
begradigungen ..• ). 
Nach mehereren Treffen beschloß die Gruppe 
eine erste große, gemeinsame Aktiondurchzu­
fOhren:das Widerstandscamp Im Reichenbrun­
ner Wald bei Stlngbert 
Gleich mehrere Ziele wurden an diesem Wo­
chenende von den Wlderstlndlerlnnen verfolgt. 
Zum einen traf mensch sich, um sid'l kennenzu­
lernen und um in zwangsfreier Atmosphire die 
unterschiedlichen Ansichten Ober die Aktionen, 
die bei Rodungsbeginn laufen sollen zu disku­
tieren. 
ln diesen Diskussionen drilcl<te sich die Ent­
schlossenheit, mit Beginn der Rodungen den 
Wald zu besetzen, aus. 
Es wurde auch bewußtder Wald als Ort tordas 
Wlderstandscampgewählt;dortamHexentanz­
platzWeßsichdenMenschenambestenvermit­
teln, wie einzigartig dieser Wald, dieses StOck 
Naturist 
Gleichzeitig wurde in AnsAtzen versucht, etwa 

durch gemeinsame 
Vorbereitung, gemein­
sames Kochen und sich 
unterelnarlder austau­
schen und das Zusam­
menleben Im Waldeine 
Alternative zu unserer 
Gesellschaft, die von 
Konkurrenzdenken und 
Konsumterror be­
herrschtwird, aufzuzei­
gen. 
So wurden z.B. einige 
Kurden eingeladen, die 
samstags abends am 
l.agerfeuermusizler1en, 
um Internationale Kon­
takte zu suchen und 
andere Kulturen ken­
nenzulemen. Dieses 
aud'l im Hinblickauf den 
neu auftauchenden, 
aber lange schon vor­
hardeneo Rassismus 
Inder BAD. 
Erstaunlichwareie gute 
Organisation des 
Camps. So wurde dar­
auf verzld'ltet Plastiktel­
ler und -becher zu be­
nutzen und die zentrale 
Sammelstelle fOr MOll 
WBI ln Glas, Papier, 
Blech, Kompost und 
•normaler" MOll unter-

Standorte 

teilt. Freitags abends wurde auf dem Anfangs­
plenum erwAhnt, daß sld'l ein in der Nh be­
findliches •Wasserflllchen" zum Duschen eig­
net, "aber bitte ohne Seife". Ein allles Bunker­
loch wurde mittels eines Balkens zur Toilette 
umfunktioniert, wohl nad'l dem Mono "wir schei­
ßen aufc.s MHi!Jr". 

ElnweiteresZleldiesesCampswardenbetrof­
fenen Menschen aus St. lngbert und den anlie­
genden Orten zu zeigen, daß der Widerstand 
belRodungsbeginn weitergehen kann und wird 

ln den Diskussionen wurde Immer wieder auf 
die Wichtigkeit des Elnbeziehens der Bevölke· 
rung ln den Widerstand gegen die Stromtrasse 
hingewiesen. So stand in dersonntagswähren 
der Pressekonferenz verlesenen Presseer194-
rung:" Um unseren Widerstand erfolgreich 
werden zu lassen, benötigen wir die Unterstat­
zung aus dem Kreis der betroffenen Menschen 
in Form von Beteiligung, Sperlden und Nah­
rungsmitteln. • 
Während des Camps farlden aud'l Gespräche 
mit Spaziergängern und Joggern statt, wobei 
Interesse und Verständnis nicht nur fOr das 
Camp, sondern auch fOr weitergehende Wider­
standsformen gezeigt wurde. Es wurden den 
Teilnehmerinnen sogar korWelle Aktionsvor­
schläge Unterbreitetin der Dorfkneipe w• das 
Camp GesprAchsthema Nr.1 . Das Camp Im 
Wald erregte Oberall Aufsehen. Auch die Her­
ren von der Staatsgewalt zeigten sich interes­
siert, was die ständige und offensic:t:ltliche Zivi­
Bespitzelung beim Auf- und Abbau des Camps 
bewies. Oie Polizei selbst lieB es sich nicht 
nehmen, Verbesserungsvorschläge zu äußern 
(die altbekannte väterliche Tour???). 
(Tja, und nu fehlt leider eine ha.lbe Seite, die 
beim kopieren wohl verloren ging. d. säzzer.) 
.•••..• dieses Großprojek.tes:" Wir sehen den Bau 
der Stromtrasse hier in engem politischen und 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Über­
kapazltAt der französischen AKWs, Insbeson­
dere des AKWsCattenom. Oie Überproduktion 
des französischen Atomstroms soll sich in ei­
nem verst.AJ'i(ten Atomstromexport aufiOsen. 
Hinzu kommt, daß große lndustrieunterneh· 
men der BAD sta!'Ms Interesse an dem deutlich 
preiswerteren französischen Atomstrom kund­
tun. Die politischen Weichen OberdenStromex­
port werden Ober die dt.-franz. Zusammenar­
beit im Rahmen der EG gestellt. Ab 1992 sollen 
mir der Errichtung des EG-Binnenmarktes alle 
Schranken fallen." wurde sonntagnachmittags 
auf der Pressekonferenz erklärt. 
Aufgrundder längstvorhandeneninternationa­
len Zusammenarbeit der Atommaf1a, wurde 
schließlichOberlegtaud'lselbsteinengrenzen­
losen Widerstand zu entwickeln, also aud'l fran­
ZÖsische Anti-Akw-Gegnerlnnen oderdie eben­
falls von Cattenom betroffenen Iothringischen 
Bergarbeiterinnen anzusprechen. 
Wir hoffen aud'l die saarländischen Cattenoml­
nitiativen, die leider nicht gekommen waren, auf 
diesem Wege zu erreichen. 

FOr •II• Interessierten Menschen: die Ak· 
llonsgruppe "TIIg X" trifft sich Jeden Don­
nerstag um 20.00 Uhr Im C.f6 K. 
Carsten Baizer 
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Standorte 

Vorsicht Radioaktiv ' • 
Sondermüllverbrennungsanlage Sehering in Bergkamen 

Neben hochgiftigem ChemiemOII, der bei sei­
ner Verbrennung Dioxine, Furane, Schwerme­
talle und ähnliches freisetzt, dOrfen in normalen 
GiftmOIIverbrennungsanlagenauch radioaktive 
Stoffe, die -je nach Isotop - mit bis zu 370 
000 Bequerei(Bq) pro Kilo belastet sind, ver­
branntwerden. So verbrenntdie Sehering AG in 
ihrervölligveralteten SondermOllverbrennungs­
anlage in Bergkamen, direkt neben Wohnge­
bieten nicht nur chemischen SondermOll aus 
der gesamten Bundesrepublik, sondern auch 
radioaktive Abfälleausdem Forschungsbereich 
des BerlinerSchering-Werkes, sowie radioakti­
ve Krankenhausabfälle. Strahlender Kranken­
hausmall fällt in der Nuklearmedizin fast sämt­
licher Kliniken an. 
Bekannt wurde der "Aktion gegen Atomanla­
gen• und dem "Schering Aktion-Netzwerk" die 
Verbrennung radioaktiver Stoffe in Bergkamen 
durch Ermittlungen der Hanauer Staatsanwalt­
schaft in Zusammenhang mit den AtommOII­
schiebereiender Firma Transnuklear bei Atom­
kraftwerksbetreibern und ehernaRgen Transnu­
klear Geschäftspartnern. ln ihrer Folge wurde 
auch bei Sehering in Berlin ermittelt. Anlaß fOr 
die Ermittlungen waren Hinweise .auf zwei Ent­
sorgungsaufträge Seherings fOr die radioakti­
ven Stoffe Tritium und Kohlenstoff.14 an Trans­
nuklear 1982 und 1983. Hierbeiwurde bekannt, 
daß ein Teil der radioaktiven Abfälle nach Berg­
kamen transportiert und dort verbrannt wird. 

Die Brisanz dieses MOlls zeigt sich z.B. an dem 
Sachverhalt, daßderhiesige KrankenhausmOll­
transpor-teur Rethinann seine Fahrer mit Gei-

gerzählern ausstattete. Auch an der benach­
barten Verbrennungsanlage der Abfallbeseiti­
gungsgesellschaft Ruhrgebiet (AGA) in Herten 
wurde bereits hochstrahlender Krankenhaus­
mOll abgewiesen und mußte in einer kerntech­
nischen Anlage zwischengelagert werden. 
Selbst aus einem Bericht des Bundesumwelt­
ministeriumsgehthervor,daßbeiderEingangs­
kontrolle einer SondermOIIverbrennungsanla­
ge eine mitca. 15 Milionen Bq radioaktivenJod-
131 kontaminierte Zellstoffwindel entdeckt 
wurde. Trotz dieser Fakten weigert sich die 
Sehering AG in Bergkamen die Radioaktivität 
zu mes.sen. BegrOndung:Wenngemessenwird, 
habendie radioaktivanStoffe bereitsden Schlot 
der Anlage verlassen. 
Durch Verbrennen radioaktiver Stoffe kar.n 
Radioaktivität nicht vernichtet werden. Die 
Radioaktivität findet sich in der Schlacke, im 
Abwasser und insbesondere in der Abluft wie­
der, was in Bergkamen von der Gewerbeauf­
sicht bestätigt wurde. Die Radioaktivität wird 
lediglich verteilt, wobei die verseuchte Schlac­
ke sogar auf HausmOlldeponien landet. 
Die in Bergkamen verbrannten radioaktiven 
Stoffe Tritium und Kohlenstoff-14 bauen sich im 
menschlichen Körper anstelle der chemisch 
gleichartigen nk<bl-radioaktiven Elemente Koh­
lenstoff und Wasserstoff ein. Der radioaktive 
Kohlenstoff hat eine Halbwertszeit von 5736 
Jahren! Die strahlenbiologische Wissenschaft 
kennt keine unschädlichen Strahlendosen. 
Dauerhaft Niedrigstrahlung ist in Bezug auf 
Krebskeinesfalls ungefährficheralshoheStrah­
lendosen. 

LautÖkoinstitut Darmstatt, kann die radioaktive 
Belastung fOr die Anwohner und Anwohnerin­
nen einer SondermOIIverbrennungsanlage die 
gleiche Größenordnung erreichen, wie die der 
Anwohnerinnen eines Atomkraftwerkes. Der 
häufig vermittelte Eindruck die bestehende 
radioaktive Belastung stamme grötentells aus 
kerntechnischen Anlagen, geht an der Realität 
vorbei. Seit Jahrzehnten werden radioaktive 
Stoffe in fastallen Industriebereichen mitweiter 
zunehmender Tendenz verwendet. Radioakti­
ve Stoffe werden besonders in der Medizin 
benutzt. Durchdie "Verbrennung" diesreStoffe 
wird diese Radioaktivität verteilt. Selbst nach 
ihrem Zerfall sind diese Stoffe nicht unbedingt 
ungefährlich geworden. So zerfällt das in der 
Nuklearmedizin massiv verwendete Techne­
tium-99m mit einer Halbwertzeit von 6 Stunden 
in das langlebige Technetium-99 miteiner Halb­
wertzeitvon 210 000 Jahren! 

Weitere Informalionen können einem "Reader 
zur Verbrennung radioaktiver Stoffe bei 
Sehering ln Bergkamen" entnommen wer­
den. Dieser ist fOr 13.- DM incl. Porto bei der 
Aktion gegenAtomanlagen erhältlich (Nur Vor­
kasse)': 

Aktion gegen Atomanlagen - Kamen /Bergka­
men 
clo Stefan Nies oder 
LOner Höhe 2a 
9 
4708Kamen 
• 02302112728 

clo Ralf Störmer 
Brandenburger Straße 

4709 Bergkamen 
• 02306182127 

SOLIDARITÄT MIT DEM WIDERSTAND 
GEGEN DIE UAA GRONAU 

Ein Situationsbericht von der 
Basis 
Nachdem die Uranit mit der Entlassung von 
zahlreichen Mitarbeitern sowohl in Gronau 
(UM-Standort) alsauch in JOiich (Forschungs­
zentrum und Verwaltungshauptsitz der Uranit) 
gedroht hatte, wurde am 18. April von der SPD­
Landesregierung in Nordrhein-Westfalen 
(NRW) umgehend der Ausbau der Gronauer 
Urananreicherungsanlage (UM) genehmigt. 
Die Atomfabrik darf jetzt auf die Kapazität von 
1.000 t UT Ala ausgebaut werden. 
Die SPD hat erneut bewiesen, daß sie kein 
Interesse am Ausstieg aus der Atomenergie 
hat. Die Landesregierung hätte die Erteilung 
der Genehmigung verweigern können. Es ist 
fraglich, ob in diesem Fall die Bundesregierung 
die Landesregierung angewiesen hätte, die 
Genehmigung zu erteilen. Die Landesregie­
rung hätte aber noch einen anderen Schritt 
ergreifen können, um die Ausbaugenehmigung 
zu verhindern: seit einiger Zeit mOssen Uranla­
ger u.ä. nach dem Bundesimmissionsschutz-
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gesetz (BIMSCH) genehmigt werden. Zustän­
dig ist der jeweilige Regierungspräsident. Weil 
es sich bei der Ausbaustufe der UM eindeutig 
um eine Neuanlage handelt, wäre unseres 
ErachtensnocheinöffentlichesGenehmigungs­
verfahren nach dem BIMSCH erforderlich 
gewesen. Der Regierungspräsident in MOnster 
und die Landesregierung sahen das jedoch 
anders, und so wurde der Ausbau der Anlage 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit genehmigt. 
Andere Standorte - BOrgerinneninitiativen .soll­
ten auf jeden Fall prOfen, ob die neue BIMSeH­
Verordnungauch fOr"ihre" Anlage relevant sein 
kömte. 
Die Erteilung der Ausbaugenehmigung hat in 
der Gronauer Bevölkerung kaum Auswirkun­
gen gehabt. Auch die Tatsache, daß die Uranit 
jetzt trotzdem ca. 30 Leute (vermutlich aller­
dings alle in JOiich) entläßt, läßt die meisten 
Leute kalt. Am 6. Mai fand dann in Gronau die 
"Tag-X-Demo• statt, die bereits vorder Geneh­
migung vorgeplant war. Die Beteiligung von 
etwa 120 Leuten ist unterschiedlich zu bewer-

ten: die Beteiligung aus Gronauwarmitetwa 40 
- 50 Leuten eindeutig zu gering. Die Oberörtli­
che Beteiligung, besonders aus NRW, hätte 
zwar mengenmäßig auch höher sein können, 
es waren abererfreulicherweise viele Gruppen 
der "Anti Atom Familie NRW" vertreten. Eine 
bessere Mobilisierung war in den Städten wohl 
so kurzfristig, auch angesichtsder nicht gerade 
rosigen Situation in NRW, nicht zu realisieren. 
Hauptredner bei der Auftaktkundgebung am 
Rathaus waren Werner (AKU Gronau) und 
Hartmut (BI"Kein AtommOll in Ahaus"). Werner 
rief die bundesweite Anti-AKW-Bewegungdazu 
auf, den UM-Widerstand verstärkt zu unter­
stützen! Bei der Abschlußkundgebung aufdem 
Marktplatz sprachen vor allem ein Mitglied der 
GewerkschaftÖffentliche Dienste Transportund 
Verkehr (ÖTV) aus Gronau, Andreas vom 
Umweltzentrum MOnster und Heinrich (BOrge­
rinneninitiative Emsland gegen Atomanlagen 
(BEgA). Andreas ging auf das deutsch-franzö­
sische Atomgeschäft ein. ln dem Zusammen­
hang wäre es denkbar, daß im Gegenzug zur 



Wiederaufarbeitung in Frankreich die Uranan­
reicheru.ng von Pierelatte (Frankreich) nach 
Gronau ver1agertwerden könnte. Die ursprilng· 
Iichen PlAne der Uranit, die UM in Gronau auf 
5.000 t UT Ala auszubauen, liegen noch Immer 
in der Schublade! Dazu passen die Informatio­
nen von Heinrich (BEgA): die Brenneiementa­
fabrik in Ungen soll um einer Konversionsanla­
ge erweitert 'tN&rden. (Trennung von angerei· 
chertem Uranhexafluorid ln Uran und Auor). 
Bisher gibt es in der BAD nur in Hanau eine 
Konversionsanlage. Demnächst sollen dann 
wohl auch Uranhexatluorldtransporte aus Gro­
nau nach Ungenrollen;eineweitere Ergänzung 
der atomaren Brennstoffspirale Im Atomzen-

LIEBE LEUTE, DER ARBEITS. 
KREIS UMWELT GRONAU 
(AKU) braucht EURE UNTER­
STÜ12UNGI 
DasStrafwrfahrengegen3 UM-Gegnerwegen 
angeblicher "Nötigung" ist jetzt gegen die Zah­
lung von Geldbußen eingestelltworden (3x400 
DM). Die drei waren Teilnehmer des ersten 
Sommercamps gegen die Gronauer Urananrel­
cherungsanlage (UM), das im August 1988 
durchgefOhrtwurde. Ein HöhepunktdesCamps 
war eine Grillfete, die am 13.8.88 vor der UM 
durchgefOhrt wurde. Die Polizeilöste die Fete 
ohne Warnung mit Gewalt auf und nahm die 
drei Leute fest. Angeblich sollen sie UM -
Mitarbeiter an der Ausfahrtvom Geländegehin­
dert haben. 
Weil ein 'tN&iteres juristisches Vorgehen in dem 
Verfahren aussichtslos erschien (die Gerichte 
wOrden eher der Polizei glauben), wurden die 

. Bußgelder gezahlt, ohrte eine Hauptverhand­
lung zu riskieren. Zusammen mit einer Akte­
neinsicht durch einen Rechtsanwalt kam die 
stolzeSummevon1585,77DMzusammen,die 
zunächst Ober eirten Nottopf des AKU Gronau 
abgedeckt Ist Wir sind allerdings der Meinung, 
daßdas Geld nichtnurvom AKU Gronau getra· 
genwerden sollte, da derWiderstand gegen die 
erste bundesdeutsche UM bundesweit getra· 
gen 'tN&rden mußl Außerdem gilt auch in Gro­
nau: angeklagtwaren drei- gemeint wIr alle I 
Wir appellieren daher dringenclst, Euch an den 
Kosten zu beteiligen. 

trum Euregio(deutsch-niederiändische Grenz­
region). Gegen diesen Atomdeal (Wtederautar­
beitung: Frankreich und/oder England; Endla­
ger in Niedersachsen und Anrelcheru.ng /Bren· 
rtelementefertlgung in der Euregio) Ist schärf­
ster Widerstand erforderiichl Überall! 
Nach der Demo fuhren noch ein paar Leute zur 
UM raus. Anschließend traf sich der Rest der 
Aktivisten in elrter Gaststätte um Ober Wider­
standspersketiven in Gronau zu reden. Konkre­
te Ergebnisse gab es jedoch nicht. Ein an'N8· 

sender Niederländer war Ober den "Grand 
Canyon• erstaunt, der zwischen den Demoteil­
rtehmerinnen und der Gronauer Bevölkerung 
lag. Am Sonntag nach der Demo beteiligten 

Spendenkonto: Arbeitskreis Umwelt Gro­
nau 
Volksblink Gronau, BLZ: 401 640 24; Kto.: 
110551 700 
clo Wolfgang Uedera 

Postgiroamt Dortmund, BLZ: .440 100 46, 
Kto.: 317112- 46g 
clo Gertrud Leuders 

Stichwortbel belden Konten: Kriminalisie­
rung 
Sollten mehr Spenden als die o.g. Summe 
eingehen, wird das Geld natOrlich tor den wei­
teren UM-Widerstand und (falls ganz viel 
kommen sollte) fOr kriminalisierte. Atomtran­
sportgegerlnrten in unserer Region g4Jnutzt! 
Ihr könnt euch auch in Protestbriefen Ober die 
Bußgelder besch'N8ren. Dadurch werden sie 
zwar nicht zurOckgenommen, beim nächsten 
mal wird dann vielleicht aber ander entschie· 
den. Anschrift: Amtsgericht Gronau, Staatsan­
waltschaft MOnster, Ministerpräsident Rau). bitte 
schickt uns ggf. eine Kopie. Weitere Infos zu 
~n Ereignissen oder Ober die UM und die 
Atomanlagen in der Region erteilen wir euch 
gerne. 
Laßt den AKU Gronau nicht hAngen!! 

P .S. Die Akteneinsicht d.lrch den Anwalt eines 
Betrofferten hat u.a. ergeben, daß bei seirter 
Festnahme ein UM-Mitarbeiter die Schmer­
zensschreie zu ProtokoH gegeben hatte. Trotz­
dem blieb elrte Dienstaufsichtsbesch'N8rde 
gegen den Einsatzleiter ergebnislos. 
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sich knapp 30 Leute am Sonntagsspaziergang 
an der UAA. Sovlele waren es schon lange nicht 
mehr gewesen (jeden ersten Sonntag Im Mo­
nat, 14.00 Uhr). Uranit-Mitarbeiter hatten zwar 
eirte "Gegenaktion" angekOndigt, es tat sich 
jedoch nichts. 
Obwohl sich bei der Demo nichts bemerkens­
wertes ereignet hatte, begannanschließend in 
Teilen der "Gronauer Scene" eirte lästige 
"Gewaltdlskusslon•. Anlaß dazu warein Leser­
brief eirtes Polizisten in der Gronauer Lokal­

. presse. Er kritisierte, daß die Polizei von den 
Demoteilrtehmerlnrten angeblich nicht fOr voll 
genommen wurde, daß es Parolen zur Zusam­
menlegung und tor "Aufruhr Oberall" gegeben 
hatte. Der AKW sollte Oberiegen, mit 'tN8m er 
zukOhftig zusammenarbeiten will. Der Leser­
brief wurde erstaunlicherweise von vielen Leu­
ten, zumirldestens teilweise, begril ßt Es stellte 
sich auch heraus, daß viele Leute aus Gronau 
angeblich nicht bei der Demo waren, weillngrid 
Strobl als Redrterin eingeladen worden war. 
Angeblich war der Eindruck entstanden, man 
mOsse bei der Demo "gegen die UAA und fOr 
Terrorismu11" demonstrieren. 
AngesichtscleserDiskussionslage,diewnelner 
breiten, Offerten· solidarischen Diskussion weit 
entfemt Ist, und angeSichts der personellen 
Engpässe des AKW Gronau, ·tst es zur Zeit 
offen, wie der Widerstand gegen die UM wei­
tergehen wird. Daß es weitergehen wird, auch 
mit (vom AKU) erwOnschten Auswärtigen, ist 
klar. Um die Diskussion voranzutreiben, wer· 
den wir demnächst Gronauer Leute und Grup­
pen aus anderen Bewegungen zu einer Art 
"Anti-Atom-Ratschlag" einladen. Regional wer­
den wir 'tN&iter in der EuKo (deutsch-niederlän­
dische "Konferenz gegen Atomanlagen in der 
Euregio und Im MOnst!'lrtancl") mitarbeiten, und 
auch 'tN&lterhin das EuKo-lnfo herausgeben 
(Abos gibts bei uns III)Wichtig wäre es jetzt, 
wenn die bundesweite Be'tN8gung die Interna­
tionale Bedeutung der UM erkennen WOrde, 
und uns unter die Arme greifen wOrdel Distan· 
zlerungen wird es bei uns nicht geben I 
Zum Schluß noch eine kleine Chronik von 
weiteren Ereignissen ln Gronauausder letz-
ten Zelt: . 
27.3.:200 LeutebetelligensichamOstennarsch 
(ein Hauptthema war die UM) 
28.3.: AKU-Veranstaltung zum 10. Jahrestag 
der Harrisb.lrg-Katastrophe (gut besucht, 25 
Leute lncl. Radio ffn( 
10. -15.4.: Atomkraftgenerinnen ausder Eure-
gio beobach~die UM rund um die Uhr(IN8gen 
Atomtransporten) 
25.4. AKW-Veranstaltung zum 3. Tschernobyl­
tag (schlecht besucht) 
19.5.: Pressekonferenz der GrOrten Im Land­
schaftsverband Westfalen-Lippe in Gronau zur 
Energiepolitik (zusammen mit BI Ahaus und 
AKU Gronau) 
26.5. in einem offerten Brief fordert der AKU 
erneut die sofortige Stillegong der UAA. Be­
grilndung: nach einer Information des Bundes­
verteidigungsministeriums gibt es kein Ober· 
flugverbot tordie UM durch Ttefflieger 
4.6.: Sonntagsspaziergang an der UM mit 6 
Leuten I 
GronauistOberalll 
Konmkt: AKU Gronau, Siedlerweg 7, 4432 
Gronau. 
P.S. Die Gertehmlgung tordie Inbetriebnahme 
der Ausbaustufe soll frilhestens 19990 kom­
men. Noch Ist also nicht aller Tage Abend. 
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Im Wonnemonat Mal schien Im Kunkelbachtal 
am Fuße des Feldbergs cle Welt wieder in 
Ordnung "Kein Uranabbau Im Schwarzwald ­
Bergwerksgesellschaft Brunhilde g ibt umslritte­
nes Projekt in Manzenschwand endlich aur litel­
te etwa die taz, "SOdbaden frei von Atom anla­
gen•, so die SchlagzeHe der Baseler Zeitung. Oie 
Bis der Region jubelten. Oie Im nieders. Uetze 
anslsslge Bergwerl<sgeseßschaft "Geweti(schaft 
Brunhilde" hatte angekOndigt, ihre ln der NAhe 
des Dörfchens Manzenschwand ln einem land­
schaftsschutzgebiet gelegene Urangrube bis 
1990 zu schließen. Der jahrzehntelange polltl· 
sehe und juristische Streit um den dortigen 
Uranabbau schien begraben. 
Oie "Gewerkschaft Brunhilde"- der Name leitet 
sich vom Wort "gewerken" der Bergmannsspra­
che ab - gehc5rt der skandaltnlchligen "Uranan­
lage Ellweiler" in Rhelnland-Pfalz. Besitzer bei­
der Finnen ist der 49jAhrige Wolfgang Hamma. 
ln Ellweiler, dereinzigen Anlage dieser Art Inder 
BAD, wurde das Uranerz aus dem SOdsctr.var­
zwald zu einem Konzentrat, dem sogenannten 
"Yellow Cake" aufbereitet. dem Ausgangspro­
dukt fOr die Herstellung atomarer Brennelemen­
te. 

Dubiose Uranklitsche 

Hammaa Anlage in Elweiler gehört zu den ganz 
dubiosen Klitschen Im bundesdeutschen Atom­
busloness: Immer wieder tauchte Ihr Name im 
Zusammenhang mit Skandalen auf. Mal fanden 
Fahnderaufdem Werksareal "blaue, fastdurch­
gerostete Fässer" (so ein Polizeiprotokoll) mit 
Uranerz aus dftm afrikanischen Niger, das Im 
Rahmen einer großen "Swapplng"-Aktlon um­
deklariert worden war; mal machten Wissen­
schaftler unerlaubt hohe RadioakliviiAt in Ab­
wasser und Abfillen der Firma aus. Oie Ge­
schAftsvelbindungen mit der in den Hanauer 
Atomskandal vefWickellef'l Firma Eurochemlque 
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im belgischen Mol etwa reichen bis in die frOhen 
siebziger Jahre zutOck. 
Nicht zuletzt wegen starl( Oberhöhter Strahlen­
werte in den Abraumhalden verfOgte das rhein­
land-pfälzische Umweltministerium Im Mai die­
sesJahresdieSchlieBungderEJiweilerUrank&t­
sche.AuchdieF6rderunglnderMenz.ensc:hwan­
der Grube wurde Im Mal vorObergehend elnge­
stelh, schließlich gar Ihre endgOitlge Stlllegung 
bis 1990 angekOndigt. 
Doch neuerdings wird in Menzenschwand, 
unbemerkt von der Öffentlichkeit wieder rege 
gebuddelt. und zwar mehr als je zuvor: Allein 
tS.OOO bis 20.000 Tonnen Uranerz soßen noch 
in diesem Jahrbis Wintereinbruchausdem Berg 
geholtwerden.Oasistrunddoppeltsovielwieim 
ganzen letzten Jahr. Dabei besitzt cie Firma fOr 
das Uranvorkommen nach wievor nur eine so­
genennte Explorationsgenehmigung, d.h. sie 
durfte nur soviel Uran ausdem Graritsprengen, 
wie zur Erforschung und Erschließung des Vor­
kommens sowie de Unterhaltung der Stollen 
nötig war. 

Rege Buddelei ln Menzen­
schwand 

Seit Ober sechs Jahren schon liegt Wolfgang 
Hamma mit de(baden-wQrttembergischen Lan­
desregierung im Rechtsstreit um eine regullre 
Abbaukonzesslon. Zwar hAngt dieses Verfah­
ren mittlerweile in dritter Instanz vor dem Bun­
desverwaltungsgerid'tt. Doch ein zwischen der 
Firma und der Stuttgarter Landesregierung aus­
gehandelter Vergleich gewAhrt jetzt der "Brun­
hilde" gOnstigere Konditionen als jede regullre 
Genehmigung. Danach darf die Arma nämlich 
vor der endgOhlgen Schlle ßung der Grube noch 
aRes Uranerz abtransportieren und aufbereiten 
lassen, welches in der Grube bereits freigelegt 
oder gebrochen Ist Oanac:h toll einer Grund­
wasserverseuchung durch Ausschwemmen ra-

dioaktlver Teilehen vorge­
beugtwerden, einer Gefahr­
die bisher Immer vehement 
beldritten wurde. Offiziell dar 
die "Brunhllde"lhr Uranberg­
werkquasl nochausriumen. 
Da aber kein Mensch weiß, 
wieviel Erz in den kllometer­
&.lgen Stolen bereits frei· 
liegt. kann die Firmade facto 
ln Menzenschwand noch so 
viel Uran abbauen, wie lle 
will. Denn eine Mengenbe­
grenzung, wie sie eine ~ 
baukonzesslon wohl en1hal­
lef'l hltte, siehtder Vergleich 
offenbar nicht vor. 
Oie Urangrtbervon Or. Ham­
maabremstdaskelneswegs. 
Mitte Juli vef'ließen die er· 
sten fOnf Waggons mit 
Schwarzwilder Uran den 
kleinen Batwlhof von See­
brugg am Schluchlee (dort­
l*lwirddasErzmitdem LKW 
gekarrt) mit neuem Ziel: Mld­
lowa ln der CSSR. Denn ln 
seiner amtlich stillgelegten 
Anlagen EilweHer kann Ml­
nenbesitzer Hammadaa Ma­
terial ja jetzt nicht mek zu 
Yellow Cake aufbereiten. 

OafOr fand er einen Neuen Kunden fOr das Erz: 
Oie SaarbrOcker Finna ,nteruran GmbH". Oie 
gehc5rt zu 75% derdeutsctlen Filiale des franz6-
slschen Atomkonzerns COGEMA;das restliche 
VeertelleMen sich die belden baden-wQrtaember­
gischen Energieversorgungsunternehmen Ba­
denwerkund Energieversorgung Schwaben. Oie 
Interuran fOrdert Im bayerlachen Großschlop­
pen selbst Uranerz (die dortige Mine aol aler­
dlngs bald rekultiviert werden.). Aufberellen llßt 
die lnleruran das Erz im Ratvnen "'angfristiger 
Zusammenarbeit" schon sah rund fOnf Jahren 
undzulußerstgOnstlgenPreisen,eoGesc:hlfta­
fOhrer Wolfgang Keratlng zur taz, in der "Staalll· 
chen Uranlndustrle" der CSSR. Dort lc6nnte 
Hamma mOgli<:herwelse auch die 500 Tonnen 
Uranerz, die gegenwArtlg noch in Elweller la­
gern, veratbeilef'l lassen und Eilwei ler damit 
"entsorgen". ln welcher ihrer UranmOhlen die 
Tschechen, die mekere eigene Uranminen 
betreiben und zu den fahrenden Yelow-Cake­
Produzenten Europas zAhlen, das Erz aus dem 
Kunkelbachtal verarbeiten, wisse man in Saar­
brilcken nicht. Gefiefert werde per Bahn an die 
zentrale Sammel-und Umschlagstelle in Mldlo­
wa. Das Konzentrat kommt dann ln die BAD 
zu rOd<. 
Oie BI gegen den Uranabbau 1m SOdschwar­
zwald fordert nun, die endgallige Grubenschlle· 
Bung zum angekOndigten Zeltpunkt Außerdem 
verfangt sie ein unabhlngiges Gutachten darO­
ber, wie die Uranmine ohne Gefahren fOr die 
Umwelt stiftgelegt werden kann sowie unabhln­
glge Kontroßen der bereits angeschnittenen 
Erzadem und der schon gebrochenen Erzmen­
gen. (aus: T AZ vom 2.8.89) 

Wer mehr lnfoa m6chte, wende alch an 
den Umweltkongraß Hochrhein c/o P• 
terDiehi,Schulatr.13, 7881 Hen1achrled. 

· Dort gibt • M.lCh aehr gute, Info11Mlive 
Flugla zum Uranabbau und der damit 
raaultleranden Strahlengefahr. 



nirgendwo!" Einriesiges TransparentvonGreen­
peace mitdieser Inschriftwiesden 230 Teilneh­
merinnen einer Reaktortagung des Vereins 
Deutscher Ingenieure (VDI) Mitte Mai in Aa­
chen den Weg. "AVR -20 Jahre in Betrieb-Ein 
deutscher Beitrag zu einer zukunftsweisenden 
Energietechnik" betiltelten die Kernkraftfreun­
de ihre Jubeltagung zum 20jährigen Bestehen 
des 15 Megawatt-Versuchshochtemperatur­
reaktors (AVR) in JOiich. 
Doch die rechte Freude wollte nicht aufkom­
men. Wie einige Wochen zuvor bei der Jahres­
tagung Kerntechnik in DOsseidorf herrschte eine 
eherdesolate Stimmung, die durch die Absage 
hochrangiger Persönlichkeiten wie des • Atom­
papstes • Wolf Häfele und Wirtschaftsminister 
Haussmam noch gefördert wurde. DarOber 
konnten auch die ausländischen Gäste ("Alles 
bezahlte Claquere•- so ein prominenter Teil­
nehmer) aus der Sowjetunion, China, Japan 
und den USA nicht hinwegtäuschen. 
HTR-Erfinder Rudolf Schulten - einer von je-

nen, die "ihr Leben dieser Technik geopfert 
haben" (so in einerder BegrOßungsreden)-sah 
"alles Schwarz in Schwarz", hoffte aber, daß es 
• eines Tages wieder Licht geben wird •• 
Die Durststrecke von 10 Jahren, mit der die 
Atommafia beim Hochtemperaturreaktor nach 
dem Debakel beim THTR und dem gescheiter­
ten Genehmigungsverfahren fOr den HTR -
Modul in Niedersachsen rechnet, soll durch 
Konzentration und Rationalisierung durchge­
halten werden, so der Geschäftsführer Emil 
Baust der neuen Siemens- ABB- Tochter HTR 
GmbH. 
Die Industrie verfolgt beim Hochtemperatur­
reaktor künftig drei Entwicklungslinien. Ein klei­
ner Heizreaktor GHR 10 mit 10 MW Wärmelei­
stung soll an der T singhua Universität in Peking 
erprobt werden. Der HTR - Modul mit 200 MW 
Wärme- bzw. 80 MW elektrischer Leistung soll 
vorerst als großtechnische Versuchsanlage in 
der Sowjetunion verwirklicht werden. Über den 
Umfang.der deutschen Beteiligung wird aller­
dings immer noch verhandelt. 
Fürdiedeutschen Stromversorgerwird aufbau­
end auf den THTR 300 in Hamm - Uentrop ein 
HTR 500 mit einer elektrischen Leistung von 
500 MWentwickelt.lneinerersten Phase haben 
im Juli 1988 deutsche und schweizer Elektrisi­
Uitsversorgungsunternehmen (EVU) 7Mio. 0-
Mark lockergemacht, um Teile eines Sicher­
heitsberichts fOr ein standortunabhängiges 
Genehmigungsverfahrenwie beim HTR -Modul 
erstellen zu lassen. Die Ergebnisse wurden im 
Entwurf im JanuardenAuftraggebern der Hoch­
temperaturreaktor- Gesellschaft (HRG) vorge­
stellt. Durch weitere Planungsaufträge von 
EVU" s und Industrie soll der HTR 500 in vier bis 
fünf Jahren zur Marktreife gebracht werden. So 
verhandelt die Reaktorindustrie derzeit mit der 
HRG (Gesellschafter: VEW, PREAG, Veba -
Kraftwerke - Ruhr, RWE, STEAG, Neckarwer-

seilschalt (HTP) die Stadtwerke DOs;seklorf, 
Köln, MOnchen, Hannover, Wuppertal und 
Krefeld) Ober die weitere Finanzierung der Pla­
nungsphase 2a. Eng eingebunden in diese 
Arbeit ist die Kernforschungsanlage JOtich und 
das schweizer Paul - Scherrer - Institut (frOher 
Eidgenössisches Instituttor Reaktorforschung, 
WOrenlingen). 
Schließlich tutauch Bundesforschungsminister 
HeinzRiesenhuberdasSeinedazu.FOrdieZeit 
der Überwinterung sagteein VertreterdesBMFT 
in Aachen 30 Mio. D-Mark jährlich zur Förde­
rung des HTR zu. 
Besonderes Augenmerk muß dabei auf den 
Gegenstand der Tagung- den AVR JOiich -
gerichtet werden. Entgegen der in'der Öffent­
lichkeitverbreiteten Tatsache, der A VR sei Ende 
vergangeneo Jahres stillgelegt worden, wird er 
nämlich nach wie vor weiterbetrieben. Am 31. 
Dezember 1988 wurde der Versuchsreaktor 
lediglich vom Netz genommen. 

Im Sommer diesen Jahres soll er fOr einen 
wichtigen Versuch fOr das Genehmigungsver­
fahren des HTR - Modul sogar wieder auf volle 
Leistung hochgefahren werden. Es soll der Ak­
tivitätsaustrag bei Druckentlastung untersucht 
werden, womitdie SetreiberOber die ungefilter­
te Abgabe des KOhlgases Helium im Störfall 
Aufschluß gewinnen wollen. 
Die Genehmigung fOr diese Versuche wurden 
von der SPD - Landesregierung im April ohne 
viel Aufhebens erteilt. Und die Pläne gehen 
noch weiter. FOr weitere Versuche im Novem­
ber und Dezember werden die Komponenten 
derzeit eingebaut. Schließlich wird an einem 
fünfjährigen Nachuntersuchungsprogramm fOr 
die Zeit nach der Stillegung desAVR gebastelt. 
All das ist ein lohnendes Feld fOr die Anti -AKW 
- Bewegung, soll doch der AVR nach dem 
vorläufigen Scheitern der Inlandspläne fOr den 
HTR - Modul trotz seiner unterschiedlichen 
Konstruktion zu einer "Referenzanlage fOr den 
HTR -Modul" (lnteratom) hochstilisiertwerden. 
Ein lohnendes Feld auch fOr grOne und alterna­
tive Stadträtinnen der an der Arbeitsgemein­
schaft Versuchsreaktor beteiligten Kommunen 
(u.a. DOsseldorf, MOnchen, Bremen, Hanno­
ver, Wuppertal, Duisburg, Mannheim, Aachen, 
Bom, Krefeld und WOrzburg), auf deren Druck 
hin der AVR stillgelegtwerden soll, nach der Fi­
nanzierung dieser Versuche zu fragen. 
Vor der Stillegung stehen allerdings immer 

noch Pläne fOr einen Umbau des AVR JOiich in 
eine Prozeßwärme -Anlage im Raum. Jeden­
falls wurden in bewAhrter Manier- außerhalb 
jeglicher parlamentarischen Kontrolle - in ei­
nem "Gesprächskreis AVR - Umbau" beim 
Bundesministerdes lnnem die genehmigungs­
technischen Fragen schon mal vorab geklärt. 
Unter anderem wurde dabei sichergestellt, daß 
durch die neue geänderte Strahtenschutzve­
rordnung die Tritiumverseuchung im Produkt-
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gasder Kohleveredlungsanlage unterder Frei­
grenze liegen WOrde. 
Vom wissenschaftlichen Standpunktaus gese­
hen stehen die Pläne torden Weiterbetriebdes 
AVRallerdingsaufwackeligen FOßen. So zeig­
te der ROckblick auf den 20 jährigen Betrieb, 
daß die Ausbeute an Ergebnissen bisher eher 
mager war. Das hängt damit zusammen, daß 
der AVR fOr einen Versuchsreaktor meßtech­
nisch extrem dOrftig bestOckt ist. 
Bis heute ist es nicht möglich, die Vorgänge 
innerhalbderSchOttung ausdenkugelförmigen 
Graphit - Brennelementen meßtechnisch zu 
verfolgen. Eine Hitskonstruktion mit Schmelz­
drähten in einzelnen Brennelementen förderte 
zutage, daß die Brennelementtemperaturen 
höher als erwartet waren. Die nach Herstelle­
rangabenkritische Temperaturgrenzevon 1500 
bis 1600 Grad Celsius wurde dabei Oberhaupt 
nicht erfaßt. FOr den Versuchsleiter Norbert 
Kirch ist die dOrftige Instrumentierung lediglich 
ein Schönheitsfehler. 
Schwere Unfälle wie ein Wassereinbruch, bei 
dem unbemerkt27Tonnen Wasserins Reakto­
rinnere gelangten, spieltendie Wissenschaftler 
nachträglich zu "unbeabsichtigten Experimen­
ten• herunter. Dabei hat es an Störfällen -wie 
eine siebenseitige Störtalliste des Öko - Insti­
tuts belegt - wahrlich nicht gemangelt. 
Der Wassereinbruch,dessen Ursache bis heute 
noch. nicht geklärt worden ist, führte 1978 zu 
einem 15 monatigen Stillstand des Reaktors. 
1971 war unbeabsichtigt ein Helium - Luft­
Gemisch in den Primärkreislauf eingespeist 
worden, 1974 wurde der Reaktor mit 2400 
unentdecktfehlerhaften Brennelementen bela­
den. 
Überhaupt stellten die Graphitkugelneine stän­
dige Quelle des Ärgers und der radioaktiven 
Verseuchung dar. Die ersten aus deutscher 
Fertigung zeichneten sich durch eine extrem 
hohe Durchlässigkeit torradioaktive Spaltstoffe 
aus. Erstinden USA, GroßbritamienundÖSter­
reich entwickelte Brennelemente mit beschich­
teten Brennstoffteilchen lösten die schlimmsten 
Probleme be1 der "rein deutschen Reaktorent­
wicklung•. Mit der Erprobung weiterentwickel­
terBrennelementewird u.a. auch der Weiterbe­
trieb des AVR begründet • 
Die AVR - Tagung hat gezeigt, daß zwar 
momentan Katzenjammer bei der Atommafia 
herrscht, sie aber angesichts der Klimakata­
strophe mit einer großartigen Renaissance der 
Atomenergie und speziell der angeblich so si­
cheren HTR- Technik. Ein Berater der nord­
rhein - westfälischen Landesregierung sagte: 
"Wir stehen heute am Grab einer großartigen 
Technologie, aber ein Ostermontag wird 
kommen!" 
Daß die Atommafia dabei mitder SPD rechnen 
kann, daran ließ NRW - Wirtschaftsminister 
ReimutJochimsen keinen Zweifel. Zwarmach­
te er aus seiner Enttäuschung Oberden im Falle 
des HTR nicht erfOIIten Konsens Kohle- Kerne­
nergie keinen Hehl, da sichdie Kohlevergasung 
mit Prozeßwlrme aus dem Hochtemperatur­
reaktor als Windei entpuppt hatte. Gleichzeitig 
mit seiner Skepsis gegenOber dem HTR be­
kannte er jedoch: "Das schließt nukleare For­
schung nicht aus. • Schließlich stellte er einen 
neuen Energiekonsens in Aussicht: "Nordrhein 
-Westfalen steht zu Gorleben, zu Ahaus, wenn 
nachder Zwischenlagerung eine direkte Endla­
gerung erfolgt. • 
karaman 
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Standorte 

DER. KOMMENTAll 
Zum Aus lür den THTR 

und den möglithen Folgen 

Der Jubel Ober das endgOitige Aus der Wie­
deraufarbeitungsanlage in Wackersdorf 
und darOber, daß an ihrer Stelle in der 
Oberpfalz kein atomares Ersatzprojekt ent· 
stehen wird, hat sich kaum gelegt, da gibt 
es bereits das wohl nun ebenfalls endgOiti· 
ge Aus des Hochtemperaturreaktors in 
Hamrn-Uentrop zu bestaunen. Der Jubel 
hält sich in Grenzen, denn der THTR war ja 
weniger Schauplatz entschlossenen Wie­
derstandes und schwerer Auseil)anderset­
zungen zwischen Atom-Lobby, Staat und 
Anti-AKW-Bewegung, sondern eher ein 
Zankapfel innerhalb der Atom-Beforworter. 
Landes- und Bundesregierung, Reaktorbau­
er und Stromwirtschaft stritten Ober Sinn 
und Unsinn, technischer und ökonomischer 
Überzeugungskraft dieser ungewöhnlichen 
Rea_ktorlinle. UrsprOnglich geplant als das 
Pilot-Projekt fOr den Einsatz der Atomener· 
gle nicht nur zur Stromerzeugung, sondern 
darober hinaus zur Erzeugung von hoher 
ProzeBwärme (daher der Standort am Ruhr· 
gebiet), seit Jahren aber angeslchts niedrl· 
ger Energiepreise und mangelnder Akzep­
tanz in der Gesellschaft als Zukunftsobjekt 
fallengelassen, Ist der THTR nun zu einem 
weiteren Symbol des Umbruchs in der Ener­
giepolitik geworden. Mit dem unrohmlichen 
Ende des THTR wird eine Reaktorlinie dls· 
kreditiert, von der sich die Atomwirtschaft 
fOr die Zukunft einiges versprochen hatte, 
vor allem Im Export. Die weitreichenden Plä· 
ne in Richtung HTR-Modul werden vom Aus 
in Hamm-Uentrop nicht· gerade profitieren 
können. 
Neben den technischen und ökonomischen 
Problemen, die zum THTR-Aus fOhrten, Ist 
jedoch in der ganzen Auseinandersetzung 
um die Stillegung dieses Reaktors ein wel· 
terer, bislang wenig beachteter und in sei· 
ner Konsequenz for die Zukunft der Atom­
wlrtscl'laft sehr badantender Faktor hinzu­
gekommen: die Frage nach den Kosten ünd 
der Verantwortlichkeit fOr den Abriß bzw. 
die Konservierung stillgelegter oder stillzu­
legender Atomanlagen. Dieses· Problem. 
kommt schließlich auf alle bestehenden An· 
lagen bzw. deren Batreiber und die Bundes­
und Landesregierungen zu. Bislang war 
man dem Problem ausgewichen, bzw. hatte 
es finanziell in milden Grenzen fOr die Be­
treiber zu halten versucht. Die Konstruktion 
laut Atomgesetz (und dem Willen der Betrel· 
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ber) sah jeweils so aus und Ist auch die bis­
herige Praxis: Man baue ein AKW, hinterle­
ge eine Kaution - laut Atomgesetz - von 
200 Millionen DM (bei groBen Lelchtwasser­
reaktoren) for eventuell auftretende Folge­
kosten durch schwere Unfälle oder ähnli­
chem, grOnde eine eigene Atomkraftwerks­
GmbH, also eine Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung, und dann kann's losge­
hen. Wohlgemerkt, mit beschränkter Haf­
tung, d.h. ohne weitere finanzielle Risiken 
fOr die Stomversorger, denn nicht sie betrei­
ben die Atomanlage, sondern die eigens ge­
grOndete beschränkte Gesellschaft. 
So weit, so schlecht. Im Falle des THTR 
wurde nun zum ersten Mal offenkundig, was 
dies in der Praxis for eine Anlage bedeutet. 
Der Streit zwischen Landesregierung und 
Betreibern ging nämlich nicht in erster Linie 
um die Stillegung - die wollten zuletzt alle 
-, auch nicht um den Zeitpunkt, sondern 
allein um die Kosten der Konservierung, Be· 
wachung und den späteren Abriß des THTR. 
Geschätzte Kosten zwischen 900 Millionen 
und 2 Milliarden, genau weiß das niemand. 
Die NRW-Landesregierung will die Kosten 
den Betreibern Oberlassen, mit gutem 
Recht, wenn das Verursacher-Prinzip gelten 
soll. 
ln dieser Situation zeigte sich aber, daß die 
Landesregierung Ober keinerlei Druckmittel 
vertagt, Hies auch in der Realität elnzukla· 
gen. Denn die Batreibergesellschaft des 
THTR Ist natorlich eine GmbH, und die kon­
terte die Forderungen der Landesregierung 
mit der lapidaren AnkOndlgung: Dann wer­
den wir Konkurs anmelden. Und das heißt 
nichts weiter: Die Batreiber sind aus der 
Verantwortung, die Suppe muß die Landes­
regierung auslöffeln. 
Um den Schaden in der Öffentlichkelt zu be­
grenzen, beeilte sich die RWE (Mitgeseil­
schafterln an der THTR-Gesellschaft) mit 
der Zusicherung, sie werden ein paar Millio­
nen "freiwillig" nachschieben. Doch das 
grundsätzliche Problem liegt nun offen auf 
dem Tisch. 
Nicht nur in SPD-Kreisen wird der Ruf nach 
einer Änderung des Atomgesetzes Immer 
lauter. Auch manchem CDU-Länder­
präsident dämmert langsam, was in dieser 
Sache auf seinen Landeshaushalt noch zu­
kommen kann. Die Vermutungen gehen da­
hin, daß die langfristigen Konservierungs-

und Beseitigungskosten der Atomkrattwer­
ke höher anzusiedeln sind als Ihre ursprong­
lichen Baukosten. Sollten Bundes- und Lan­
despolitik diesen schwarzen Pater per Ge­
setzesänderung an die Batreiber zurockge­
ben, so worde dies die Kosten des Atom­
stroms kOnftig erheblich erhöhen und mög­
licherweise das ökonomische Aus dieser 
Energieerzeugung bedeuten - eine Ent­
wicklung, wie sie sich seit einigen Jahren in 
den USA vollzieht und dort zu einem Zusam­
menbruch der Atomwirtschaft gefohrt hat. 
Aber das ist noch reine Zukunftsmusik. Die 
Pläne der Atomlobby laufen natOrllch ln ei­
ne andere Achtung. Trotz der Pleite mit der 
WAA und dem THTR, undtrotzdes bevor­
stehenden Desasters mit deni Schnellen 
Broter in Kaikar kämpft die deutsche Atom­
industrie verbissen um eine Perspektive. 
Gerade der so viel gelobte VEBA-Vordenker 
Benningsen-Foerder, auf den sich jOngst ja 
auch mancher AKW-Gegner gern bezieht, 
warf vor einigen Wochen den Atomkraft­
Kritikern den Fehde-Handschuh hin. 
Auf der Aktionärsversammlung der VEBA 
machte er eine neue EnergielOcke Mitte der 
90er Jahre aus und sah dringenden Hand­
lungsbedarf. Und angesichts der Konkur­
renz innerhalb des EG-Binnenmarktes und 
in deren Folge des ROckgangs der Verstro­
mung deutscher Kohle (sowie, selbstre­
dend, in "ernster Sorge um das Weltkllma") 
gibt es for den "Vordenker" nur eine sinnvol­
le Lösung: den Zubau weiterer Atomkraft­
werke klassischer Bauart, also der groBen 
Leichtwassereaktoren. Das Restrisiko mes­
se halt in Kauf genommen werden, so seine 
Worte. Und weiter: Dringend mosse sich die 
Politik um ein neues, aktualisiertes Energie­
programm kOmmern, um fest verbindliche 
Rahmenbedingungen fOr die Stromwlrt· 
schaft zu schaffen. Und diese Auseinander­
setzung um die welteren Perspektiven in der 
Energiepolitik wird denn auch bald kom­
men, spätestens im Wahlkampf zu den Bun­
destagswahlen Ende 1990. 
Auf diese Auseinandersetzung mossen wir 
uns rechtzeitig einstellen und vor allem dis­
kutieren, wo in dieser Auseinandersetzung 
die Anti-AKW-Bewegung Möglichkelten 
sieht, ihre Forderungen und Perspektiven 
zum Thema zu machen. Diese wichtige Auf­
gabe wie in der Vergangenheit vor allem den 
Granen, der SPD und einigen Öko-Instituten 
zu Oberlassen, wäre jedenfalls fatal und 
könnte den Abschied der Bewegung von der 
politischen Auseinandersetzung bedeuten. 
Auch dies eine Frage, die auf den nächsten 
Konferenzen thematisiert werden muß. 
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Keine Atomtransporte • 1n 

- und auch nicht 
anderswo 

Nach wie vor gelten die Atomtransporte als 
eines der best gehOtesten Geheimnisse der 
Atomlndustrie. Mit diesem Artikel wollen wir 
versuchen, etwas Ucht ln dieses Dunkel zu 
bringen. Der Schwerpunkt wird dabei auf den 
Transporten liegen, von denen Hamburg be­
troffen Ist. Neben den Hintergranden sollen Im 
folgenden die poRtisehen Auseinandersetzun­
gen um diese Transporte aufgezeigt werden. 

Die Transporte mit der Gode­
wind 

Die Godewind pendelt seit Anfang 1988 zwi­
schen der Haosestadt und Schweden sowie 
Finnland hin und herund transportiert dabeivor 
allem unbestrahlte BrennelementetOrdie skan­
dinavlschenAKWs. VonderABBAtom,einZu­
sammenschluß des schwedlsch-schweizeri­
schenUntemehmensASEAundderBBC,erNllt 
das Siemens Brennelemente Werk in Hanau 
(frOher .Aikem und ABU) Urandioxidpulver(U02) 
miteinem Anrelcherungsgrad von ca. 4% spalt­
baren Uran 235. Zusammen mit den Werken in 
Kar1stein und in Ungen exportiert Öle Siemens 
AG rund 40% der Produktion ins Ausland. Die 
Godewind, devonder Hamburger Arma Wal­
ter Möller gemakelt wird, ist von Siemens ei­
gens fOr die Abwicklung dieser Transporte 
gechartert worden. 

Von Hanau, Lingen oder Karistein aus werden 
die radioaktiven Frachten mit LKWs der Spedi­
tion Thomsen ausdem schleswig-holsteirischen 
Gutendorf bei Heide auf die Godewind gefah­
ren und in der Regel nach Varberg oder V äste­
ras (Sitz der ABB) gefahren, bzw. ins fimische 
Turku und wieder zurOck. Um die Transporte 
geheim zu halten, taucht die Godewind seit 
dem Sommer 1988 nicht mehr in den Hafenbe­
richten auf, wo sonstalle ein- und auslaufenden 
Schiffe angekOndigt werden. Der Umschlag 
findet auf den Anlagen der Hamburger Hafen 
und Lagerhaus AG statt, einer hundertprozen­
tigen Tochler des Hamburg Senats. 
Neben diesen Geschäften ist die Godewind 
aUerdings auch häufiger mit Uranhexafluorid 
unlerwegs. Zwei LKWs brachte sie am 22.1 .89 
aus der UdSSR nach Hamburg und am 
25.Januar brachle sie UF6 nach Schweden. 
Außerdem de oben genannle Ladung am 
25.Juli. 

Nach der Verhinderung in 
LObeck rollen die Transporte 
jetzt durch Hamburg 

Das dese Transporte seit dem März 1988 durch 
Hamburggehen hateinen einfachen Grund: Im 
Winter87188hattendle Labeckerinitiativen und 

Orgarisationen faktisch ein Verbot von Atom­
transporten durch Ihre Stadt und Ober ihre Häfen 
durchgesetzt. Töpfer empfahl daraufhin den 
betelliglen Armen, sich möglichst nach eir~em 
neuen Umschlagplatz umzusehen. 
Während der Transport der plutonlumhaltigen 
MOX-Brannelemente Ins niedersächsische 
Emden verlegt wurde, hatte sich Siemens of­
fenbar mit der HHLA sehneN einig werden kön­
nen, die Transporte mit unbestrahlten BE und 
U02, die den Hauptanteil ausmachen, kOnftig 
Ober Hamburg zu verschieben. 

Hamburgs Rolle Im Interna­
tionalen Atomhandel wAchst 

Mit der Übernahme dieser Transporte hat die 
Hansestadt Ihre Bedeutung Im Internationalen 
Atomhandel weiler ausgebaut und trAgt damit 
ihren Anteil dazu bei, daß der bundesdeut­
schen Atomindustrie lukrative Gewinne entste­
hen können. Nach der Reaktorkatastrophe in 
T schemobyl hatte der Hamburger Senat den 
Ausstieg aus der Atomenergie angei<Qndigt. -
es hätte sich gezeigt. daß das Restrisiko der 
AtomanlagennichtiAngerzuverantwortenwäre. 
Seitdem hat Hamburg, bzw.dieSPDallerdings 
nichts unternommen, um einen Ausstieg effek­
tiv einzuleiten. Die von Umweltsenator Kuhbier 
1987 vollmundig angekOndigte SatzungsAnde­
rung der Hamburgischen Elektrizitätswerke 
(HEW) hat bis heute nicht stattgefunden und 
nach wie vor sind de HEW BetriebsiOhrer der 
AKWs in KrOmmel und BrunsbOttel. Und nun 
wird durch die HHLA noch draufgesatlelt. Pl­
kanterwelse hat sich Kuhbier zwar im Dezem­
ber letzten Jahres bei Töpfer schriftHch be­
schwert, daß er keine weiteren Atomtransparte 
in der Stadt haben will, weil er aufgrund des 
Störpotentials in Hamburg Behinderungen ric:ht 
ausschließen kön.ne. GegenOberder Offenlich-

kelt vergaB Kuhbier jedoch damals darauf hin­
zuweisen, daß die HHLA IOr LObeck in die 
Bresche gesprungen war. AngesictU der Vor­
wOrte, daß Hamburg mit der Übernahme des 
Geschäfts mit Schweden noch tiefer in den 
Atomfilz einsteigt, verweist der Umweltsenator 
nun 1. auf diesen Brief und 2. daß die Hansa­
stadt mehr nicht machen könne. 

Atomare Zwi$chenlager im 
Hamb~rger Hafen 

ln der Antwort auf eine kleine Anfrage der GAL 
Abgeordneten Kristin Heyne (Drucksache 131 
4127) wird vom Hamburger Senat mitgeteilt, 
daß seit dem 1. Januar 1988 insgesamt 34 
Transporte mit Uranhexafluorid in und durch 
Hamburg stattgefunden haben. Neben diesen 
Angaben Ist aber vor aßem Bemerkenswert, 
daß der Senat auch angibt, daß es bei desan 
Transporten zu Zwischenlagerungen gekom­
men Ist Am 15. April, 13. Juli und am 28. Juni 
1988 kam es bei der "Lager und Speditionsge­
sallschaft", außerdem am 30.November und 
am 16. Dezember bei der HHLA zu Zwischen­
lagerungenvon 1-2 Tagen. Dabei trugen, so 
der Senat, die beiden Annen die Verantwor­
tung lOrdlegelagerten Stoffe. Nachdem Atom­
recht gibt es die Möglichkelt zu einer solchen 
Zwischenlagerung, wenn sie Im Rahmen einer 
Transportgenehmigung der Physikalisch-tech­
nischen Bundesanstalt in Braunschweig abge­
segnet wurde. Beide Hamburger Annen muß­
ten sich um als Zwischenlagerar tAtlgt zu sein, 
einer umfangreichen SicherheltsOberprilfung 
unterziehen. Mithilfe des Bundes- und Landes­
verfassungsschutz und des Bundeszentralre­
gisters in Ber1in wurden die Personen, die zu 
den Stoffen zugeng haben, durchleuchtet 
Während nach Auskunft des Betriebsleiters bei 
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der Lager und Speditionsgeselschaft etwa 10 
Personen OberprOft worden sein sollen, Ist die 
Anzahl der Beschlftlgten bei der HHL.A noch 
unbekamt 

Verbot von Transporten Ist 
möglich 

Den HlrrNelsdes "Hamburger Arbeitskreisgegen 
Alomanlagen•, daß Harnburg mit einer achlich­
ten AndenJng der Hafengesetzein elgenstAndi­
ger Kompetenz zumindestele Transporte clJrch 
den Hafen 't'8fbieten kOnnte, mag man Im Jahr 
des 800. Hafengeburtstag nicht ~n. wWd 
dodl ln allem U-Bahnen damit geworben, daß 
Harnburg zu den gr6Bten UniversalhAfen ge­
hört und Hamburgs WirtschaftsfOrderung eben 
Ober jedes Geschäft dankbar lsl ln einem 
Gutachten fOr LObeck hatte die Gruppe Ökolo­
gie Hannover darauf hingewiesen, daß es die 
Möglichkelt einer Teilendwidmung glbe, daß 
heißt, bestimmte GOter vom Umschlag Im Ha­
fen auszuschießen. Michael GOrter, Hambur­
ger Rechtsanwalt und Aullor des juristischen 
Gutachtens hAlt dies auch in Harnburg fOr 
m6glich. Die Rechtsabteilung der Umwellbe­
h&de kam ln einer "Internen• PrOfungjedo<:h zu 
einem anderen Ergebnis: Hier lieht man die 
Gewerbefreiheit elngesctvänkt und dies w1re 
wrfassungstechlllch bedenklich. Diese Auffas­
sung vertrat Kuhbier auch ln einem Interview 
mit der "Hamburger Rundschau" am 11.Mal 
1989.1mmerninerstaunlich, wem man bedenkt, 
daß die SPO aus der Atomenergie auszustei­
gen vorgibt und damit der Atomindustrie den 
Boden unter den FOssen wegziehen will. Oie 
Abschaffung, bzw. Stillegungder Atomanlagen 
m08118 daM logischerweise ebenfalls wrfas­
sungsteehlliche Bedenken erzeugen. da auch 
hier die Gewerbeordnung elngeschrAnkt wAte. 
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Atomare Fracht auf Vogelflug 

Bekannt geworden lat nun auch ein weiterer 
Bereichder damals Ober LObeckabgewickelten 
Transporte. Einen wachsenden Anteil an den 
Transporten hatten lelchlradloaktiw AbfAlle aus 
nahezu alen bundesdeutschen Atomanlagen 
eingenommen.Oieseglngenzurechwedlsc:hen 
Vefbrennungsanlage der SIUdsvlk Nudear, wo 
die Stofte sortiert und soweit m6gllch Y8fbrannt 
und kondtionlert werden. Alerdings geht aus 
einem von der Gruppe Ökologie ln Hannover 
erstelten Gutachten tordie Hansestadt LObeck 
henlor, daß rund 10 Prozent der angelieferten 
Abfiße nach dem sortieren ohne welll8fe Bear­
beitungwiederandleHerstellerzurOckgesandt 
wurden, da sie entweder gar nicht bf'ennbar 
waren oder aber eine zu hohe radioaktivltAt 
aufwiesen. Nach dem diese Transporte durch 
ein politisch durchgesetztes Verbot in LObeck 
verschwunden waren, hat sich nun herausge­
stellt, daß sie auf der Vogelfluglinie Ober Putt­
garden nach R&tby mit der Bundesbahn Rich­
tung Schweden gefahren werden. NachAussa­
gen der Pressestele der Hamburger Bundes· 
bahndirektion werden solche GefahrgOter mit 
der Frachtfähre "Theodor Heue· abgewickelt, 
die ausschließlich GOter transportiert 

lnformationspolltk über Atom­
transporte 

Oie hamburger Umweltbehörde und der SPO/ 
FDP-5enat haben sich (u.a. ln der Antwort auf 
eine schriftliche kleine Anfrage 1313487) vor 
kurzem dafOr a~sgesprochen, die Bev61kerung 
umfassender Ober Atomtransporte zu lmormie­
ren. Nachdem es selbst auf rOckwirkende An­
fragen Ober Aliomtransporte jahrelang entwe-

der gar keine oder aber VOIIig unkof'*ollefbare 
Informationen gab, hat sich die Praxis etwas 
verlndert, was nk:tt zuletzt darauf ZUIOckzu­
fOhren sein wird, daß der Druck der Hamburger 
BOrgerinitiativen siAndlg gr6Ber wird und der 
Atomfrachter Godewind ohnehin regelmABig 
von Atomkraftgegnerinnen beim nAchtliehen 
Anlegen beobachtet wird. Seitdem werden auf 
Anfrage Empflnger und Absender, die Art der 
Ladung. die Anzahl der Transporte und mit 
welchen Transportmineln sie abgewickelt wur­
den von der Umweltbeh&de genannt Oie 
Angaben beziehen sich allerdings lediglich auf 
die Transporte fOr "Kem"brennstoffe. FOr die 
"sonstlgen radioaktlven" Stofte, deren Trans­
port laut Atomgesetz nic.ht anmeldepßlchtlg Ist 
und tar die die Behörde fOr Arbeit, Soziales und 
Gesundheit zustlndig ist, gibt es bis heute 
keine Angaben des Senats, da keine Statistiken 
gefOhrt werden. 
Wel118rhln alerdlngs gilt Ober Transporta, die 
noch geplant sind, wird strengstes stillschwel­
gen bewahrt! 
Interessant ist auch, daß de Angaben der 
Hamburger l.JmweltbehOrde umfassender sind, 
als die des schleswlg holsalnlschen Sozlalml­
nlsterium. ln Bezug auf die Transporte Ober 
Puttgarden wurden die Empflnger und Absen­
der nicht exakt angegeben, sondern lediglich 
gesagt, daß z.B. am 3.JuH 1989 ein LKW­
Transport mit unbestrahlten Brennelementen 
aus Schweden Ober Puttgarden durch Schles­
wig Holstein in den "SOden" stattgefunden hat 

Statt Ausstieg-ein Gutachten 

Im Juli wrgab die UmweltbehOrde ein Gefahr­
Gutachten Ober "Kem"brennstofftransporll8 
durch die Hansestadt an die Gruppe Otu,!ogie 
Hannover, das bis zum FrOhjahr 1990 fertip 
stellt sein soll. Damitbleibt in diesem Gutachten 
der gesamte Brelch der sonstigen radioaktiven 
Stoffe VOIIIg ausgeklammert Nach Auskunft 
des Senats (schriftliche kleine Anfrage 1313983) 
wird allerdings beabsichtigt, in Abhlnglgkeit 
vom Ergebnis des jetzigen Gutachtens ein 
weiteres fOr diese Transporee in .Auftrag zu 
geben. Was das konkret heißen mag, wurde in 
der kleinen Anfrage allerdings nicht gesagt. 
Ziel des jetzt vergebenen Gutachtens Ist es 
nicht, Ausstiegsm6glk:hkeiten fOr die Hanse­
stadt zu suchen, sondern mOgliche Katastro­
phenszenarienaufzuzeigen um Gegenmaßnah­
men planen zu können. Immerhin sollen aber 
die gesundheitlichen GefAhrdungen fOr die 
Transportarbeiter duroh die Gruppe Ökologie 
begutacn•t werden. 

Verweigert die Bundesbahn 
die Aussage? 

Größtes Problem bei der Untersuch.lng der 
Geflhrundungspotenliale duroh die Atomiran­
sporte dOrfte de Bundesbahn sein. Insgesamt 
24 T ransporll8 mitabgebrannten Brennelemen­
ten aus den vier AKWS BrunsbOttel, KrOmmel, 
Stade (und in Zukunft aus Brokdorf) rollten seit 
dem 1. Januar 1988 Ober die Gleise der Bahn 
durchdieHansestadtundmOssenrechtlichden 
Hamburger Behörden nicht gemeldet werden, 
da die Bahnanlagen nicht ZLm Hoheitsgebiet 
der Stadt gehören. Zwar praktiziert de Bahnzur 



Zelt Good-wil und meldet castor-Transporte 
der UmwellbehOrde, ob allerdings die GOK die 
MOgllchkelt erhalten wird, vor Ort die Abwick­
lung der C8ator1ransporte bei der Bahn zu urr 
tersuchen, Ist bis heute noch nicht gekllrt. ln 
den Verhandlungen zwischen der Umweltbe­
h&de und der Bundesbahncirektion hat sich 
letztere zwar prinzipiell zur Kooperation bereit 
erklirt. Allerdings liegt noch keine endgOitige 
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Zusage der Bahn vor. Erst wole man wissen, 
wer das Gutachten erstelt, denn die Bahn sei 
bei "einigen Instituten mit der Interpretation 
IIYer Dat&n nicht einverstanden gewesen." 
(klelneAntr-o-131S983)0bcieGOKzu clesen 
InstiMen gehört, Ist zur Zelt offenbar noch 
unklar und die Gesprlche zwischen BehOrde 
und Bahn sollen tortgesetzt werden. Allerdings 
Ist bekannt, daß der Bundesbahn ein von den 
Hannoveranern Im Auftrag der Stadt NOmberg 
erstelltes Gutachten, in dem es vor allem um 
Castortranspone Im Zusammenhang mit der 
WM Wackersdorfging, nlchtbesonderageflel. 
Im KlartBxt bedeutet das, daß unter Umstanden 
der brisanteste Bereich der Atomiransporte 
dun:h Harnburg Im besten Fall mit hypotheti­
schen Modelien begutachtetwerden kann. Wie 
sich cle UmweltbehOrde zu einer solchen zwar 
rechtlich mOglk:hen, politisch aber umso skan­
dalöserenHaltungderBundesbahn&llelenwird, 
bleibt abzuwalten. 

Behörde und Bis streiten um 
eine Infobroschüre 

FOr weiteren poRtisehen ZQndstoff zwischen 
der Umweltbehörde und dem Senat einerseits 
und einigen Anti-AKW-Inltlatlven andererseits 
wird vorraussichtlich Im Septembergesorgt sein. 
Seit dem FrOhjatv 89 haben verschiedene Ini­
tiativen (neben dem Hamburger AK gegen 
Atqmanlagen vor allem die Nach-T schemobyt 
GruPP'tf1, Verlraterinnen kirchlicher Gruppen, 
die GAL und einige "Tradtiona"-Bis) in Harn­
burg ein Informationsfallblatt mit dem Titel: 
"Keine AIDmtransporte durch Hamburg" erar­
!*tet. in dem Ober die Bedeutung und Risiken 
Her AtomtranSfXIf'e berichtet wird.(Soweit In­
formationen dazu zugAnglich waren.) Oieses 
Faltblatt stOtzt sich auf ein in NOmberg von der 
Stadtverwaltung vor drei Jahren herauegege­
benes Blatt, Indem die dortige $PD sich dafOr 
Aussprach, keine Alomtransporte durch Ihr 
Sladtgebietzurgepa,ae Wiederautbereltungs­
anlage ln Wac:kersdorf rolen lassen zu wollen. 
Neben den Hamburger Iris, hat sich auch die 
UmwellbehOrde daran gemacht, eine solche 
BroschOre zu erarbeiten, wobei man sich hier 
ebenfalls auf die NOmberger beruft. Gleichzei­
tig hatte die Beh&de in elbnem Brief an den 
Hamburger AK gegen Atomanlagen die lnltlatl-

ven aufgefordert, Ihre Vorsteiii.Wlg&n fOr dieses 
Projekt vorzulegen. Anfang Jui wurden der 
BehOrde dann allerdings nicht nur elrige "Vor­
sfBIIungen• vorgelegt, sondem vielmehrwurde 
der (druck-) fertige Falllblattentwurf der Um­
weltbehörde auf den Tisch gelegt. Von den 
BOrgerinitiativen wurde ~n die Forderung er­
hoben, das die UmweltbehOfde das vorgelegte 
Infoblatt als BOrgerinfonnation anale Hambur-

ger Haushalte henlusgeben sol. Um darOber 
diskutieren zu können, wurdeeingemeinsamer 
Termin vorgeschlagen. Oiesem Vorschlag hat 
die Umweltbehörde Inzwischenzugestimmtund 
es Ist davon auszugehen, daß Anfang Septem­
ber Ober cle Herausgabe cleser BroschOre 
verhandelt wird. 

Von Seilen der Umweltbehörde wird jedoch 
darauf hingewiesen, daß es angeslchts des 
Titels der BroschOre Probleme gebenwird (vgl. 
"Die Volkszeltung", 14.JuY 89). Aufgrund der 
po&tischenZusammensetzungdesSenats,der 
dazu seine Zustimmung geben mosse, halt 
man es fOr nicht sehr wahrschelnNch, daß ein 
solcher Titel von der Umweltbeh&de akzeptiert 
werdenkann.AbernlchtnurderSenatwlrdsleti 
mit dieser BrosdlOre sdMer tun. Zwar ist 
Kuhbier Ober die Abwicklung der Schweden­
Transporte aufden Anlagender HHLA offenbar 
verlrgert, doch noch im Januar hatte er auf 
einer Veranstaltung erkllrt, daß er Atomtran­
sporte grundsAtzlieh fOr notwendig erachte und 
lnsofem ein Verbot nicht sein Ziel sein kam. 

·Neue Dimensionen durch 
westdeutsche und britische 
Zusammenarbeit 

Interessant wird die welfBre Diskussion ganz 
sicher auch durch die VertrAge zwischen Bom 
und Großbrtiannlen Ober eine Weederaufarbei­
tung westdeutscher BrennelemeniB bei der 
BNFL in Sellafield/Windscale. Wenngleich hier 
vorerst nur spekuliertwerden kann, wird auf die 
norddeutschen Hafenstldte noch eine Menge 
zukommen. ln Emden wird offenbar schon eini­
germaßen fortgeschrittan Ober eine FMYver­
blndung in die britische Wiederaufarbeitungs­
anlage ~t und nicht ganz unreaN­
stlsch dOrfte cle Vermutung sein, daß auch die 
HAfen ln Bremen und Harnburg unter UmstAn­
den fOr den Transport von abgebrannten Bren­
nelementen nach Sellafield und -aus Sicht der 
Planungender Atomlobby -wiederzurOck nach 
Gorleben in Frage kommen. 

Kontakt: Hamburger Arbeitskreis gegen 
Atomanlagen, Dlr1c Seifert, Mottenburger 
Twlete10, 2000 Hamtug 50 

Uranhexafluorid-Transport im 
Hamburger Hafen blocl<iert 

in den Morgenstunden des 25. Juli gelang es 
30 AKW-Aktivistlnnen die Entladung der MS 
Godewind am Anleger der senatseigenen 
Hamburger Hafen- und Lagerhaus (HHLA) AG 
mehrere Stunden zu blockieren. Das mit einem 
BOgelschloß versperrte Eingangstor zur HHLA 
am Dradenau-Hafen konnte erst nach einer 
Stunde von der Feuerwehr aufgeflext werde.ln 
der Zwischenzeit irrte das Schiff, das mithoch­
giftigem radioaktivem Uranhexafluorid beladen 
war, auf der Suche nach einem Ausweich­
Anleger vergeblich elbaufwärts und kehrte 
schließlich zum Oradenau-Hafen zurOck.Hier 
hatten sich die Demonstrantinnen vor der Roll 
on ,Roll of-Anlage in Ketten aufgebaut und 
versperrten die Ausfahrt fOr die mit der radioak­
tiven Fracht beladenen LkW's. Die zuständige 
WasserschutzJX)Iizei verhielt sich zurOckhal­
tend. Nach weiteren zwei Stunden wurden die 
AKW-Gegnerlnnen von SEK'Iern zur Seite 
abgedrängt. Diesmal kam die MS Godewind mit 
einer Ladung von der "TechsnabexJX)rt Moskau 
• aus dem Hafen von Leningrad, wo sie 39 300 
kg des hochgiftigen Uranhexafluorid an Bord 
genommen hatte.lhr Weg ging zurück Oberdas 
schwedische Varberg, wo vier leere LKW's mit 
Anhängern zugeladen wurden, auf denen die 
Fracht verladen wurde. 

Warum nimmt die Atomindu­
strie so lange gefährliche 
Seewege in Kauf? 

1984 versank der Atomfrachter "Mont Louis" 
nach einer Kollison miteinem anderen Schiff im 
Ärmelkanal. Der Atomfrachterwar auf dem Weg 
von DOnkirchen (Belgien) in die UDSSR. Die 
Ladung 225 Tonnen Uranhexafluorid sollte zur 
Anreicherung nach Riga transJX>rtiert werden. 
Wenn die "Giftfässer· auf der Mont Louis zer­
brochen wären, hätte das hochgiftige radioakti­
ve und in wäßriger Umgebung stark ätzende 
Uranhexafluorid das Meer und die angrenzen­
den KOsten verseucht. 
in Westeuropa existieren auch eigene Uranan­
reicherungsanlagen (Eurodif/Frankreich, Gro­
nau/BRD, Almelo/NL) Trotzdem werden Uran-

"hexafluorid-TranJX)rte durchgefOhrt, da die 
Atombelreiber im Atomrausch der siebziger 
Jahre langfristige Verträge mit der UDSSR 
abgeschlossen haben. 
Das Zusammenspiel der internationalen Atom­
Mafia bewirkt ein hohes Transportaufkommen, 
das zu einem erheblichen Teil Ober den Ham­
burger Hafen abläuft. Nach dem WAA-Deal mit 
Großbritannien und Frankreich werden die 
Atomtransporte weiter zunehmen. Von einem 
Ausstieg aus dem Atomprogramm kann keine 
Rede sein, es findetehereine Umverteilung der 
Atomaktivitäten in Europa statt. 
Nach dem Ankunft und Abfahrt der MS Gode­
wind und der LKW's der Spedition Thomsen 
bekannt sind, werdert Blockade-Aktionen jetzt 
möglich. Dies war ein erfolgreicher Anfang, der 
mit einer größeren Mobilisierung fortgesetzt 
werden sollte. 
Weg mit dem Atomprogram! 

Glla und Axel 
Atomtransportegruppe Hamburg 
BUU-Laden 
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Was tun gegen die 
Wir wissen, das de Anti-Aiom-Bewegung, 
abgesehen von ein pur Auasnahmen. keine 
besondere Stll1ce auaalrahlt. Oie Kontlnultltlst 
von relativ wenigen aktiven MeniChen abhln­
gig. Unser Widerstand gilt allen Bereichen des 
A~programms. ln der Praxis lind wir aber 
gezwungen una zu konzentrieren. Beallmmend 
sind die aktuelen Entwtddungen, die je nach 
Region zu untlt'ldlledllchen Schwerpunlden 
lOhren k6nnen. Der Blick ln andere Regionen 
darf dabei nicht verlol'en gehen. 
Um Gorleben herum 101 die Aulelnanderset­
zung um die PKA ln eine neues Stadium lretan. 
FOr die meisten von uns bedeutet das zusAtz­
lieh bzw. neue Arbeitsinhalte aprlc:h Arbeit. Oie 
PKA, als ln....., Bestandtell des -.uropll­
sc:hen Enlsorgungakonzpta"eollln den Wider­
stand eingebunden Mt'den. Diele Forderung 
Ist Ir l8besonclent an AKW-Gegnerlnnen außer­
hab des Wenclanda gerichtet, deM vor Ort 
wird schon telt Iingerem gegen die Planungen 
und ArbeiWn Öffentlichkeltsalbt gemacht. 
FkJgbllner, Veranstalllngen, Aktionen vor Ort 
efiC. haben nicht zu gewOnachten Ertolgen ge­
fOhrt. Ea mOUen Mittel und Wege definiert 
werden, die den Widerstand gegen die PKA, 
koordriertmltdenAkllviWenlnSachenEncla­
ger, Zwischenlager und Transporte, unOber­
h&bar und unObefMhbar aJa auch apOrbar fOr 
die Atommafia macht. Bel der Frage nach rich­
tigen, der SlkJatlon entaprechenden AnsAtzen 
gibt es nicht nur die eine Antwort. Gravlet'ende 
Merkmale, de unsere Obertegungen begren­
zen, sind die Arbeitskraft der wenigen AktM­
alen, die Konsumhaltung vieler Atomkraftgeg­
nerlnnen,dieleldervorhandeneUnm6gllchkelt 
schon einmal gemachte Erfatvungen voraus­
zu~etzen,ldeologltcheDifferenzenlndenelge­
nen Relhen,lnformatlontdeflzl181n der Sache, 
Ebbe Inden Kauen und nichtzuletztder Zwang. 
Im lnteressedesweltet'en Wlderamndesgegen 
dle~fetledlisten,malwlederzurOckzustec­
ken bezogen auf schon gemac:hl8 Erfahrun­
gen. 
"Sich der ~lnduAte ln den Weg stallen" 
heißtfOruna, hierund jetzttorbessere Lebens· 
bed~zu klmpfen,lnveatltlonsents­
dungen (Endlager, Transporte, PKA etc.) zu 
behindern und ein StOdt Staataloyalitlt aufzu­
kOnclgen mit m6gllchllt vielen Menschen zu. 
sammen. Der erneute Versuch, den Wider­
stand fW'd um Gorteben auf tn1tent FOße zu 
stallen, Istauchein Aue«<d dafOr, daß wirden 
Kampf gegen 6konomlac:he und politische 
HERRschaft Ober den Menschen nicht nur ab­
strakt fOhren wollen. Wir werden ln diesem ge­
aehchaflllchspolillsc Tellbeleich Y8rSUChen, 
Ober die Ar1nngerung der "atomaren Bedro­
hung" Nnauawkommen und die hOc:h lange 
nicht gel6ate •entaorgungaproblematik" zu ver­
binden mit dem Wissen und der Kritik der Logik 
kapltallaliac:her Verwertungsprozesse und pa­
trtarchaler Strukturen. 
Unser AktloniYOrlehlag tor den Widerstand 
gegen die PKA hat wegen den schon skizzier­
ten begrenzten M6gllchlcelten (z.Zl) einen 
propaganclatisc bzw. symboll&dlen Cha-
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Zwei DiskussionsvorschlAge zur 
Ben Der Dom soll Raum sein fOr oftenen Aus· 
tausch untereil lallder aber auch Unlerlc:hledll­
ches Yefbinden, um geslltkt nach Außen zu 
wirken. Je besser uns du gelingt. desto mehr 
Widerhaken wird der Dom haben. 

RIID: ITIIIM "**'- -~~.;::.;..::~~~..~.__..__ 
rakter. Der Vorsc:Nag bleibt fOr die A~inalla 
unberechenbar, wenn sich aus den AktlvitAten 
heraus Wlderst.wld entwickelt, der nicht nur 
Y8fbaJ und symbolisch Ist, der den "politischen 
und materiellen Preis" fOr die Setreiber in die 
Hebt treibt und keineswegs aJa Sandkasten­
spiel abgetan werden kann. Soweit sind wir 
aber noch rWc:ht. Neben der ganzen Palette von 
Otfemllchkeltsatbelt, de bishergelaufen Istund 
weiterlaufen muß, kommt es darauf an Punkte 
zu finden, an denen sich Widerstand kristallsle­
ren und entwickeln kam; nicht nur Ortlieh son­
dern auch Ober de Region hinaus. 

Der "Dom Im Auge der Atornrnda ..... 

WOrde es gelingen eine Ed<e ln dreider Nlhe 
zum "Entsorgungspark Gorteben • zu erwer­
ben, z.B. Im Bereich der drei Holzkreuze bzw. 
des Beobachtungsstandes, durch Kauf oder 
Pacht oder Irgendwie Obertauen mit klaren 
Regelungen, die unser Handeln nicht blockie­
ren, dam hAtten wir den Dom schon ln der 
Hanl;l. Von unserer~ und KrafthlngtH 
dam ab. wie tief der Dom sticht. Du GeiAnde 
mit Leben zu tollen kann ganz klein anfangen. 
Der Auftakt muß zelllieh eiMergehen mit vor­
hersehbaren Ereignissen (LB. PKA-Bautltlg­
kelten oder Transporte). 
Swtlt Euch vor, wir sind auf dem Gelinde und 
w<lrdenzu Anfangeinen lnfo..Punkl bauen,dam 
eine groBe runde Sitzbank fOr Versammlungen 
a Ia Ratschlag etc., die Auaslchtsplalltonn wel­
terenlWickaln (mit einer pflftlgln Faln an der 
Spitze, de ZIMnlcht und S1lrke slgnall-*t), 
einen neuen ~tz bauen, u.a.m. Zug um 
Zug, richt alles auf einmal. Du eben skizzier­
te kanngarnlchtariderswlrkenalswle ein Dom, 
der die Belreiber a Ia BLG, DWK & CoKG, 
solange wir unberechenbar bleiben, ._, sticht. 
Eskannzuglelch einMittel sein, Wlderatandzu 
bOndein undauf unterec:hledllchen Ebenen neu 
oder weiterzuentwickeln. Wir mOssen damit 
klarkommen, daß die Un18rschledllchkelten ln 
den politischen Vorswtlungen und Ansitzen 
aetvgro8 sind, sich L T. gegenseitig auasc:hlle· 

Eseol PriMnz gezeigt werden. die neugierig 
macht, anzieht und polarisiert, zwn Handeln 
anregt und das vor dem Hn•rgrund, daß das 
Endagerbergwerkaufweltere SdMierlgkelten 
beim Ausbau stoBen wird, Transporte von Bllh­
flssem Ins Bau der PKA beginnen 1011. DatO­
berhlnauseoD das 1979 beschlosaene "Enteor­
gungskonzeprvondernationalenaufdleeuro­
plisehe Ebene gehoben werden, bzw.ln diese 
Richtung neu definiert aprlc:h for1gesdvleben 
werden. Der "Energiepoliti&che Konsens" auf 
europllsc:her Ebene lnklusiYe Atomkraft wird 
angestrebt. 
Wir befinden uns ln einer Phase der Umstruklu­
rlerung der gesamten ~ einer 
KonsolldieNng auf europlischer Ebene. Der 
"Entsorgungspari( Gorleben"IOI ein Bestand­
telldes"europii&cheniltl9ief1en~ 
konzeptes"werden. FOrdie Atomwirtlc:haftgeht 
"ln den nlchllten 10 Jahren ums nackte Cl.­
leben. Das Ringen um Akzepblnz, Wahtung 
des Besitz.lltandea, Aufteiung der Mlrtde was 
Neubau von ~ariagen und Serviceleistun­
gen betrifft, macht du deutlich. Alles MOhen 
der Atommafiaist nur zu verstehen auf Grund 
dergroBen Zuversk:htfOrelne bessere Zukunft. 
aprlc:h zukOnfliger Profite. Egal, ob es um neue 
Reaktorlinien geht. europlisehe Projekte zur 
Konditionierung von AtommOII, um die konzer­
tierte Forschung sowie Zusammenarbeit ln den 
Bereichen Wiederaufarbeltung und Endage­
rungoderumneueFerligungsariagentorBNn­
nelemente der Spezie MOX etc. Das Ganze 
wird flankiert, gestatzt und gefol'dert von einer 
Politik. die von Ausalieg lamentiert aber das 
Gegenteil fordert: Die langfrfalige Sicherung 
der Enetgleversorgun mit einem m6gllchst 
groBen Antel Atomkraft. 
Um es~ zu sagen: mit unserem Aktlonsvor­
lldllalg und den skizzierten Pwtpel<liwn 8011 
auch deutlich werden. daS wirfOr keinen "ener· 
glepollti&c:hen Konsens" zur VerfOgung saehen, 
bei dem ~kraft eine Rolle spielt Oie Folge­
probleme der ~kraft sind fOr die kommen­
den Generationen schon derart Q1'08, da8 das 
Abec:haltan aler Aiomanlagen an....., Stele 
stehen muß. Solange das nicht geschlet«. 
werden ale ~sungen und kleineren 
Obel von uns abgelehnt, bzw.stoBen auf unse­
ren WJderstand. 
Es kommt jetzt Insbesondere rund um Gorle­
ben, darauf an. cle Grunclagen zu echaffen fOr 
ein Zusammenwll1<en mit dem Widerstand 
außemab der Region. Die ln diesem Papier 
fixierten Obeliegungen k&lnen dabei· helfen. 
Wennesgellngtausden lanQjAhrigen Erfatvun­
gen zu lemen, gute Elemente herauszlehn und 
neue hNufOgen, dann ••• 

FOr den Dom Ins Auge der A~mafla I 

Im Jull1989 von Freunden. aus Hannover 
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bei der Thematisierung der PKA werden. Unser Vorschlag fOr die Praxis (Ende Septem- Richtung PKA-Geläncle zu fahren. ln Danneo-
Die PKA bildet mit den anderen Anlagen im ber I Anfang Oktober): bergtreffen die belden Demo-ZOge zusammen; 
Wendland eine konzentrierte Einheit im sog. -UnterderWoche:VeranstaltungeninStadtund hierkannmöglicherweiseeineKundgebungstatt-
Entsorgungskonz~pt. Das istnur im Zusammen· Land zur PKA, deren Bedeutung fOr das Atom- finden. Auf dem geplanten Baugelände begin~ 
hangmitdem Betriebder Atomkraftwerke, sowie program!" und die fOr den Betrieb der Anlage nen wird mitdem schon torden 1./2.7. geplan-
deren •versorgungseinrichtungen" zu sehen. notwendigen Transporte (CASTOR). Außerdem ten "Denkmalbau". (Wir unterstOtzen~den Han-
AuchistdieProblematikderAtommOIItransporte wollen wir die Transportproblematik ingesamt, noveraner Turmbauvorschlag) Auf jeden Fall 
untrennbarmitdemStandortGorlebenverbun- sowie die Rolle der Deutschen Bundesbahn muß vor Beginn der Aktion auf dem Gelände 
den; die wir keinesfalls unabhängig von der ge- (OB) darstellen. klar sein, was dort geschehen soll! 
samten Transportfrage betrachten können. -DerschonfOrdie"Regionai-Kampagne"vorge- Inwieweit eine dauerhafe Präsenz im Wald 
Atomtransporte sind nicht nur Bindeglieder im schlagene DB-Aktionstag wird um die PKA the- möglich wird; bleibt offen. Auf jeden Fall halten 
sog. Brennstoffkreislauf, sondern der Lebens- matisch erweitert, daß hier (unabhängig von wir sie torwünschenswert Dauerhafte Präsenz 
nervder Atomindustrie. Katastrophen-Szenarien) der örtliche Bezug heißt nicht PlatzbeseiZung. Wir stellen uns 
Die Transportekette beginnt mit den Uranerz- hergestellt wird. Entweder findet der Aktionstag darunter vor, daß der Turm o.ä. relativ regelmä-
transporten, umfaßt die unbestrahlten Brenne- quasiOberallstatt(jedeAntiAKW-Gruppedenkt ßig besetzt wird und als Anlaufpunkt genutzt 
lemente, die Lieferungen dOr die Wiederaufar- sich an ihrem Ort was aus) oder nur im wend- werden kann. (Wenn die Gegensetite ihn nicht 
beitungundendetbeimhochaktivenMOIItrnspor- land, sowie aufden möglichen Umschlagbahn- ohnehin gleich platt macht.) Denkbar ist auch, 
ter. Kein Teil dieser Kette ist ohne den vorherge- höfen LOneburg und Uelzen. Als zentrales Eie- daß die verschiedenen Gruppen aus dem Kreis 
henden denkbar. Ohne diese Kette wäre keine ment wird eine agitatorische Bahnfahrt insze- und aus d~r nähren Umgebung ihre Treffen dort 
atomare Anlage in Betrieb, was entsprechend niert. Entweder Obernimmt hiertoreine Gruppe abhalten. UberlegtwerdensolltedarOberhinaus 
fOr die PKA gilt. Atomtransporte und laufende die Gesamtplanung oder mehrere Gruppen tei- die kontinuierliche DurchfOhrung von "Sonntags-
AnlagenbedingensichgegenseitigundmOssen len sich jeweils einen Streckenabschnitt FOr Spaziergängen", in die wir das Zwischen- und 
somit gemeinsam thematisiert werden. Durch diese Fahrt schlagen wir die Route Hamburg- Endlagermiteinbeziehen. 
die fortschreitende Europäisierung auf atoma- Hannover vor. Ziel der Bahnfahrt ist es, Öffent- ~ 
rem Gebiet, erhält die Konditionierung und lichkeitzu erreichen und die Strecken Nord-SGd-
Lagerung des AtommmOIIs einen neuen Stel- Dannenberg zu dokumentieren. 
lenwert. International arbeitsteilig wird jetzt in - Um die Bedeutung der Umschlagpunkte tor 
Frankreichund Englandwiederaufgearbeitet und den Standort Gorleben bekannt zu machen und 
in der BAD (bislang heftig dementiert) soll end- die Möglichkeit von Straßentransporten aufzu-
lagerfähig verpackt und eingelagert werden. zeigen, schlagen wir vor, von LOneburg und 
FOrunsergibtsichdarausdie Notwendigkeit, die Uelzen ausgehend, mit je einem (Auto)korso in 
Verbindung zwischen PKA und Transporten jetz 
herzustellen. Weiterhin sehen wir die Möglich­
keit, von einer solchen Verbindung ausgehend, 
jede Atomanlage •neu" zu thematisieren. Bei der 
Entwicklung lokalert Brennpunkte muß Gorle­
ben als "letztes Glied im atomaren Kreislaur 
problematisiert und wieder verstärkt ins öffentli­
chE~ Blickfeld gerOckt werden. 
FOr die Aktivitäten im Herbstbedeutetdas zuerst 
eine Analyse und Diskussilen der neuen Situa­
tion. Wir möchten auf dem "Gedelitzer Treffen• 
zu einer ersten gemeinsamen politischen Ein­
schätzung kommen und nach Möglichkeit zu 
einer von allen getragenen Stellungnahme. ln 
der Praxis muß es unser Ziel sein, die Verbin­
dungdes Widerstandsgegen Atomanlagen und 
-transporte mit dem gegen die Anlagen im 
Wendland herzustellen. Wir mOssen mit unse­
ren Ideen und Vorstellungen wieder eine breite 
Öffentlichkeit erreichen. 

A Abschnmbehälterdeckel 
B Endlagerbehätterschweißdeckel 

C EndlagerbehälterschraubdecKel 
0 Strukturteilekorbdeckel 
E Strukturteile(kompaktiert) 

F Korb für Strukturteile 

vonBOWR-BE 

G Büchsendeckel 

Gesamtgewicht 
(beladen) 

A 

ea.64t 

D 

Gesamtdurchme$$er ca. 1,5 m 

Gesamtlänge ca.5,9m 

L 

K 

N 

H Brennstäbe 

I Bt.JchsefurBrennstäbe 
von2DWR-8E 

K Endlagerbehalter 
l Neutronenmoderator 
M Absch1rmbeha!ter 
N Tragzapfen 

Um bel Baugenlnn handlungsfähig zu sein, 
müßten wir Innerhalb kürzester Zeit eine 
möglichst breite Mobilisierung und Öffent­
lichkelt herstellen. Dieses Ziel ist erreichbar, 
wenn es uns gelingt, den brisanten Stellenwert 
der Konditionierungsanlage bewußt zu machen, 
ohne die anderen Teile des atomaren Kreislaufs 
zu vernachlässigen. 

Heidegruppe 
Teilleder BI LOchow-Dannenberg 
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Das "Kampagne-Tr8ffen"am 17.6.1n Kassel hat 
nach unserer An~ gezeigt, daß noch Immer 
erhebliche lnfonnallonsdefizlte Ober den Sinn 
und Zweck einer bundesweilen Kampagne zu 
AtomtranspOrten bestehen. Wie sonst Ist es zu 
er1dlren, daß der hierzu ln Malnz gefaßte Be­
schluß ln Kassel praktisch wieder in Frage 
gestellt wurde? 
Wozu wal'8n die u.a. ln NOmberg und Mainz 
gefOhrten Diskussionen gut. wenn nach einem 
Schritt vorwlrts unweigerlich ein ROc:kschritt 
folgt?MachteselnenSinn, Papierezuproduzle-
1'8n und zu verteilen, wem sich die Diskussion 
mit ihnen nicht auseinandersetzt und dam 
vornehmlich mit dem eigenen Vors18llungsver­
m6gen argumentiert wird? Welche Bedeutung 
wird letztlich BeschlOssen beigemessen, wenn 
z.B.dielnMalnzvertretenenGruppenalsTrlge­
rlnnen des Kasseler-Tl'8ffen desem verabrede­
tem Nact'ltolgetreffen fernbleiben? Was ist da­
von zu halten, wem sich niemand gegen de ln 
einer solchen Kampagne zu transportlerenden 
lnhal• ausspricht, die notwendigen Vorarbeiten 
aber keiner Obernehmen will. 
Einer Kampagne somit also nichts Im Wege 
sieht, wenn sich nur eine Gruppe finden WOrde, 
die diese Arbeiten Obernimmt Der Rest wird 
dann - "WeM ales getan ist" - vielleicht, ganz 
beslimmt, unter aßen Umständen, es sei denn, 
schon Irgendwann einslelgen. Diese Haltung Ist 
nicht nur fOr jede konstruktive Zusammenarbeit 
voRkommen untaugNc::h sondem sehNeßt diese 
geradezu aus. Hiertor w4re eine Maß an Ver­
bindlichkeit notwendig, dessen fehlen Immer 
beklagt und wie es trotzaller Diskussionen dar­
Ober (Lupus, Frankfurt) nicht entwic:kelt Ist und 
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Bahn 
Kampagne? 

Foco: mlxua IIWllmax 

wo wir z.ll. auch keinerlei Ansitze sehen. 
Gelingt es una aber nicht dies herzustellen, 
mOssen unaent BemOhungen zu einer Oberre­
gionalen Zusammenarbeit unweigerlich schei­
tern. 8nzig und allein auf der aktionistlachen 
Ebene könnten unter den gegenwärtigen Um­
stAndenpunktuele"Erlolge"erzleltwerden. Von 
dem Hoffen auf einen Tlp wann und wo ein 
Transport zu erwarten Ist, dem hinterherjagen, 
dem pllrmanenten reagieren, w4re damit auch 
weiterhin unsere "Arbeit" beslimml Bleibt des 
aus, bleibt nur noch abwarten Obrlg, bis unsere 
Strukturen wieder einmal zerfallen. Dies gilt mit 
Slchemelt nicht nur fOr Oberregionale Zusam­
menhinge sondern genauso vor Ort. Dem 
welche Perspektive vermitlelt es schon auf ei­
nen Transport zu warten, der dann vielleicht 
doch nlc::ht kommt (siehe castor/Wendland) und 
wennerkommtsichilvnlndenWegzu•stellen"? 
Oie Kampagne stand somit immer auch fOr die 
BemOhung unsere Struktu1'8n zu stabiUsleren 
und fOr eine politisch, Inhaltliche Offensive. Es 
ging nie darum regionale oder inhaltRc::he Unter­
sc::hiede zu nivellieren, sondern trotz dieser lJn. 
tersc::hiede zu gemeinsamen AI.Jssagen sowie 
Zlelfonnullerungen und Aklionen zu kommen 
unddieseaufOffentlic::hzuvertreten.Zwarhalten 
wir eine "bundesweite Kampagne zu 
Atomtransporten"inmer noch fOr rlc::htig und 
notwendig, doch kam und wird es sie unter den 
gege~ VerhAltnissenwohl nicht geben. Nur 
wenn wir glelc::hzeilig diese verAndem, können 
wir uns die bundesweite OurchfOhrung einer 
solchen Kampagne noch vorsteßen. 



Schwarzes BreH 
VIdeo gegtn die Atomwirtschaft 
Die wichtigsten Fakten aus den Energiestu­
dien des Öko-Instituts gibt es nun auch auf 
einer professionell gestalteten Vldeo­
Cassette. Sie Ist fOr den Einsatz bel Veran­
staltungen, Ausstellungen, Schulen usw. 
bestens geeignet. Im ersten Teil des VIdeos 
wird gezeigt, da6 ein Ausstieg aus der 
Atomtechnologie technisch machbar und 
wirtschaftlich unproblematisch Ist. Der 
zweite Teil stellt das dichte Geflecht von 
Macht und ·Interessen dar, das einer Ener­
giewende entgegensteht. EinschileBlich Be­
gleltheft kostet das VIdeo nur 30.· DM ( + 
2.40 DM Versandkosten). Bestellungen ge­
gen Bellage eines Verrechnungsschecks 
bei: 
6ko-lnstltut 
BlnzengrDn 34 
7800 Freiburg 
Tel. 07611473036 

Nochn VIdeo-Film 
Einen satirischen VIdeo-Film zum Thema 
Atomkraft hat die Filmproduktion SCHWA· 
PO gemacht. ln dem Film ·Titel: •Der Unfall 
oder: Wo bitte gehts zur 
Hlldebrandstrasse?• • geht es um einen flk· 
tlven Super-GAU in einem franzOSischen 
AKW. Die Mechanismen der Information­
spolitik werden am Belspiel eines Staatse­
kretArs dargestellt. Er erscheint unberührt 
·von der Katastrophe und brnllert nach au­
ßen durch nichtssagende lnformatlonsver­
suche, wAhrend er zu Hause Immer mehr ln 
den Sog der allgemeinen Panik gerAt ... 
Eine Sicht-Kassette wird bel Interesse ver­
sandt von 
SCHWAPO e. V. 
c/oD.Reusch 
Einsteinstrasse 12 
7430 Metzlngen 

ln eigener Sache 
Einen groBen Teil der von uns aqf dem 
Schwarzen Brett angekondlgten BOcher 
und BroschOren, · Vldeo-FIIma und Dia­
Serien haben wir selber nicht gesehen oder 
gelesen. Das liegt zum einen an der Arbeits­
belastung. Zum anderen daran, da6 uns die 
meisten Gruppen nur Ankündigungen, An­
zelgenvorlagen und kurze Beglelttexte zu­
schicken, nicht aber ~as . Buch oder den 
Film selbst. Wir verlassen uns deshalb bel 
den Kurzbesprechungen auf das mitge­
schickte Materlai und die verantwortlichen 
Gruppen. 

WAA-schlagzellen 1988 
Die •WAA-8chlagzellen• fOr das Jahr 1988 
sind fertiggestellt Auf rund 600 Selten wer­
den die Artikel aus regionalen und bundes­
weiten Zeitungen zum Thema WAA doku­
mentiert; außerdem das • Inzwischen hlnfAI· 
llge • Erörterungsverfahren zur 2. tellerrlch· 
tungsgenehmlgung. Die Dokumentation ko­
stet 25.· DM und kann schriftlich oder telefo­
nisch ·bestellt werden bel 
Glsela Herzig 
Baronstrasse 34 
8405 Donaustauf 
Tel. 09403/2146 

Rechtshilfebuch fUr linke L8Hrllnnen 
Ein Autorinnen-Kollektiv aus verschiedenen 
Anti-Repressions-Gruppen hat jetzt ein neu­
es Rechtshilfebuch veröffentlicht. Titel: 
•Durch die woste•. Der 160 Selten dicke 
Band enthAlt Verhalteostlps bei Hausdurch­
suchungen, Demo-Vorbereitungen, ·fest­
nahmen, polizeilichen VerhOren und auch 
•vorbeugende Maßnahmen•, damit •es• gar 
nicht erst so weit kommt. Im Angang u.a. 
Adressen von Ermlttlungsausschossen, el· 
ne Literaturliste sowie eine Zeltschrlfteno­
berslcht. Das Buch sollte gekauft werden, 
bevor es möglicherweise verboten wird: 
Anti-Represslonsgruppe 
c/o Umweltladen 
Schamhorststrasse 57 
4400 MOnster. 
Ach so: der Preis betrAgt 8.· Mark. 

BroschUre zu Iso-Haft und Gehirnwische 
Die Bunte Hilfe Darmstadt hat eine Bro­
schore Ober die Haftbedingungen der polltl· 
sehen Gefangenen herausgegeben: •Die 
neuen Hlgh-Tech·KZs•. Bestellungen nur 
gegen Vorauskasse (8.· DM) bei: 
Bunte Hilfe Darmstadt 
Wllhelm-Leuschner.Str. 39 
6100 Darmstadt 
Tel. 06151/20480 
Sparkasse Darmstadt, BLZ 50850150 
Kto. 111 036 349 

DIE NEUEN H[-H-TECH-Kl: 
E~ .. ~ -.NorrrtMazu~ 
Weiterstadt und Plötzense-

Fußball fUr Gefangene 
•Wir sind nicht alle • es fehlen die Gefange­
nen•. Unter dieser Bestimmung Ist zu einem 
bundesweiten Fußballturnier eingeladen 
worden, das am 10. September in Bonn Ober 
den Rasen gehen soll. Über Startgeld, Es· 
sen & Trinken, Info-StAnde wird Geld fOr die 
politischen' Gefangenen gesammelt. Das 
Turnier selbst Ist in der Einladung als •spie­
lerisches• deklariert. Also: Schienbein· 
schOtzer und Metallstollen zu Hause lassen. 
Anmeldung und nAhere Infos: 
Infoladen Sonn 
Wolfstrasse 10 
5300 Sonn 1 

Energiepolitik aus Bonn 
Die Gronen Im Bundestag verschicken auf 
Anfrage energiepolitische Unterlagen aus 
der Parlamentsarbeit Darunter z.B. GroBe 
Anfragen zu den Themen Kernfusion, Uran­
abbau und Wlederaufarbeltung. 
Die Granen Im Bundestag 
Bundeshaus 
5300 Sonn 1 
Aktuell als Buch erschienen Ist das •Grone 
Energiewendeszenario 2010., das allgernein 
verstAndlieh einen Überblick Ober die Ener­
giepolitik der Gronen gibt. Es Ist zum Preis 
von 19.80 DM ln der BundesgeschAftsstelle 
erhAlt lieh. 
Die Granen 
BundesgeschiJftsstelle 
Colmantstrasse 36 
5300 Sonn 1· 
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Wackeradort 

Wackersdorf & Widerstand 
Kehraus in Wackeradorf: statt WAA nun BMW, und an­
scheinend gibt es weltund breit niemanden, der jemals 
etwas anderes vertreten hätte. Die WAA-Befürworter 
sind jedenfalls auffallend schnell vom Erdboden ver­
schwunden. 

Die letzte große Aktion gegen WAA und Atompro­
gramm fand am 3. Junlln München statt. Über die Vor­
bereitung dieser Demo haben wir mehrfach berichtet; 
.diesmal nun ein zu-.mmenfaaaender, einachätzender 
Bericht ·vom Münchener Anti-Atom-Büro. Ähnliche 
GroBaktionen wird es ln Bayern wohl vorerst nicht wie· 
.der geben. Dennoch bleibt die politische Situation der 
Oberpfälzer Bürgerinitiativen bedeutsam für die bun­
desdeutsche Anti-AKW-Bewegung. Denn Widerstand 
gegen eine atomare Wlederaüfar,beltung brauchen wir 
weiterhin, egal wo die WAA steht Und ohne Zweifel 
sind die Oberpfälzer in dieser Hinsicht die größte und 
kompetenteste BI.·AIIerdlnga hat steh geradeln jüng­
ster Zelt Kritik am politischen und geschäftlichen Ge­
bahren dieser BI entwickelt Ein Redaktionsmitglied 
der Nürnberger radl·aktlv hat diese Kritik zusammen­
fassend für diese atom·Auagabe formuliert 

Noch aus einem anderen Grund darf die Anti·AKW·Be­
wegung "die Oberpfalz" nicht aus den Augen lassen: 
Noch immer rollt dort eine Krlmlnallalerungawelle ge­
gen WAA-Gegnerlnnen, noch Immer existieren ln Bay­
ern und auf Bundesebene Gesetze, die speziell gegen 
den WAA·Wideratand gerichtet sind, aber welt darüber 
hinaus greifen. Grund genug, Amnestie und eine Revl· 
alon dieser Gesetze zu fordern. Ein entsprechender 
Aufruf findet sich ebenfalls in diesem redaktionellen 
Schwerpunkt 
P.S.: Einige AKW·Gegnerlnnen aus München haben 
uns einen Artikel geachJckt, der Im Zusammenhang mit 
den Demo-Vorbereitungen eine polemische Kritik am 
Verhalten des KB übt Worum es dabei geht, wird ln der 
Demo-Einachätzung bereits deutlich. Den speziellen 
Artikel dazu drucken wir vorerst nicht ,.,, weil wir die 
darin geschilderten Facta teilweise für nicht nachvon­
ziehbar halten und den Stil der Auseinandersetzung 
für völlig überzogen und diffamierend halten. Die Dis­
kusalon dazu wollen wir mit den Münchenem, den "be­
troffenen" Nürnberger KB-Leuten und Innerhalb der 
Redaktion aber weiterführen; mal sehen, was in der 
nächsten atom dazu kommt 
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AJa Grup,., die den HauptAintell an 
den Vorbereitungen trug, wollen wir 
hier eine EinachAtzung der Dinge aua 
unaerer Sicht geben. Angealchta der 
Streitigkelten Im Vorfeld (siehe dazu 
auch den Artikel zur Auseinander· 
aetzung um den Beltrag von lngrld 
Strobl ln dl"em Heft) werden wir r .. 
ladv auafOhrllch auf die Vorbereltun· 
gen der Demo eingehen, da wir " fOr 
wichtig halten, zumlnd"t einen Teil 
der Auaelnander .. tzungen Im Vor· 
feld ln die Offentliehkelt zu tragen, 
soweit dlea Im Rahmen eines solchen 
Artikels m6gllch laL 

Unke lnldatlve gegen dsa 
Atomprogramm, MOnehen 

Im Dezember '88 beschloß das bayerlache 
Anti-Atom-Plenum, den Vorschlag von der 
Herbstkonferenz in NOmberg aufzugreifen 
und Im FrOhsommer eine Demonstration gegen 
WAA, Atomprogramm und Repression zu 
starten. FOr Januar wurde zu einem BOnd­
nistreffen in HOrnberg geladen (siehe ATOM 
25, S 10-11). Ober 90 Teilnehmerinnen aus 
ca. 45 Gruppen, Initiativen und Parteien Ober­
wiegend aus dem bayerlachen Raum 
beschlossen, die Demo am 3. 6. in MOnd\en 
zu machen. Zum damaligen Zeitpunkt er­
warteten wir die Erteilung der zweiten Teiler­
richtungsgenehmigung fllr die WAA in etwa in 
diesem Zeitraum, so daß die TEG als 
Aufhinger und Schwerpunkt neben Atompro­
gramm und' Repression stehen sollte. Eine 
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3.6. Demo: 
f'lugblatlgruppe WUide gebildet, in der von den 
MOttem gegen Atomkraft Ober Antl-AKW­
/Friedensbewegung bis hin zu autonomen 
Groppen alles vertreten war. Hauptauseinan­
dersetzungspunkt in der Aufrufdiskussion war 
die Ausfonnulierung des Anti-Repressions­
teiles, der bei den eher bOrgerti<:hen und den 
Friedensgruppen auf Kritik stieß. Im Folgen­
den warden zwei Demomllnche zum Odeons­
platz beschlossen, eine Rednerinnenliste an­
diskutiert Das Anli-Atom-BOro MOnehen bzw. 
die LIGA Obernehmen die Vorbereitungen. 
Drei Leute (2 aus der LIGA, eine von den 
MOnchner Friedensgruppen) wurden benannt, 
die Vorbereitungen zu koordinieren. 
Beim Zweiten Trlgerkreistreffen werden die 
BOndnisgrundlagen aufgrund widriger Er­
fahrungen bei den Herbstaktionen '88 
beZOglieh Poizeiab8prachen (Institut IOr Psy­
chologie und Friedensforschung) und nicht 
autorisierter Pressekonferenzen trotz 
Gegenrede (W. Oaniels) GfWeitert: Zum Einen: 
Keine Gesprlche mit Polizei und Behörden 
Ober das organisatorisch Notwendige hinaus 
(Oemoroute, Verkehr). Zum Anderen: Oie 
Pressearbeit wird ~Wr von der Pressegruppe 
des TI'Agerkreiaea, bzw. in Absprache mit 

di95er gemacht Der Flugblattentwurf wird 
aktualisiert und erweitert, der Repress1onste~ 
leicht verandert. Eine Passage zum Hunger­
streik wird von den Autonomen eingebracht, 
ist aber nicht durchsetzbar, worauf sie 
zunlehst den Ausstieg verkOnden, spAter 
aber bleiben, nachdem der Trägerkreis zuge­
sagt hatte, ein Infoblatt dem Rundbrief 
beizulegen. Eine Reihe von Rednerinnen wird 
angefragt (hier nur die strittigen!): Der 
parteilose, fOr die GrOnen im bayerlachen 
Landtag sitzende Prof. Armln Welss als 
Vertreter der OberpfAJzer Bis; von seitEtn der 
bayerischen Anti-AKWIWAA-Initiatlven, der 
LIGA und einiger Autonorne brachten wir die 
Gruppe LUPUS fOr Repression gegen Anti­
AKW- und Sta1bahnbewegung, und als Aus­
druck IOr bewegoogsObergreifende SolidaritAt 
mit Militanten aus anderen Bewegungen Ulla 
Penselin, weil lngrid Strobl bekanntlich noch 
Im Knast sitzt. Bis zu diesem Zeitpunkt war 
keine Beteiligung der eher konservativen 
oberpfllzer Bis zu spOren. 
Nach der AnkOndlgung von VEBA-Chef 
Benningsen-Foerder Im April, in Frankreich 
wiederaufarbeiten zu lassen, die das Ende der 
WAA in Weckersdorf bedeotete, erwachte 



Wackenadorf 

Nachlese und 
jedoch auch angesichts des sich abzeichnen­
den Erfolges deren Interesse an ·der 
nAherrOckenden Demo. Mit Unterstatzung 
einiger ReaJo..GrOner und weiterer G.ruppen 
formierten sie sich vor allem gegen das 
Hungerstreik-Infoblatt und die angedeutete 
Rednertnnenliste. Eine Reihe von Gertlchten 
wurde melv oder minder bewußt in der Ab&ictlt 
lanciert. cle linksradikalen Anteile und Inhalte 
aus der Demo zu kippen oder alternativ 
wesentliche Teile des BOndnisses (BN, 
Frieden) von einer Teilnahme abzubringen. Die 
internen Vorbereitungstreffen wurden nun zum 
Schauplatz der KAmpfe zwischen "Rechten· 
und traditioneHen, linksradikalen Anti-AKW­
Initiativen, wobei sich die Racfi..Aktiv-Redak­
tion, der KB und die nordbeyarischen 
Friedensinitiativen aus unterschiedliehen 
politischen Motiven mal der einen und mal der 
anderen Seite zuschlugen. 

Einschätzung 

Gerücht Nr. 1: Die 3.6. Demo solle eine 
Hungerstreik-Demo werden. Es wurde zwar 
sofort ausgerlumt, beeinflußte aber viele bis 
in den Bund Naturschutz hinein und hatte 
sicherlich demobilisierende Wirkung. Oie 
Hauptakteurinnen waren lrene Sturm (Anti­
WAA-BOro und 81-SAO-Vorstand), Giseta 
POhler (81-SAD-Vorstand und Landesvor­
stand Oie Granen) und Frau Wacht (AK Theo­
logie und Kernenergie Regensburg, eine der 
Hauptbef0rwol18rinnen der Poi'IZeigesprlche). 
GerOcht Nr. 2: Bei dem Konzept mit acht 
Rednerinnen bliebe fOr die WAA nur fOnf 
Minuten, obwohl dies doch eine Anti-WAA­
Oemo sei. Dies muß auch vom Anli-WAA-BOro 
gestreut worden sein. Alle, die den Demo­
Rundbrief lasen, waren zweifellos besser 
informiert. Es bewirkte aber .Verunsicherung 
und Empörung innerhalb' der Oberpfalz. 
G•Ooht Nr. 3: lngrid Strobl sei RAF-Ter­
roristin (I) und deswegen sei im Dachverband 
beschlossen, daß sie nicht reden könne. 
Gleich hlnt•her Gerücht Nr.4: Der SN­
Vorstand habe beschlossen, auszusteigen, 
falls lngrid eine Beitrag halte (1. Sturm). Eine 
BN-Vorstandssitzung hatte zu diesem Zeit­
punkt nicht stattgefunden; sp4ter erklärte SN­
Vertreter Hans MOIIer auf dem letzten großen 
Trtgerl<relstreffen in NOmberg, da.ß der BN mit 
dem endgOitigen Konzept StrobVLupus (der 
eigenwilligerweise von Seiten der Rechten nie 
angegriffen wurde) und dem Beitrag zu 
Haftbedingungen leben konne. Erst damit 
waren die Auseinandersetzungen beendet. 
Neben dem Eingreifen des BN hatte das noch 
zwei weitere Gronde: Auf Wunsch der 
gesamten oberpfllzer Bis hatten wir den grO­
nen Mdl Armin Weiss gegen die BOndnis­
grundlagen - keine Parteirednerinnen • akzep­
tiert, und damit einige Wogen gegllttet. Zum 
Zweiten aridarten wir, daß sich auch unsere 
RedebeitrAge garantiert an die vorgegebetlen 
Thematiken halten WOrden (das war auch bei 
fTOheren Demos nicht anders). Vom KB wurde 
dies als Zensur gewertet und dazu benutzt, 
gegen alle BOndnisgrundlagen verstoßend, 
lngrid einen Brief zu schreiben, indem der 
Zensurvorwurf trotz Kenntnis der Absprachen 
im BOndnis untermauert wurde. 
Mehr als der Beitrag zu Hsftbedingungen auf 
einer der Auftaktkundgebungen war nicht 

durchsetzbar, da die linken KrAtte einfach 
nictlt stark genug waren, und deswegen einen 
totalen Bruch zu riskieren, ware einfach nur 
himrissig gewesen. Unser Zugeständnis bzgl. 
Armin Weiss war darauf ausgerichtet, lngrids 
Beitrag und den zu Haftbedingungen zu hal­
ten, was ja auch gelang. Oie Gruppe l,.upus 
wurde von uns dagegen nominiert, da Ver­
anstaltungen in Bayern mit Lupus bisher 
grundsitzlieh verboten worden waren, und 
uns das Thema Versammlungsfreiheit seit 
llgerer Zeit .besonders wichtig ist 
w.. wir ala UGA erreichen wollten 
und auch frOhzellig angekündigt 
hatten, n imllch (llnka)radlkale 
Inhalte mit Rednerlnnen, Aufrufflug­
blatt, Demozeitung und Demodurch· 
.. gen und achließlieh der Einbindung 
der antlf .. ohlatlachen Aktion gegen 
die DVU durchzusetzen, also bewe· 
gungalnterne und auch bewe· 
gungaübergrelfende Solldarltit mit 
milita ntem Widerstand zu demo n· 
atrleren, haben wir erreicht. Also The­
matiken in weitere Kreise hineinzutragen 
(MOtter, BN, Friedensbewegeung), wenn 
mOglich zur Auseinandersetzung Inhalte zu 
vermitteln, und nach Bekanntgabe des Endes 
der WAA aufzuzeigen, daß alle Widerstands­
formen (kurz zusammengefasst: legal - illegal 
• scheißegal) gleichberechtigt nebeneinander 
stehen, und nur so Großprojekte verhindert 
werden kOnnen. Dahinter waren wir nicht 
zurockgegangen. 
Gegen diese inhaltliehe Ausrichtung wurde 
dann auch kaum interveniert, aUenfalls wurde 

versucht, die Klarheit der Solidarisierung zu 
entsehArfen. Die Hungerstreik-Thematik ohne 
Iangare Vorarbeit in diesem BOndnis darOber­
hinaus durchzusetzen war aufgrund unserer 
KrtlfteverhAitnlsse und des widersprOehlichen 
Verhaltens der Autonomen nicht durchsetz­
bar. 
Das Eingreifen der Rechten (wohl tw. in 
Absprache mit der Polizei) an genau diesem 
Punkt war logisch. Sie wollten die Demo durch 
Hochspielen von preklren Themen 
schwAchen, ~n sie schon nicht zu verhin­
dem war und so relevante Gruppen zum 
Ausstieg bewegen. Dabei tat sich das nord­
bayerisehe Friedensspektrum unrOhmlich 
hervor, indem sie offen, aber vergeblich mit 
den Rechten paktierten, um die sog. "Breite" 
(SPO, reohte Bis) zu gewährleisten. Genau zu 
diesem Zeitpunkt wurde die WAA zu Grabe 
getragen, und es ging ab dem Zeitpunkt um 
die Verteilung der Anteile am Erfolg. Alle 
mussten dranbleiben. ln diesem Augenblick 
fanden wir es richtig, den Vorschlag zu 
akzeptieren, daß Armin WeiS& reden solle, um 
keinerlei lnterventionsmOglic:hkeiten mehr zu 
bieten. Wir denken, daß dies richtig war, um 
unsere Inhalte in der Demo in angemessener 
Form und Umfang roberzubringen. Alles 
weitere Gezlnk und die 
Auseinandersetzungen im Vorfeld ersparen 
wir uns, schon in Anbetracht dessen, daß ein 
Teil dem Regen zum Ophlr fiel. 
Zur Demovorbereitung aeltena dea 
Anti·Atom BOroa: Ohne Jammern ist 
festzustellen, daß das BOro /LIGA bei der 
Vorbereitung bis auf wenige Ausnahmen 
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(Grüne Stadtratsfraktion, Teile der Südbaye­
rische Fln, Augsburg, Regensburg, Teile der 
BI SAD) ziemlich auf sich alleine gestellt war. 
Dies ist sicherlich kein Ausdruck der Stärke 
der Bewegung. Zu bewältigen waren drei 
Kundgebungen, zwei Demozüge, eine 
Radldemo, eine 12-seitige Demozeitung, ein 
Fest am Abend und eine Veranstaltung mit 
Meir Vanunu am Freitag Abend. Soviel sei nur 
gesagt, daß wir nicht nur durch die Erstellung 
der Demozeitung an den Rand unserer per­
sonellen Möglichkeiten und psychischen 
Belastbarkeilen gelangten. Der enorme Spal­
tungsdruck von außen zeigte auch Wirkung 
nach innen, mit dem wir z.T. nicht umgehen 
konnten - im Gegensatz zu ähnlichen Ver­
läufen bei Aktionen der vergangeneo Jahre. 
Verhandlungen mit KVR und Polizei: 
Die Bündnisgrundlagen der letzten Jahre 
waren um einen Passus erweitert worden, daß 
die Gruppen aus dem Bündnis fliegen, die 
eigenmächtig mit der Polizei Gespräche 
führen. Die Vorverhandlungen mit der Polizei 
und dem Kreisverwaltungsreferat (KVR, Ord­
nungsbehörde) wurden dann ausschließlich 
von der autorisierten Anmelderinnengruppe 
geführt. Nachdem die Organisatoren der 
Hungerstreikdemo in Bonn am 29. 4. ihre 
unseres Erachtens politisch schädliche 
Gewaltverzichts- und Zusammenarbeitserklä­
rung abgeliefert hatten, bemühten sich KVR 
und der Münchner Polizeipsychologe Trumm 
um ähnliches. Sie versuchten, schon im Vor­
feld Oistanzierungen von autonomen und mili­
tanten Gruppen zu bekommen und eine 
Zusammenarbeit zu vereinbaren. Die Anmel­
derinnengruppe lehnte dies ab und zog sich 
auf ihre Pflichten aus dem Versammlungsge­
setz zurück. Letzteres reichte offensichtlich 
aus, KVR und Polizei so positiv zu beein­
drucken, daß die angekündigten Verbote der 
Radidemo und der Route an der Staatskanzlei 
vorbei nicht ausgesprochen wurden. Der 
Auflagenbescheid war trotzdem knallig, gegen 
die Verbote des seitlichen Tragef'!S von Trans­
parenten, des Mitführans v~m Kinderwägen 
und der Teilnahme von RollstuhlfahrerinneN 
ohne Begleitpersonen haben wir vor dem 
Verwaltungsgericht gewonnen. Außerdem 
gewannen wir gegen die Standardauflage, daß 
sich maskierte Schauspielerinnen bei der 
Polizei auszuweisen hätten. Dem gegenüber 
stand die Ankündigung (mündlich), unnach­
sichtig gegen "schwarze Blöcke" und gegen 
Vermummte vorzugehen. 
Zum Demo· und Kundgebungsverlauf: 
Unseren Schätzungen nach waren ca. 15000 
Menschen zu Beginn der Abschlußkund­
gebung auf dem Odeonsplatz. Der Zug vom 
Rotkreuzplatz mit ca. 8-9000 Menschen war 
bunt durchmischt und verlief ohne nennens­
werte Störungen durch die Polizei. Es waren 
zu mehreren Gebäuden entlang der Route 
(Bayernwerke, lsar-Amper-Werke, CSU­
Zentrale, Strafjustizzentrum, lnnenminiterium 
etc.) kurze Redebeiträge vorbereitet. die gut 

.ankamen, soweit sie verstanden wurden. 
Mehrere Sambagruppen sorgten zusätzlich für 
Stimmung. Der Zug von Osten (Postwiese) mit 
ca 4000 Leuten, ebenfalls untermalt von 
kurzen Beiträgen zu Widerstandsdaten wie 
der 12.10.-Demo, den Haidhauser Polizei­
kravallen, zur Staatskanzlei und dem 
"Kulturzentrum Gasteig" kam zugleich mit dem 
anderen Zug an. 
Kurz zuvor kam noch die Spontandemo mit 
mehr als 1500 Leuten zum Platz, die sich im 
Anschluß an die· Kundgebung des DVU­
Faschisten Frey am Sendtinger Tor formiert 
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hatte. Frey, war kaum zu Wort gekommen, 
sogar die Polizei sprach von bis zu neun­
f~r Übermacht an GegendemonstrantlnEn. 
Auch die 21 vorläufigen Festnahmen konnten 
das positive Bild der antifaschistischen 
Kundgebung kaum trüben. 
Zur Abschlußkundgebung: Im 
Trägerkreis war jedemir Rednerln eine 
Redezeit von 10 Minuten zugestanden wor­
den. Der grüne MdL A. Weiss "begnügte" sich 
gleich mit 25 Minuten, auch Rebecca Harms 
(BI LOchow-Dannenberg) und Oskar Neumann 
(WN) stachen mit Oberlangen Reden heraus. 
Im strömenden Regen harrten nach etwa einer 
Stunde Kundgebung noch ca 2000 Leute aus, 
von denen nur ein kleiner Teil den nächsten 
Wolkenbruch überstanden. Vor einer Kulisse 
von ca 500 Hartgesottenen wurde in 
Absprache mit allen beschlossen, nach der 
Rede- der Gruppe Lupus zur Repression 
abzubrechen. Das abendliche Fest mit ca 600 
Leuten war dann doch noch ein gelungener 
Ausklang des Tages. Oie Redebeiträge von 
lngrid Strobl, der Anti-Beugehaft-Gruppe 
Bochum und von Meir Vanunu (Siehe Kasten), 
die dem Regen zum Opfer gefallen waren, 
wurden verlesen. 
Und der Ausblick? Mit dem Engagement 

Iu geplanten Rede 
von Meir Vanunu 

September 1986 legte Mordechai Vanunu der 
britischen Zeitung Sunday Times Photos und 
Berichte Ober das israelische 
Atomwaffenprogramm vor (vergl. ATOM 21). 
Mordechai hatte Ober fünf Jahre land als 
Techniker im israelischen Atomzentrum 
Dimona gearbeitet. Experten kamen zu dem 
Schluß, daß Israel nukleare Sprengköpfe in 
größerer Zahl von hohem technischen Niveau 
besitze, und auch in der Lage wäre, 
thermonukleare und Neutronensprengköpfe 
zu bauen. Ferner verfüge Israel Ober 
Trägerraketen von interkontinenaler 
Reichweite. Während des Jom-Kippur-Krieges 
1973, als Israel kurz vor einer militärischen 
Niederlage stand, waren die Sprengköpfe für 
den Einsatz schon vorbereitet gewesen; 
abgewendet wurde der Einsatz durch die 
Tatsache, daß die USA und die Sowjetunion 
ihre eigenen Arsenale in Alarmbereitschaft 
versetzten, und dadurch, daß sich die Lage 
zugunsten Israels zu wenden begann. 
Am 28. 9. 1986 veröffentlichte die Sunday 
Times Teile als "Scherz". Am 30.9. 
verschwand Mordechai Vanunu aus einem 
Hotel in Rom. Am 5. 10 veröffentlichte die 
Sunday · Times daraufhin das gesamte 
Material, aber erst sechs Wochen später gab 
die israelische Regierung zu, daß Vanunu in 
einem Geheimgefängnis in Israel säße. Unter 
striktester .Geheimhaltung wurde der Prozeß 
gemacht; Vanunu · durfte vor ·Gericht, 
gegenOber seinem Rechtsanwalt (nach einem 
Jahr Haft erst wurde ein unabhängiger RA 
zugelassen), und auch gegenOber seiner 
Familie weder zu seiner Arbeit im 
Atomzentrum, noch Ober die Umstände seiner 
Entführung aus Rom Oberhaupt Aussagen 
machen. Die Familie wurde unter Androhung 
von 15. Jahren Haft verpflichtet Ober alles 
striktestes Stillschweigen zu bewahren. Auch 
die Richter durften nichts Ober die Arbeit und 
Ober die Entführung erfahren. Mordechai 
wurde zu einer Strafe von 18 Jahren Haft 

von BMW in Weckersdorf (Teilefertigung für 
die Montagewerke u.A. in Regensburg, 
angekündigt sind 1600 Arbeitsplätze) wird die 
Aussage der bayerischen Staatsregierung 
allmählich glaubwürdiger, daß nach Weckers­
dorf keine Nuklearanlagen kommen sollen. Es 
erscheint jedenfalls .schwer vorstellbar, daß 
BMW Interesse an einer möglicherweise 
umkämpften Anlage auf demselben Galände 
haben könnte und so einige der Vqrteile des 
voll erschlossenen Geländes wieder verlustig 
gehen. Eines steht jedenfalls fest: Bis Ende 
1990 und nach den dreifachen Wahlen im 
nächsten Jahr in Bayern dürfte keine 
Entscheidung fallen, die Nuklaranlagen auf 
diesem Standort bringt. Mit der WAA ist eines 
der wesentlichsten Prestigeobjekte sowohl 
der Betreiber, als auch der Atomgegenerlnnen 
gefallen, ein Punkt, den wir schon als Erfolg 
buchen dürfen. ln Bayern wird jedoch von der 
Anti-AKW-Bewegwng erstmal eine längere 
Flaute eintreten, da die bestehenden AKWs 
wie auch die übrigen Infrastruktureinrichtun­
gen der Atommafia nicht diesen Stellenwert 
besitzen. Wir sind zu dem Schluß gekommen, 
daß sich der Aktionsschwerpunkt der Bewe­
gung auf die geplanten Endlagerstandorte 
Gorleben und Schacht Konrad verlegen wird,. 

Entführter Vanunu 

verurteilt wegen Verrats militärischer 
Geheimnisse, wegen Hochverrats und wegen 
Gefährdung der Sicherheit des Staates Israel 
(darauf könnte sogar die Todesstrafe 
verhängt werden). Zur Zeit läuft die Revision 
vor dem Appellationsgericht unter ähnlichen 
Bedingungen; das Urteil wird im Herbst 
erwartet. 
Sein Bruder Meir Vanunu ist seit der 
Entführung damit beschäftigt, Rechtshilfe, 
Pressekampagnen und Solidarität im Ausland 
zu organisieren. Er lebt im Exil in London, da 
er die Verpflichtung brach und die 
Einzelheiten der Entführung der Presse 
mitteilte. Zur 3.6.-Demo luden wir ihn ein, da 
wir das Thema internationaler Verflechtungen 
mit aufnehmen wollten, Israel und Südafrika in 
Atomfragen eng zusammenarbeiten, und wir 
unsere Solidarität mit Mordechai Vanunu 
ausdrücken woHten. Der Auftritt auf der Demo 
wäre der erste öffentliche Auftritt Meirs in der 
Bundesrepublik gewesen, leider fiel er dem 
Regen zum Opfer. Wir werden aber das 
Thema wieder aufgreifen. 

. LIGA München 
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Straffreiheil für alle WAA-Gegnerlnnen! 
Die Anti-AKW-Bewegung hat Grund zum 
Feiern, eine WAA (neben Karlsruhe) war 
auch Im 2. Anlauf hier in der BAD nicht 
durchsetzbar, und das am politisch am ge­
eignetsten erscheinenden Ort in der BRDI 
Natürlich ist der Jubel gedämpft, denn die 
W AA Ist ja nicht gestorben, sondern nur ins 
Ausland verschoben. Aber es gibt noch 
mehr GrUnde, nicht uneingeschränkt zu ju­
beln. 
Wir denken dabei an die Tausende von Op­
fern staatlicher Gewalt und Kriminalisie­
rung. Diese Menschen, die durch Ihren un­
beugsamen Widerstand gegen die WAA 
den Erfolg der Anti-WAA-Bewegung erst 
möglich machten, dürfen jetzt, Im Augen­
blick des Sieges nicht vergessen werden! 
Noch laufen in Schwandorf existenzbedro­
hende Prozesse gegen WAA-Gegnerlnnen, 
die unseren gemeinsamen Erfolg teuer er­
kaufen mußten und müssen. 
Wir tordem jetzt für alle, die wegen ihres 
Widerstands gegen die WAA in die Mühlen 
der Justiz gerieten, Straffreiheit, gerade 
jetzt, wo für Jeden offensichtlich wird, wie 
recht sie hatten. Aber nicht nur das. Alle 
diejenigen Gesetze, die dazu dienen soll­
ten, den Widerstand gegen die WAA mund­
tot zu machen und zu zerschlagen oder 
doch zumindest mit dem Hinweis auf den 
WAA-Wlderstand erlassen wurden, müs­
sen sofort zurückgenommen werden! Als 
die Aufgabe der WAA sich abzeichnete, 
wurde die Forderung nach einer Amnestie 
für WAA-Gegner von den verschiedensten 
Bis, Parteienvertretern, Gruppen erhoben. 
Aber alle diese Forderungen waren Isoliert 
und nicht imstande, den nötigen gesell­
schaftlichen Druck, der für die Durchsat­
zung dieser Forderung nötig wäre, zu 
schaffen. Sie sind im Sande verlaufen. 
Das Bayerische Anti-Atom-Plenum macht 
jetzt den Versuch, alle diese Initiativen zu­
sammenzufassen und will versuchen, Ober 
diejenigen, die diese Forderung bisher er­
hoben haben, hinaus mit möglichst breiter 
Unterstützung eine entsprechende Kam­
pagne zu initiieren. Wir laden hiermit alle 
interessierten Gruppen, Initiativen, Partel­
en und Einzelpersonen zu einem Treffen 
ein, auf dem wir die Chancen für eine sol­
che Initiative, die Möglichkeiten, die sie 
bietet und Ihre mögliche Umsetzung und 
Gestaltung erörtern wollen. Ein Vorschlag 
für eine Unterschriftensammlung wurde 
vom Bayerischen Anti-Atom-Plenum be­
reits erarbeitet. Der Entwurf liegt bei. Grup­
pen und Personen, die prinzipielles Inter­
esse an der Kampagne haben, aber nicht 
zum Treffen erscheinen können, können 
Ihre Unterstützung durch ihre Unterschrift 
unter den Aufruf signalisieren. Die Unter­
schriften an Christoph Reck, Kirchenweg 7, 
8500 NOrnberg. 

Treffen Straffreiheit fQr WAA-Gegner 
am Samstag den 18.9., 13.00 Im Komm, 
NQmbefg (gegenüber vom Hbf) 
Bei Fragen: 0911/330220 (Christoph) 

Stefan (im Auftrag der BAAP) 

Plallfonnvorschlag für 
eine AmnestiekamNane 

Planung und Bau der WAA Weckersdorf 
haben in der gesamten Bundesrepublik ei­
nen groBen Schaden und gesellschaftli­
chen Unfrieden verursacht. Bis zum Be­
kanntwerden der Pläne, die Wiederaufar­
bettung abgebrannter Kernbrennstäbe ins 
Ausland zu verlagern, wurde die WAA Wak­
kersdorf von allen beteiligten staatlichen 
Stellen skrupellos durchgesetzt. Hierzu 
waren alle staatlichen Mittel recht wie De­
monstrations- und Versammlungsverbote, 
polizeiliche Knüppelorgien, Kampfgasein­
sätze, Massenfestnahmen, drakonlsc~e 
Geld- und Freiheitsstrafen und die Bespit­
zelung einer ganzen Region. Aber damit 
nicht genug: Mit weltreichenden Gesetzes­
verschärfungen, die ausdrücklich die Be­
kämpfung des breiten Widerstandes ge­
gen die WAA zum Anlaß nahmen, verbes­
serte der Staat sein Instrumentarium zur 
Bekämpfung oppositioneller Bewegungen. 
Trotz dieser Unerbittlichkelt der Machtaus­
übung haben jahrelang hunderttausend& 
von kritischen BOrgerinnen und Bürgern, 
wie sich nun zeigt, erfolgreich berechtigten 
Widerstand geleistet und dafür teuer be­
zahlt. Bei der bloßen Aufgabe der WAA 
Weckersdorf kann es daher nicht bleiben. 
Vielmehr müssen die persönlichen und be­
ruflichen Nachtelle für die Betroffenen wie­
der gutgemacht und zugleich auch alle mit 
der WAA zusammenhängenden Gesetzes­
verschärfungen zurückgenommen wer­
den. Konkret heißt dies 
1. Amnestie, d.h. sofortige Haftentlassung 
und Straffreiheit für alle Verurteilten und 
Einstellung für alle erlittenen Strafverfol­
gungsmaßnahmen 
2. finanzielle Entschädigung für alle erlitte­
nen Strafverfolgungsmaßnahmen 
3. Löschung aller im Zusammenhang mit 
WAA-Widerstand gesammelten Daten bei 

Justiz, Polizei und Geheimdiensten 
4. Rücknahme folgender Gesetzesver­
schärfungen 
ln....B.ay.e.m.: 
- des sogenannten Selbsteintrittsrechtes 
des Staates (.Lex Schuirer•) 
- des sogenannten Unterbindungsge­
wahrsams bis zu 14 Tagen 
im Bund: 
- aller Demonstrationsrecht-Verschärfun­
gen wie des Verbots der Vermummung, 
passiven Bewaffnung und des Aufrufs zu 
einer verbotenen oder aufgelösten De­
monstration 
- des Haftgrunds der Wiederholungsge­
fahr bei schwerem Landfriedensbruch 
- des§ 129a StGB (Bildung oder Unterstüt­
zung einer terroristischen Vereinigung) 
- (alternativ) der Erweiterungen des§ 129a 
StGB auf Aktionsformen des Widerstandes 
- des Zensur-Paragraphen 130a StGB 
- der erstmals Im Versammlungsgesetz 
verankerten Ermächtigung der Polizei zu 
Bild- und Tonaufnahmen bei Demonstra­
tionen und Veranstaltungen 
- der erstinstanzliehen Gerichtszuständig­
keit der Oberverwaltungsgerichte in atom­
rechtlichen Verfahren. 
5. Abrüstung der Polizei (Insbesondere 
hinsichtlich Gummi-Geschossen, CS-Gas, 
Hochdruck-Wasserwerfer) und Abschaf­
fung aller polizeilichen Sondereinheiten 
und Sonderelnsatzkommandos. 
Wirfordern alle kritischen Bürgerinnen und 
Bür~er und Organisationen auf, sich diesen 
Forderungen anzuschließen und aktiv zu 
Ihrer Verwirklichung beizutragen. SPD und 
Grüne können durch entsprechende Ge­
setzesinltlatlven ihre Glaubwürdigkelt als 
Gegner des bundesdeutschen Atom-Pro· 
gramms beweisen. 
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"Die WAA ist weg und die Atomgegner 
streiten", so die Schlagzeile in der Mittel~ 
bayrischen zeitung vom 28.6.89 zu einem 
Artikel am Vortag der Mitgliederversamm­
lung der BI Schwandorf. Damit war ein lan­
ge im Verborgenen schwelender Streit im 
Vorstand der BI öffentlich gemacht wor­
den. Auseinandersetzungen im Vorstand 
der BI um deren grundsätzliche Ausrich­
tung begleiteten die Arbeit der BI von Be­
ginn an. So gab es schon in der Gründungs­
phase einen .unvereinbarkeitsbeschluß" 
gegen das DKP-Mitglied Orlowski. Nicht 
die fragwürdigen Positionen der DKP zum 
Atomprogramm waren dabei die Gründe, 
sondern die Befürchtung, als .Radikale" 
abgestempelt zu werden und die Reputati­
on im Bürgertum zu verlieren, waren da­
mals die Gründe für das Vorgehen der BI. 
Auch heute geht es um das "Ansehen" der 
BI und die Ausrichtung der BI-Politik. Die 
Mehrheit im Vorstand ist dabei weiterhin 
bestrebt, eine rein .bürgerliche" Politik zu 
machen. Nun gab es bis auf eine kurze Un­
terbrechung in der Hochzeit des militanten 
Widerstandes gegen die WAA fast immer 
eine bürgerliche Mehrheit im Vorstand. 
Neu daran ist, daß jetzt andere Formen des 
Widerstands, andere Zugänge zum Thema 
WAA, (z.B. 129a) offensiv bekämpft und 
ausgegrenzt werden. 
Heute orientiert sich die Mehrheit fast aus­
schließlich auf den juristischen Wider­
stand, möchte die Politik der BI ausschließ­
lich auf WAA und AKWs beschränkt sehen 
und grenzt sich von allem ab, was an dar­
über hinausgehender Kritik an der Gesell­
schaft geäußert wird. Auch bei Aktionen ist 
dieser Flügel darauf bedacht, sich streng 
im staatlich vorgegebenen, erlaubten Rah­
men zu bewegen. Die Mehrheit hoffte auf 
Erfolge im juristischen Bereich. 

. Entsprechend wurde die Aufgabe der BI 
fast ausschließlich im Einsammeln von 
Spendengeldern gesehen, um den juristi­
schen Widerstand finanzieren zu können. 
Daneben hoffte man (und orientierte ent­
sprechend) auf einen rot-grünen Erfolg bei 
Landtags- und Bundestagswahlen. Aktio­
nen und Demonstrationen, bei denen eine 
Auseinandersetzung mit der Polizei zu be­
fürchten war, bei denen auch gesell­
schaftskritische Inhalte vermittelt wurden, 
und die über den staatlich sanktionierten 
Rahmen hinausgingen, wurden dabei nicht 
mehr als sich mit anderen Formen ergän­
zend angesehen, sondern als störend, als 
schädlich für die Politik der BI (.Wir unter­
stützen nur noch Aktionen, die Geld brin­
gen."). Entsprechend wurden in den letzten 
Jahren die Herbstaktionen nur noch for­
mal, praktisch aber nicht unterstützt, ge­
gen die inhaltliche Ausrichtung der Demo 
lief sogar eine massive Hetze (RAF-Demo) 
bis zur Spaltungsdrohung (eigener Aufruf 
der BI). 
Diese Politik kann sich wohl auch innerhalb 
der BI-Mitglieder insgesamt auf eine Mehr­
heit stützen. Sie entspricht im Augenblick 
wohl auch der Stimmung der Mehrheit der 
Oberpfälzer, nachdem die militanten Aus­
einandersetzungen am Bauzaun abgeflaut 
sind bzw. niedergeschlagen wurden. Ent­
sprechend wird mit dem Bewußtsein der 
Mehrheit der Bevölkerung argumentiert, 
die eine über die WAA hinausgehende Ge­
sellschaftskritik und entschlossene Akti­
onsformen nicht akzeptieren würde. Der 
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StreH in der 
BI Schwandorf 

Widerstand gegen die WAA sollte ohne 
störende Einmischung durch die "Radika­
len der bundesweiten Anti-AKW-Bewe­
gung" organisiert werden, während die 
konservativen Österreichischen Anti-WAA­
Honoratioren als willkommene Bündnis­
partner hofiert werden. 
Repräsentiert wird diese Politik haupt­
sächlich durch die (Realo-)Grünen im Vor­
stand. Zusätzlich politische Stärke gewinnt 
dieser Flügel dadurch, daß er auch im Anti­
W AA-Büro das Sagen hat und damit als das 
authentische Sprachrohr und der An­
sprechpartner in der Oberpfalz für die 
Presse und für Leute von außerhalb fun­
giert und über einen gewissen Apparat ver­
fügt. 
Die .Minderheit" im Vorstand sah alle For­
men des Widerstands vom juristischen bis 
hin zum praktischen Widerstand, als einan­
der sinnvoll ergänzende Elemente des Wi­
derstands an, die gleichberechtigt nebe­
neinanderstehen. ln der Praxis organisierte 
dieser Teil die Herbstaktionen, überregio­
nale Großdemonstrationen im Bündnis mit 
der überregionalen Anti-AKW-Bewegung. 
Er hatte dabei auch keine Schwierigkeiten 
mit Positionen, die über das obligatorische 
.keine WAA" hinausgingen. Dieser Flügel 
befand sich fast immer in einer Minder­
heitsposition, er konnte seine Vorstellun­
gen nur im Bündnis mit .Auswärtigen" 
durchsetzen. Mit dem Abflauen der Mili­
tanz am Bauzaun und dem abnehmenden 
Interesse der .Auswärtigen" wurde der 
.bürgerliche" Flügel, nachdem er sich in 
der Zeit der Zaunkämpfe kurzzeitig in der 
Minderheit befand, wieder zum eindeutig 
dominierenden Teil. 
Der Streit zwischen den verschiedenen 
Strömungen eskalierte in dem Moment, in 
dem ein möglicher Erfolg im Kampf gegen 
die WAA sichtbar wurde. ln den .Streitob­
jekten" werden noch einmal exemplarisch 
die unterschiedlichen Positionen deutlich. 

Die Stroblrede 
Der .radikale" Flügel unterstützte die um­
strittene Demo am 3.6. in München von An­
fang an, so wie sie ursprünglich konzipiert 
war, mit einer deutlichen Stoßrichtung ge­
gen Kriminalisierung, speziell den 129a, ne­
ben dem Kampf gegen die WAA und das 
Atomprogramm. Als Ausdruck dieser Stoß­
richtung sollte u.a. lngrid Strobl als Redne­
rin eingeladen werden. Der .bürgerliche" 
Flügel griff in die Demovorbereitung erst in 
dem Moment massiv ein, als die Veba-Piä­
ne der Situation eine völlig neue Brisanz 
gaben. Die Beschäftigung mit dem 129a 
und gar die Rede einer .Terroristin" wurden 
lediglich als Hindernis für ein jetzt möglich 
erscheinendes Bündnis weit hinein ins La­
ger der .Rechten" wahrgenommen, die ei-

nem endgültigen Aus der WAA nur im We­
ge stand. Wen interessierte in so einer Si­
tuation der 129a? Als Redner und damit Re­
präsentant der BI sollte ihrer Meinung nach 
(entgegen dem Trägerkreisbeschluß, keine 
Parteiredner zuzulassen) der Landtagsab­
geordnete der Grünen, Armin Weiß, spre­
chen, der sich als fachkundiger Sachver­
ständiger in der juristischen Auseinander­
setzung einen Namen gemacht hat. Hier 
wird das Selbstverständnis dieses Teils der 
BI ganz deutlich. Bei der Auseinanderset­
zung innerhalb der BI flogen die Fetzen. Da 
war von einer RAF-Demo die Rede, vom an­
gemaßten Mandat, von Spaltung des Wi­
derstands, von der Mißachtung von Vor­
standsbeschlüssen. (Über die Auseinan­
dersetzung zur Demo siehe auch letzte 
Atom.) 

Mercedes-Aktien 
Ein weiteres Schlaglicht auf die unter­
schiedlichen Positionen im Vorstand wirft 
das Umgehen der verschiedenen Strömun­
gen mit den Mercedes-Benz-Aktien. Schon 
seit 1984 war die BI im Besitz von Merce­
des-Aktien im Wert von 40.000 DM! 
Sie sollten zur Absicherung der Kläger ge­
gen die WAA dienen. Als der zwischenzeit­
lich agierende .linke Frauenvorstand" dies 
erfuhr, beschloß er den sofortigen Verkauf 
der Aktien. Dazwischen kam der Börsen­
krach: 14.000 DM Verlust. Der Verantwortli­
che beschloß abzuwarten, bis die Kurse 
wieder stiegen. Die Aktien sind bis heute 
nicht verkauft! Einige .Linke" wurden dar­
auf aufmerksam und publizierten den 
Skandal per Flugblatt und thematisierten 
ihn auf der letzten Mitgliederversammlung. 
Sie wiesen auf die Nazi-Vergangenheit des 
Konzerns, die Bedeutung als Rüstungspro­
duzent, das Verhalten des Konzerns in 
Südafrika hin. Sie forderten den sofortigen 
Verkauf der Aktien. Die Mehrheit der anwe­
senden Bller zeigten sich völlig ungerührt. 
Sie waren einzig und allein darauf bedacht, 
den finanziellen Schaden in Grenzen zu 
halten und lehnten die Forderung nach so­
fortigem Verkauf der Aktien frei nach dem 
Motto "Geld stinkt nicht" ab. Auch der neu­
gewählte Vorstand lehnt in seiner Mehrheit 
den sofortigen Verkauf der Aktien ab. Man 
will auf bessere (blutigere) Zeiten für Mer­
cedes warten, um dann zu höherem Kurs 
verkaufen zu können. Oie bundesweite An­
ti-AKW-Bewegung ist gefordert, unmißver­
ständlich klarzumachen, was sie von der 
Zusammenarbeit mit Börsenspekulanten 
hält. Stephan, Nürnberg 



Radikale Linke, 
Autonom.e, 

Anti-AKW-Bewe 

Auf der letzten Redaktionskonferenz der Atom fand zwischen den T eilneh­
merinnen eine spannende Diskussion über den derzeitigen Stand des 
Atomprogramms nach dem Verzicht auf Wackersdorf, den daraus folgen­
den Perspektiven für die Bewegung und die Rolle der radikalen Linken dar­
in statt. Diese Debatten lassen sich auch in der Fragestellung zusammen­
fassen: Mit wetchen Bedingungen haben wir uns als Bewegung in Zukunft 
auseinanderzusetzen, weno wir wieder massenhaft interventionsfähig 
sein wollen? 
Der Artikel soll unter dieser übergreifenden Fragestellung ein paar Anmer­
kungen zu scheinbar so unterschiedlichen Themen wie "Energiekonsens", 
"Stand der Bewegung", "Mögliche Bedeutung einer Rot-Grünen Bundes­
regierung in Sonn" und "Rot-Grüner Alltag in Berlin" formulieren. 
Vielleicht können die nachfolgend zu Papier gebrachten Gedanken im 
Kopf des geneigten Lesers den vom Autor gewünschten Zusammenhang 
zur obigen Fragestellung herstellen. Also denn, auf geht's! 

Verzicht auf Wackeradort 
und der "Energlekonsens" 
Nach der allseits als überraschend emp­
fundenen Entscheidung der Energiewirt­
schaft, das Prestigeobjekt des nationalen 
Atomprogramms die WAA in Wacl<ersdorf 
zugunsten einer Beteiligung an der WAA im 
französischen La Hague fallen zu lassen, ist 
trotz unserer relativen Freude darüber zu­
gleich auch festzustellen, daß sich für die 
Anti-AKW-Bewegung die Bedingungen, 
das restliche - von den ökologischen DI­
mensionen nicht weniger gefährliche -
Atomprogramm in der BAD stillzulegen, 
nicht verbessert haben. Eher scheint das 
Gegentell der Fall zu sein. 
Vertreter der Atomenergiewirtschaft und 
Politiker gehen jedenfalls in ihren Erklärun-
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gen davon aus, mit der Preisgabe des seit 
Jahren zu einem als notwendig erachteten 
.energiepolitischen Konsens" zurückkeh­
ren zu können. ln diesem Sinne haben sich 
sowohl der Veba-Chef Bennigsen-Förder 
(CDU) als auch der ehemalige SPD-Bürger­
meister von Hamburg, Klaus von Dohnany, 
geäußert. Beide wissen als intelligente Ver­
treter der herrschenden Klasse nur zu gut, 
daß ein nicht mehr zu integrierender ge­
sellschaftspolitischer Konflikt an einer be­
stimmten Stelle -wie beim Bau der WAA in 
Weckersdorf geschehen - mit repressiven 
Mitteln niedergehalten werden kann, je­
doch beständig den Keim in sich trägt, 
noch sehr viel mehr sowohl in der Energie­
politik als auch bei dem ganzen System 
und diesen Staat in Frage zu stellen. 
Vergessen wir nicht: Eine bis Mitte der 90er 
Jahre angestrengte lnbetriebnahm~ der 
W AA in Weckersdorf hätte nach weiteren 
jahrelangen Konflikten gegen den größten 
Teil der Bevölkerung in der Oberpfalz, ge­
gen die gesamte bundesweite Anti-AKW­
Bewegung, gegen alle Spektren der radika­
len Linken, ja sogar gegen die Parteien der 
Grünen und fast aller Teile der SPD durch­
gesetzt werden müssen. Zudem wären 
weitere Konflikte im außenpolitischen Be­
reich mit Österreich, CSSR und Ungarn 
vorprogrammiert gewesen. 
Keine guten Voraussetzungen also für eine 
breite gesellschaftliche Akzeptanz, die nun 
einmal für einen reibungslosen Normalbe­
trieb der Anlage notwendig gewesen wäre. 
Dieser ständig schwelende Konflikt hätte 
zudem auch alle anderen Teile des Atom­
programms dadurch in Mißkredit gebracht, 
als daß sie stets von neuem mit der Realität 
des alltäglichen nuklearen Horrors· in Wak­
kersdorf hätten verbunden werden kön­
nen. Weckersdorf wäre zum Sinnbild für 
die menschenverachtende Realität des 
gesamten bundesde.utschen Atompro­
gramms geworden. 

Politiker und AKW·Betreiber gehen offen· 
bar mit dem Verzicht auf die bundesdeut· 
sehe WAA davon aus, damit den größten 
Brocken als Hindernis für eine möglichst 
lange rentable und von öffentlichen Wider­
ständen unbeeinträchtigte Nutzung des 
verbleibenden AKW·Programms aus dem 
Weg geräumt zu haben. Genau dieser Zu­
sammenhang wird von von Dohnany in ei· 
nem STERN-Interview mit der Bemerkung 
auf den Punkt gebracht, daß der Wackers· 
dorf-Verzieht der Energiewirtschaft ein 
hervorragendes Mittel sei, den spätestens 
nach Tschernobyl verlorengegangenen 
.energiepolitischen Konsens" wiederher· 
zustellen. Dieser Konsens mache es mög­
lich, die restlichen bundesdeutschen 
Atomanlagen die nächsten 20·30 Jahre 
wieder betrieben zu können. 
Der wieder aktuell verwendete Begriff des 
energiepolitischen Konsenses· ist nicht nur 
eine formale leere Hülse, sondern eine ge· 
fährliche ideologische Formel, um den an 
der Frage der Atomenergienutzung aufge· 
brochenen grundsätzlichen Herrschafts· 
konflikt über die Frage, wer bestimmt mit 
welchen Mitteln und mit welchen Zielen 
über unsere Lebensbedingungen, wieder 
in die vorgegebenen bürgerlichen Denk· 
und Handlungsstrukturen integrieren zu 
können. Der von den Herrschenden in der 
Atomenergiefrage angestrebte neue 
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Und was 
"energiepolitische Konsens" wird nicht al­
lein über den Wackersdorfverzicht reali· 
siert, sondern auch über die Verwendung 
so scheinbar harmlos und sympathisch 
klingender Formeln einer .sozial- und um­
weltverträglichen Energieversorgung" her· 
gestellt, der sich auf den ersten Blick nie· 
mand verschließen mag. 
Und so kommt es beispielsweise im April 
dieses Jahres zu einem Energiewendekon­
greß der Grünen Partei, bei dem man sich 
darum bemüht, Atommafiafirmen, wie z.B. 
die Nukem, für eine Teilnahme zu gewin· 
nen und langjährige Atomkraftgegner mit 
dem Bundesforschungsminister Riesenhu· 
ber auf einem Podium gemeinsam disku· 
tieren zu lassen. Und diese ganze Debatte 
findet schließlich, allen scheinbar radika­
len Argumenten geg.en eine weitere Atom· 
energienutzung zum Trotz, unter der sich 
hinter den Rücken der Beteiligten schlie· 
Benden Zauberformel des energiepoliti· 
sehen Konsenses statt, bei denen die eine 
Seite, natürlich aus sozial- und umweltver· 
trägliehen Argumenten, für einen weiteren 
Betrieb von Atomanlagen ist (man denke 
z.B. nur an das Waldsterben, das der Atom· 
mafia ganz besonders am Herzen liegt) 
und die anderen aus natürlich genauso 
ernst zu nehmenden Motiven dagegen: 
Vielleicht auch ohne daß es viele Men· 
sehen aus der Partei Die Grünen, aus den 
Energiewendekomitees oder aus den 
Tschernobyl-Gruppen bemerken, mit Hilfe 
derartiger Kongresse werden sie schiel· 
chend und unwillkürlich für den von den 
Herrschenden neu angestrebten Energie· 
konsens funktionalisiert und eingebunden. 
Ich meine, daß die Abschaffung von Atom· 
anlagen nicht nur eine technische Frage 
von guten Argumenten sein sollte - die üb· 
rigens nach Tschernobyl offenkundig sind 
- sondern eine politische Frage von denje· 
nigen, über deren Lebensbedingungen mit 
AKWs ganz nachhaltig von anderen aus 
völlig anderen Interessen bestimmt wird, 
und die mit den Formeln von einer .sozial­
und umweltverträglichen Energieversor­
gung" immer nur ihre auf unsere Kosten 
nüchtern kalkulierten Profitbilanzen mei­
nen können. ( ... ) 

Anmerkungen zum derzei­
tigen Stand der Bewegung 
Auch nach dem Wackersdorf·Verzicht lau­
fen in der BRD noch über 20 Reaktorblöcke 
von Brunsbüttel bis Ohu und die dazu not· 
wendigen Infrastruktureinrichtungen von 
Gorleben über Schacht Konrad bis zu 
Ahaus und Gronau im sogenannten .Nor­
malbetrieb" weiter. Ein .Normalbetrieb", 
der mit seiner ganzen menschenverach­
tenden Brutalität, mit der beständigen zy­
nischen Kalkulation eines neuen Tscher­
nobyls unter Federführung der Energiever­
sorger, insbesondere der RWE, Siemens 
und Deutschen Bank unterstützt und flan-

das alles 
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kiert von staatlichen Stellen alltäglich or­
ganisiert wird. 
Dieser Realität steht spätestens seit 
Tschernobyl das staatlich inszenierte 
Austiegsgerede der Herrschenden gegen­
über, die mit allen Tricks und Manipulatio­
nen in der Bevölkerung den Eindruck zu er­
wecken versuchen, als würde von ihnen 
letztlich alles getan, um den AKW-Betrieb 
zu beenden, um das genaue Gegenteil zu 
verschleiern. 
Der Wackersdorf-Verzicht wird trotz aller 
seiner infamen Intentionen in der Öffent­
lichkeit den Eindruck verstärken, als sei 
dieser Schritt ein weiterer Meilenstein zum 
alsbald folgenden Atomausstieg. 
Es stellt sich für die Bewegung in absehba­
rer Zukunft die Frage, ob es ihr gelingen 
kann, auf diese für sich nicht einfacher 
werdende gesellschaftspolitische Situati­
on eine breite öffentlich wahrnehmbare 
Antwort zu finden. Diese Antwort wird sich 
aber nicht nur allein am technischen Stand 
des bundesdeutschen Atomprogramms 
orientieren können, sondern wird auch 
sehr genau die politischen Rahmenbedin­
gungen der Bewegung reflektieren müs­
sen. 
Aus meiner Sicht ist die Bewegung derzeit 
mit einer Situation konfrontiert. wo nach 
dem Bewegungshoch im Sommer und 
Herbst '86 in Folge des Tschernobyl-GAUs 
die Beteiligung von Aktivistinnen stark 
nachgelassen hat, was durch das Schei­
tern einer Reihe von übergreifenden An­
sätzen im Jahr 1987 (Stade und KWU-Kam­
pagne sowie die fruchtlosen Wackersdorf­
Herbstaktionsdebatten) beschleunigt wor­
den ist. Im Jahr 1988 hat es mit Ausnahme 
der vier dezentralen Großaktionen in Folge 
des Hanau-Skandals keine überregionale 
Großaktion mehr gegeben, und wenn man 
die Mobilisierung zu der WAA-Großdemo 
in München in diesem Frühjahr betrachtet, 



mit Rot-Grün zu tun hat! 
so bleibt dabei festzustellen, daB sie haupt­
sächlich vom süddeutschen Teil der Bewe­
gung getragen worden Ist. 
DemgegenOber Ist es der Bewegung in 
Norddeutschland nicht gelungen, die zu­
mindest verbal ausstiegswillige SPD-AI­
Ielnreglerung am Beispiel Brokdort mas­
senhaft unter Druck zu setzen. Ergebnis: 
Auch weiterhin kann. die SPD vom Ausstieg 
reden und ansonsten alles beim alten las­
sen. 
So bleibt für den derzeitigen Stand der Be­
wegung festzuhalten, da.B s.ich zum einen 
viele Linksradikale und Autonome aus lh· 
ren Reihen zurückgezogen haben und mit 
der Ausnahme einer auch übergreifenden 
Orientierung am regionalen Widerstands­
schwerpunkt Wendland die meisten Initia­
tiven dezentral orientiert agieren. Dieser 
insgesamt betrachtet etwas zersplitterten 
Situation der Initiativen steht eine gesamt­
gesellschaftliche Situation gegenüber, die 
nicht nur allein von einer ökonomischen 
Umstrukturierung c;tes AKW-Programms 
gekennzeichnet ist, sondern unter Um­
ständen mit weiteren nachhaltl.gen Ände­
rungen auf politischer Ebene einhergeht. 
Diese veränderte Situation verlangt von al­
len Teilen der Bewegung eine gemeinsame 
Antwort. die mit der Diskussion um die Be· 
deutung des .energlepolltlschen Konsens• 
erst vage angedeutet sind. 

1990: Rot-Grüne Bundes­
regierung in Bonn? 
Ein spekulatives Szenario 
Nach Lage der aktuellen Dinge Ist eine Rot· 
Grüne Koalition, die die Regierung auf Bun­
desebene stellt, nach den Bundestagswah· 
len 1990 nicht auszuschließen. E.in wesent­
liches Thema einer derartigen politischen 
Konstellation wird neben dem allgemeinen 
.ökologischen Umbau der Volkswirtschaft" 
- man vergleiche die Nähe dieses Begriffs 
zu dem .des .energiepolitischen Konsens• 
- sicher die Frage nach dem von beiden 
Parteien proklamierten Atomausstieg sein. 
Es ist Interessant festzustellen, daB bei den 
Diskussionen innerhalb der Atomredaktion 
ganz Im Gegensatz zu der Situation noch 
1985 bei der Rot-Grünen Koalition in Hes­
sen fast niemand der Diskutanten mehr ei· 
ne Einschätzung vertrat, daß es möglich 
sei, mit bestimmten Forderungen in dieser 
Frage auf Interne Kräftekonstellationen 
dieser Partei Einfluß nehmen zu können. 
Relativ einheitlich wurde im Falle von Koali­
tionsverhandlungen für eine Rot-Grüne 

Bundesregierung vermutet. daß beide Par· 
teien - natürlich mit einem sehr .aufrichti· 
gen• Problembewußtsein Ober die Gefah· 
ren der Atomenergienutzung -die Anlagen 
natürlich nicht gegen den Widerstand der 
daran Interessierten Kapitalgruppen ab· 
schalten werden. Stattdessen-so die Ver­
mutung - wUrde diese ganze Frage in eine 
neu eingerichtete .Ausstiegskommission• 
mit natUrliehen .kompetenten• Experten 
abgeschoben werden. Von Seiten der Grü· 
nen wOrden dann sicherlich eine Reihe von 
mittlerweile bekannten Gesichtern aus 
den diversen Ökoinstituten für diese Ex­
pertenkommlssion benannt werden, die 
gemeinsam mit ihren sozialdemokrati­
schen .Kollegen" mit groBen Ernst an diese 
Sache herangehen. Und nach spätestens 
einem Jahr werden diese Experten in ihrem 
ersten Zwischenbericht noch einmal ein­
dringlich vor den Gefahren der Atomener­
gienutzung warnene, nicht ohne dabei auf 
die schwierigen technischen, politischen 
und juristischen Barrieren hinzuweisen, die 
leider einem so wOnschenswerten entge­

·genstünden. Aus diesen Gründen seien 
weitere wissenschaftliche Gutachten und 
Prüfungen· notwendig. Man tue was man 
könne, könne aber jedoch nicht so wie man 
wolle, man bitte um Verständnis. Wer von 
uns wollte einer Rot-Grünen Bundesregie­
rung verdenken, sich diesen Schlußfolge-

rungen voller Tragik entziehen zu wollen? 
Was folgt aus dieser etwas deprimieren· 
den Beschreibung für die Anti·AKW-Bewe· 
gung an praktischen Einsichten? 
Am Belspiel Schleswig-Holstein ist mittler­
weile seit dem Mal1988 zu besichtigen, wie 
es einer sogenannten Reformregierung mit 
Ihren verbalen Atomausstiegsbekundun­
gen gelingt, die Bewegung in dem Maße zu 
desorientieren, daß es Ihr nicht gelungen 
ist, den ganz alltäglichen Atomreaktorbe· 
trieb von Brunsbüttel, Brokdort und Krüm­
me! massenhaft zum Thema zu machen. 
Anstatt auf die eigenen Kräfte und Mög­
lichkelten zu vertrauen, starren noch Im­
mer weite Teile der Bewegung auf diese 
oder jene Mätzchen von Jansen, der aller­
dings dummerweise auch nicht s.o kann wie 
er gerne möchte. Was folg~ ist das Ende ei­
ner grundsätzlichen mobilisierungsfähigen 
politischen Auseinandersetzung, Stillstand 
als da~ Ende von Bewegung, ohne die nun 
mal paradoxerweise fast so gut wie über­
haupt nichts läuft. Ähnliches Ist aus meiner 
Sicht auch für eine mögliche Rot-Grüne 
Bundesregierung zu befürchten. Viele 
Menschen aus der Bewegung schreiben 
aufgrund der diffusen Hoffnung, daß die 
Grünen die AKWs vielleicht doch abachal· 
ten, die von Ihnen wahrgenommene Reali­
tät dahingehend um, daß es für sie genügt. 
jedes weitere staatliche Gutachten über 
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die Gefährlichkeit von AKWs als einen wei­
teren Meilenstein auf dem .langen Weg zu 
deren Stillegung zu begreifen. 
Demgegenüber glaube ich, daß die Hoff­
nung, daß die Grünen vielleicht auch auf­
grund ihrer eigenen Entstehungsgeschich­
te bereit sind, konsequent die Interessen 
der Bewegung nach sofortiger Stillegung 
zu vertreten, mittlerweile - leider! - eine Il­
lusion geworden· ist. ( ... ) Nicht einmal 10 
Jahre haben bei dieser Partei genügt, um 
aus dem vormalig proklamierten Spielbein 
des realtiv bedeutungslosen Parlamenta­
rismus das für die Orientierung dieser Par­
tei entscheidende Instrument ihrer Vor­
stellungen zu machen. Die bisherigen Er­
fahrungen zeigen überdeutlich, daß der 
Prozeß der Verparlamentisierung dieser 
Partei nicht ohne Folgen für die Formen 
und Inhalte der von ihnen vertretenen Poli­
tik geblieben ist und was im Falle einer Re­
gierungsübernahme in Bonn deutlicher 
denn je zum Vorschein kommen wird. 
Unter den derzeitigen Verhältnissen ist ei­
ne Rot-Grüne Bundesregierung allenfalls 
noch als kleineres Übel gegenüber einer 
konservativen neofaschistischen Regie­
rung zu begreifen. Dabei ist die Partei der 
Grünen nicht mehr ein Bundesgenosse, 
der auf einem gleichen Weg lediglich auf 
einer anderen Ebene arbeitsteilig ähnliche 
Aufgaben verfolgt. 
Aus dieser Einsicht, daß wir also von den 
Grünen in Zukunft wenig bis überhaupt 
nichts zu erwarten haben, sollten wir aber 
nicht die zynische und in die Handlungsfä­
higkeit drängende Konsequenz des "Ha­
ben wir doch schon alles vorher gewußt" 
und des daraus abgeleiteten Nichtverhal­
tens ziehen. Ohne die Diskussion um eine 
eigenständige autonome politische Praxis 
- notfalls auch gegen Rot-Grünes Regie­
rungshandeln- wird der bereits vollzogene 
Anpassungsprozeß der Grünen in unseren 
Reihen Resignation und Anpassung bewir­
ken, die uns die Bedingungen des Kampfes 
gegen Atomanlagen noch weiter ver­
schlechtern werden. 

Ein Blick über die Mauer 
in das Rot-Grüne Berlin 
Die nachfolgend vorgenommene Be­
schreibung der derzeitigen politischen Si­
tuation in Berlin etwas über drei Monate 
nach dem Amtsantritt des Rot-Grünen Se­
nats soll dazu dienen, einmal am prakti­
schen Beispiel zu illustrieren, wie wenig 
sich unter dem neuen Senat im Gegensatz 
zum vormals amtierenden korrupten CDU/ 
FDP-Senat eigentlich verändert hat. Diese 
Beschreibung ist keineswegs aus einer 
enttäuschten Erwartungshaltung heraus 
verfaßt worden. ( ... ) Das von mir in der Be­
schreibung angelegte Muster der Kritik 
versucht sich daher auch bewußt von einer 
recht billigen "Verratskritik" an der AL ab­
zusetzen, wie sie z.B. von den wenigen 
noch in dieser Partei verbliebenen Ökoso­
zialisten als auch von einigen autonomen 
Genossen geübt wird. 
Eine Kritik an der Regierungspraxis AL, die 
sich mit Hilfe dieses Verratsmusters an den 
mehr oder weniger offenkundigen Wider­
sprüchen der AL -Programmatik zu ihrem 
jetzigen Regierungshandeln entwickelt, 
geht als Voraussetzung von einer gemein· 
samen Ebene aus, die mit Hilfe der Kritik 
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eingeklagt werden soll. Dieses Muster der 
Kritik bleibt jedoch hilflos, weil die AL als 
Regierungspartei mittlerweile sehr bewußt 
dabei ist, genau ·diese Ebene zu verlassen 
und von daher mit einem derartigen Muster 
der Kritik nicht mehr wirksam anzugreifen 
ist. ( ... ) 

Zur Vorgeschichte der 
Rot-Grünen-Koalition 
Die rechnerische Mehrheit von Mandaten 
im Abgeordnetenhaus für die SPD und AL 
verdanken sie nicht einer zuvor breit· ange­
legten Auseinandersetzung darüber in der 
Bevölkerung.lm Gegenteil: Diese Mehrheit 
wurde nicht erkämpft, sondern ist das eher 
zufällige wahlarithmetische Ergebnis des 
Legitimationszerfalls des korrupten CDU/ 
FDP-Senats, der übrigens mehr zu einer 
gesellschaftlichen Stärkung der neofa­
schistischen Kräfte geführt hat als zu ei­
nem nennenswerten Gewinn für die "parla­
mentarische Linke". 
Allerdings ist die Ablösung des alten Se­
nats nicht völlig zufällig. Der Legitimations­
zerfall bei der Bevölkerung ist nicht über­
natürlichen Phänomenen zu verdanken, 
sondern auf handfeste Bauskandale (An­
tes und alle seine Freunde) zurückzufüh­
ren sowie das Ergebnis vielfältiger Bewe­
gungen und politischer Kämpfe in den letz­
ten Jahren der Stadt. ln diesem Zusam­
menhang sei nur an die verschiedenen Mo­
bilisierungen gegen den Libyen-Überfall, 
Tschernobyl; die 1.-Mai-Randale 1987 in 
Kreuzberg gegen die 750-Jahre-Berlin­
Feier der Bonzen, den Reagan-Besuch, die 
Kampagne gegen die Aufhebung der Miet­
preisbindung, die ständigen Aktionen für 
ein Bleiberecht aller Flüchtlinge gegen die 
menschenfeindliche Ausweisungspolitik 
des Senats sowie last but not least- die ge­
gen den IWF-Weltbank-Kongreß gerichte­
te Aktionswoche erinnert. 
Alle diese Momente zusammengenommen 
haben dem Diepgen-Kewenig-Senat in den 
ganzen Jahren die politische Legitimation 
weggefressen und schließlich sogar 
rechtsstaatlich gesonnene konservative 
Trägergruppen gegen ihn aufgebracht. ln 
diesem Zusammenhang ~ei an den nur zy­
nisch zu nennenden Umgang bei der Be­
wältigung der eigenen Korruptionsaffären 
und an die - gemessen selbst an formalen 
rechtsstaatliehen Ansprüchen Hohn spre­
chende Kreuzberg-Absperrung während 
des Reagan-Besuchs erinnert. 
Demgegenüber konnte sich die SPD in den 
letzten acht Jahren in der Opposition rela­
tiv unbemerkt von der Öffentlichkeit von 
ihrem Filz und den Bauskandalen während 
ihrer Regierungszeit in den 70er Jahren in 
dem Sinne regenerieren, als daß sie in den 
letzten Jahren bei keiner nennenswerten 
Sauerei hat erwischt werden können. Die 
AL hatte ohnehin aufgrundihrer noch recht 
jungen Geschichte kaum die Möglichkeit, 

sich ihre Finger im parlamentarischen Ge­
schäft dreckig zu machen. 
Nach der Wahl im Januar, bei der sich die 
SPD nach Prozentpunkten gerade mal da 
stabilisieren konnte, wo sie bei der '81er 
Wahl in die Opposition verwiesen worden 
ist und die AL nach Prozentpunkten nur un­
wesentlich über dem Ergebnis ihrer '85er 
Wahl stagnierte, packten diese beiden Par­
teien die Möglichkeit über die Mehrheit der 
Abgeordnetenhausmandate zu verfügen 
beim Schopfe. Sie bildeten daraus einen 
Senat, der eigentlich vorher während des 
Wahlkampfes erklärtermaßen nicht zur 
Wahl gestanden hat. Allen Beteiligten war 
bei der Bildung dieses Senats klar, daß sei­
ner parlamentarischen Mehrheit keine ge­
sellschaftliche Mehrheit entspricht. Jede 
wie auch immer geartete Absicht von nicht 
nur kosmetischen Reformvorhaben muß 
sich in Berlin damit also nicht nur allein ge­
gen starke Vorbehalte der Bevölkerung 
sondern vor allem auch gegen die Alliier­
ten, die Industrie- und Handelskammer, ge­
gen 80% der veröffentlichten Meinung der 
Springer-Presse und den von Neofaschi­
sten durchsetzten Berliner Bullenapparat 
durchsetzen. Zu letzterem sei noch folgen­
de Anmerkung gestattet: Die scheinbar 
ideologische und polemische Formel des 
von "Neofaschisten durchsetzten Berliner 
Bullenapparats" entspricht leider der Rea­
lität. Es existieren ernstzunehmende Hin­
weise darauf, daß der Anteil der Republika­
ner-Wähler bei den Berliner Bullen über­
proportional hoch war, teilweise sollen 
ganze Einheiten diese neofaschistische 
Partei gewählt haben. Nachdem auch hohe 
Bullenchefs öffentlich ihre Sympathie für 
diese in ihren Augen "demokratische Par­
tei" geäußert haben und es sich bei dem 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden der 
REPS um einen Bullen handelt, sah sich der 
Berliner Polizeipräsident zu einer Presse· 
konferenz veranlaßt, um auf die scheinbare 
parteipolitische Neutralität der Bullen hin­
zuweisen. ( ... ) Insbesondere viele türki­
sche Jugendliche können aufgrund ihrer 
Erfahrungen mit den Bullen, diese nur noch 
als den "bewaffneten Arm der REPS" be­
greifen. Diese Bemerkungen sind insofern 
nicht ganz unwichtig, als daß gerade die 
Bullen in Berlin im Alltag vieler Menschen 
eine sehr viel größere Rolle spielen als die 
schönsten Sonntagsreden des Rot-Grü­
nen Senats z.B. über die multikulturelle Ge­
sellschaft. 

Diese denkbar schlechten Ausgangsvor­
aussetzungen hinderten allerdings die AL, 
die zuvor eher im Vergleich zu anderen 
Landesverbänden der Grünen am linken 
Rand angesiedelt war, nicht daran, die 
"Jahrhundertchance" zu ergreifen, um für 
die skizzierten gesellschaftspolitischen 
Verhältnisse in der Stadt die Verantwor­
tung zu ergreifen. 



Das Rot-Grüne Koalitions­
programm: Gute Absichten? 
Und was Ist mit der Realität? 
Als Eingangsbillet für die Koalition mußte 
die AL von der SPD drei aufgestellte Essen­
tlals schlucken. Zum einen wird die Anwe­
senheit der Alliierten mitsamt Ihren Trup­
pen und Geheimdiensten zum Schutz der 
Stadt für Freedom and Deme>«racy aus­
drücklich begrOßt und nicht mehr in Frage 
gestellt. Zweitens stimmt die AL zukünftig 
gemeinsam mit der SPD Im Schöneberger 
Rathaus allen vom Bundestag beschlosse­
nen Gesetzen zu, die aufgrund des beson­
deren Status der Stadt in einer gesonder­
ten Abstimmung übernommen werden 
müssen. Und drittens muß die AL allen For­
men der Gewalt ln politischen Auseinan­
dersetzungen abschwören. 
Nach diesem Kotau vor der SPD wurde ein 
etwa 150seitiger Koalitionsvertrag abge­
schlossen, der mit seinen Inhalten selbst 
nach AL-Aussagen weit hinter sozialdemo­
kratischer Programmatik zurückfällt. So 
besteht er denn auch vor allem darin, auf 
rund 100 Selten Dinge zu erörtern und auf 
Ihre mögliche Veränderung zu überprüfen. 
Bel lediglich einem Drittel der Vereinba­
rungen sind konkrete Vorhaben fixiert wor­
den, der gesamte Wirtschaftsbereich wur­
de allerdings von programmatischen AL-

, 

Forderungen völlig verschont. 
Ein Beispiel für Theorie und Praxis der Rot­
Grünen Koalition am Beispiel des Energie­
bereichs: 
Das Genehmigungsverfahren für den BER 

i1 (ForschuQgsreaktor des Hahn-Meitner­
lnstituts in der Größe von 10 Megawatt; d. 
Verf.) wird nach Recht und Gesetz durch­
geführt. Der zuständige Senator wird die Im 
bisherigen Genehmigungsverfahren vor­
gebrachten Zweifel an der Sicherheit des 
Forschungsreaktors einer erneuten Prü­
fung unterziehen. Dabei werden auch un­
abhängige Sachvers~ändlge hinzugezo­
gen. Die Betriebsgenehmigung wird nur er­
teilt, wenn - gegebenenfalls durch zusätz­
liche Auflagen - sichergestellt ist, daß 
durch den Betrieb des Forschungsreaktors 
die Gesundheit von Anwohnern und Be­
schäftigten nicht geschädigt, die Umwelt 
nicht belastet und die Entsorgung nach 
dem Atomgesetz gesichert wird." (aus TAZ 
- B, 11.3.89) Koalitionsvereinbarung Origi-

naltext. 
Zu dieser Ansammlung banalster Selbst­
verständlichkeiten im Rot-GrOnen-Koalitl­
onsvertrag erübrigt sich aus meiner Sicht 
schon fast jeder Kommentar. ( ... ) 
Als erste praktische Handlung Im Energie­
bereich stimmte die AL-Umweltsenatorln 
Im Mai dieses Jahres im BEWAG-Auf­
slchtsrat einer 13prozentigen Stromprels­
erhöhung ·für die privaten Haushalte zu, die 
um über drei Prozentpunkte höher ausfällt 
als für die Großabnehmer aus der Industrie. 
Die Strompreiserhöhung wurde dabei von 
der AL-Frau auch als Mittel zur Senkung 
des Energieverbrauchs zwecks Umwel­
tentlastung angesehen (Quellen: TAZ - B 
vom 23.5.89). 
Immerhin, wer gleich die globalen Gat­
tungsfragen mit Strompreiserhöhungen 
anpacken will, warum sollte derjenige sich 
um so eine überholte Frage von Reichtum 
und Armut von herrschenden Klassenver­
hältnissen kümmern. Vergessen wir nicht, 
daß es sich bei dem an den Rand gedräng­
ten Sozialhilfeempfänger beim· Stromver­
brauch im Prinzip um einen genauso 
schlimmen Umweltverschmutzer handelt. 
wie bei einem Kapitalisten, der ein Alumini­
umwerk betreibt. 

Über Volkshochschulkurse 
und andere Fähigkelten 
Konsequent angelehnt an das erste von 
der AL geschluckte SPD-Essentlal betreffs 
des Friedensdienstes der NATO-Alliierten 
in der Stadt lud der Regierende Bürgermei­
ster Momper als eine seiner ersten Amts­
handlung~n den US-Präsldenten Bush mit 
ganzer Herzlichkelt zu einem Besuch in die 
Frontstadt des freien Westens ein. Die AL 
reagierte auf diese- gemessen an Ihrer ei­
genen Geschichte als Mitorganisatorin der 
Anti-Reagan-Demos '82 und '87- Provoka­
tion besonnen und differenziert. Immerhin, 
so lieBen AL-Vertreterverlauten, bestände 
jetzt als Regierungspartei die Möglichkelt 
dem lieben US-amerikanischen Schutzpa­
tron die eigene Kritik an dessen Politik 
nicht mehr irgendwo auf der Straße, son­
dern direkt beim Besuch Im direkten Ge­
spräch vortragen zu können. ln der Tat, wa­
rum sollte es nicht möglich sein, mit Geor­
ge Bushunter vier Augen Ober einen sozial­
und umweltverträglichen Imperialismus zu 
diskutieren? 
( ... ) 
Last but not least wurde von Seiten aller 17 
AL-Abgeordneten mit groBer Geste der in­
haltlichen Kritik den im Bundestag bereits 
verabschiedeten Zimmermannsehen Ter­
rorismusgesetzen zugestimmt. Nach Aus­
sagen des regierenden. BOrgermeisters 
Momper absolviert die AL seit Ihrem Regle­
rungseintritt eine Art "Volkshochschul­
kurs• in Sachen .Regierungsfähigkett•. Die 
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bisher geschilderten Belspiele aus der ge­
sellschaftlichen Praxis geben eine erste 
Ahnung davon, was er damit meint. Das 
sich diese Praxis letztlich an den geschll· 
derten Punkten um keinen Millimeter von 
einer Regierungspraxis des alten Olepgen­
Senats unterscheidet, muß Insofern diffe­
renziert betrachtet werden, als daß der 
Rot-Grüne Senat für alle seine Maßnah­
men stets andere Begründungen verwen­
det als der alte Senat. Das Ist doch schon 
mal was. 

Ein paar Bemerkungen 
über Wohnungsnot 
und Hausbesetzungen 
Ein gutes Fallbelspiel für das Verhältnis des 
Rot-Grünen Senats mit Bewegungen von 
unten sind die Auseinandersetzungen auf 
dem Gebiet der Wohnungspolitik in Berlln. 
Der Ablauf und der Umgang mit Konflikten 
einer · scheinbar fortschrittlichen Regle· 
rung mit einer Bewegung und autonomen 
Initiativen von unten auf diesem Terrain Ist 
deshalb von besonderer Bedeutung, da er 
für eine Rot-Grüne Bundesregierung Im 
Umgang z.B. mit der Anti·AKW·Bewegung 
Modellcharakter besitzen könnte. 
Die Wohnungsfrage Ist in Berlln in ver· 
schledener Hinsicht von enormer Brisanz: 
Die tatsächliche Wohnungsnot hat -von al· 
len Selten unbestritten in den letzten Jah· 
renenorme Ausmaße angenommen. Diese 
für die Wohnungsbesitzer und Spekulan· 
ten außerordentlich günstige Situation Ist 
durch die Regierungspolitik des alten 
CDU/FDP·Senats verschärft worden, wofür 
er ganz maßgeblich in der Januarwahl die 
Quittung bekommen hat. Demgegenüber 
hat sich die SPD in den letzten Jahren bei· 

· spielsweise durch Ihre Teilnahme am 
Bündnis gegen die Aufhebung der Miet· 
prelsblndung gegenüber der Bevölkerung 
als konsequente Vertreterio von Mleterin· 
teressen profilieren können. Die AL bezieht 
in diesem zentralen Innenpolitischen Kon· 
tllktfeld der Stadt Ihre moralische Legltl· 
mation aus den Häuserkämpfen der 80er · 
Jahre, bei denen sie sich als parlamentari· 
scher Arm eines Teils der Hausbesetze(be· 
wegung alternativer Selbsthilfegruppe hat 
etablieren können. 
Bezugnehmend auf diese Ausgangsgrund· 
Iage wäre vielleicht von der neuen· Regle· 
rung ein anderer Umgang mit Hausbeset· 
zungen als Selbsthilfeaktionen von unten 
gegen die Wohnungsnot zu vermuten ge­
wesen. Doch weit gefehlt. 
Seit dem Amtsantritt des Rot-Grünen Se· 
nats hat es eine wahre Besetzungswelle 
von bisher 20 Hausbesetzungen in den un· 
terschledlichsten Formen gegeben: Mal 
mehr militant (bei den Hausbesetzungen 
um den ersten Mal herum), mal mehr alter­
nativ (z.B. verbunden mlf der Forderung 
nach einem öffentlichen Stadtteil· und Ku I· 
turzentrum), mal mit sehr wenigen Leuten, 
mal mit ganz vielen Menschen (z.B. rund 
150 Frauen bei der Besetzung eines seit 
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Jahren leerstehenden Hauses, das zum re· 
volutlonären Lesben· und Frauenzentrum 
erklärt werden sollte), mal mit ganz radika· 
len ArgumentAtionen (z.B. Forderung nach 
Mieten auf DDR-Niveau), mal mit sehr de· 
talliiert entwickelten Argumentatlonsli· 
nien . . 
Dieses enorme Potential an Initiativen hat 
jedoch den neuen Senat nicht davon ab· 
halten können, alle besetzten Häuser mit 
Personalienfeststellungen abzuräumen. 
Davon wurden mittlerweile an die 300 ge· 
tätigt, ·was im Prinzip massenstatlstincher 
Erfassung und Kriminalisierung der Beset· 
Zerinnenbewegung gleichkommt. Oie gan· 
ze Infamie der gegen die Besetzerinnen er· 
griffeneo polizeilichen Maßnahmen wird 
noch größer, wenn man bedenkt, daß von 
AL-Vertretern Im nachhinein den Beset· 
zern eine gewisse moralische Legitimität 
zugestanden wird uhd die abgeräumten 
Besetzungen von den Behörden stets dazu 
benutzt werden können, tatsächlich erste 
Maßnahmen gegen den tellweisen jahre­
langen, Leerstand einzuleiten. Trotz allem: 
Auch unter Rot-Grün muß Ordnung, Ruhe 
und Personalienfeststellung sein. 
( ... ) 
Der Ruhe· und Ordnungskurs wird dann 
auch konsequent bei einer Räumung eines 
Zeltdorfes. das von obdachlosen Jugendll· 
chen auf dem Mariannenplatz in SO 36 als 
Protest gegen die Wohnungsnot errichtet 
worden ist, mit der Begründung durchge· 
halten. daß es der neue·senat nicht zulas· 
sen könne, daß sich an diesem Ort das so· 
ziale Elend balle. Zumindest im letzteren 
Fall steht fest, daß sich so etwas der alte 
CDU/FDP·Senat in SO 36 nicht getraut hät· 
te. Der Rot-Grüne Senat macht's möglich 

und sorgt für den .sauberen Kiez•t 

Was Ist eigentlich mit 
welchen Splelräumen? 
Kommen wir zur Gretchenfrage: Haben 
sich durch den Amtsantritt der Rot-Grünen 
Reformierung die .Spielräume• für die Au· 
tonomen und andere parlamentarische 
Bewegungen eigentlich verbessert? Diese 
scheinbar naheliegende Vermutung wird 
sicherlich auch ·von vielen Anti·AKW·Aktl· 
visten bei einem Regierungseintritt ~er 

Grünen in Bonn geäußert .. 
Diese Frage läßt sich auf Grundlage meiner 
politischen Überzeugungen und den bisher 
mit dem neuen Senat gemachten Erfah· 
rungenwie folgt beantworten: Ja, die Spiel· 
räume haben sich ln der Tat gegenüber 
dem früheren reaktionären Senat verän· 
dert, jedoch keineswegs vergröBert oder 
verbessert. Das Fallbelspiel Hausbeset· 
zungen zeigt überdeutlich, daß autonome 
Initiative und Bewegung von unten zwar 
mit einer veränderten Argumentation der 
Regierung konfrontiert ist - die zugleich 
Ausdruck geänderter gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse Ist - jedoch in der ge· 
seilschaftliehen Praxis nur unwesentliche 
Veränderungen gegenüber den vorherigen 
Verhältnissen festzustellen sind. Dieser 
Einschätzung mag in Berlln die mittlerwelle 
von der AL durchgesetzte Umweltkarte für 
65 DM Im öffentlichen Personennahver· 
kehr, die Einführung zusätzlicher Busspu· 
ren sowie der Verzicht auf gar zu martiali­
sche, im Hinblick a4f Ihren konkreten 
Zweck eher etwas disfunktionale Bullen­
aufmärsche bei Häuserräumungen entge· 
genstehen. Es kommt dabei ganz auf den 
politischen Standpunkt an, ob man bereit 
Ist. derartige aus meiner Sicht unwesentli· 
ehe Veränderungen bereits als manlfe· 
stierte Vorboten einer glücklichen postmo· 
derneo VIsion einer Rot-Grünen Zukunft zu 
begreifen. 
Den von der AL gemeinsam mit der SPD 



vereinbarten Reformvorhaben fehlt jede 
antikapitalistische Orientierung. Sie sind 
nicht auf das Subjekt und den Träger ge­
sellschaftlicher Auseinandersetzungen 
ausgerichtet, die erklärtermaßen etwas an­
deres wollen als die Reformierung beste­
hender ungerechter Herrschaftsverhält­
nlsse. in diesem Zusammenhang gehen 
gegen die AL erhobene Vorwürfe des an­
geblichen • Verrats• oder des .schlechten 
Verhandelns• mit der SPD fehl. Die Koaliti­
onsvereinbarungen sind Ausdruck des so­
zialen Interesses der AL-Mitgliederbasis 
der von ihnen fepräsentlerten Bevölke­
rungsschichten. Oabei repräsentiert die AL 
als Partei in ihrer Zusammensetzung vor­
wiegend das aufgeklärte Bildungsbürger­
tum und den fortschrittflehen Mittelstand. 
Auf diese Zielgruppe hin, Ist das Reform­
programm nach mehr ,.sozial- und umwelt­
verträglicher sowie multikultureller Le­
bensqualität" konzipiert. Darin können die 
Vorstellungen der radikalen Linken und der 
Autonomen mit Ihrer grundsätzlichen Ka­
pitalismus- und Herrschaftskritik über­
haupt nicht aufgehoben sein. Im Gegenteil: 
Die Verwirklichung einer angeblich ökolo­
gischen und feministisch geläuterten kapi­
talistischen Gesellschaftsformation zeich­
net sich ln ersten Konturen aus den ökono­
mischen und gesellschaftlichen umt:iro­
chen der 80er Jahre ab. Warum sollen nicht 
auch· Frauen patriar.chale Politik vertreten 
können? Was spricht dagegen, durch die 
Produktion von . nachsorgenden Umwelt­
schutztechnologlen• (z.B. Filter) einen in 
den letzten Jahren mit hoben Wachstums­
raten boomenden neuen Industriezweig 
staatlich zu forcieren? Schließlich kann da­
durch doch auch die Konkurrenzposition 
nationaler Öko-Konzerne im internationa­
len Wettbewerb (man denke nur an die vie­
len EG-Richtlinien zum Umweltschutz) ge­
stärkt werden. 
Die Rolle des reformistischen Rot-Grünen 
Senats besteht vor dem Hintergrund der 
zukünftigen sich abzeichnenden ökonomi­
schen Umstrukturierungsprozesse darin, 
diese mit neuen sinnstiftenden und kon­
sensuaien Formeln von Ökologie und Fe­
minismus politisch zu flankieren, um so ei­
ner reibungsloseren Krisenbewältigung 
des zukünftigen kapitalistischen Moderni­
sierungsprozesses in dieser Gesellschaft 
zu garantieren. Die von der Al als Regie­
rungspartei betriebene Politik kann diese 
Prozesse nur noch auf politischer Ebene 
ausdrücken. Sie wird zu eine.r fatalisti­
schen Vertreterio eines im kapitalistischen 
Modernisierungsprozeß wachsend6n öko­
industriellen Komplexes, was vielen ihrer 
Mitglieder ihren Friedensschluß mit die­
sem System durchaus erleichtert Genau 
dieses tiefergehende Moment gesell­
schaftlicher Veränderung schlägt sich 
dann auch im Rot-Grünen Reformpro­
gramm des neuen Senats nieder und mar­
kiert unsichtbar auch dessen Splelräume. 
Auf der gesellschaftlichen Oberfläche fin­
det dieser Prozeß seine Entsprechung Im 

Bewußtsein vieler Al-Mitglieder, die zwar 
noch nicht ganz zufrieden sind, doch schon 
lange dabei sind, sich in dieser Gesell­
schaft einzurichten. Aus dem ursprünglich 
einmal vertretenen Ansatz des .Wir wollen 
alles und ·Wir wollen es jetzt• wird aufgrund 
einer scheinbar . realistischen" Lageein­
schätzung der gesellschaftlichen Verhält­
nisse ein fatalistisches • Wir wollen wenig­
stens etwas und dafür sollen die da oben 
mal irgend~twas irgendwann tun·. 
Und so fangen viele einstmals bewegte 
Menschen an, den Wert von Ter:npo 30 in 
Wohnstraßen als einen qualitativen Ein­
schnitt in den zuvor als menschenfeindlich 
betrachteten· Herrschaftssystemen zu be­
trachten, bei dem es sich lohnt, den .Le­
bensraum• einer ,Ökoldylle' gegen alle an-

deren Vorstellungen, insbesondere revolu­
tionäre mit Zähnen und Klauen zu verteidi­
gen. 
Nur vor diesem Hintergrund sind die erbit­
terten Auseinandersetzungen zwischen 
den Autonomen und der Al mit dem Ihr na­
hestehenden Milieu nach der Kreuzberg­
Randale vom 1. Mai dieses Jahres zu inter­
pretieren. 
Unabhängig einmal vom durchaus zu kriti­
sierenden Verlauf und der in der Randale 
zum Ausdruck kommenden Intention der 
daran beteiligten Leute, scheint es doch 
einmal bemerkenswert festzustellen, daß 
die von der Al beim Kiezaufstand '87 ange­
führten Gründe wie z.B. die WohnÜngsnot, 
gesellschaftliche Marglnallsierung, Verar­
mung und staatliche Repressionsstrate­
gien plötzlich gerade mal zwei Jahre da­
nach, wo die Al Regierungssessel unter 
dem Arsch hat, nicht mehr gelten sollen. Im 
Gegenteil, die Randale von tellweise 2000-
3000 Leuten (I!!) wird als .blinder Haß auf 
den Rot-Grünen Senat" dargestellt, sie 
wird als ,unpolitisch' bezeichnet und damit 
als völlig Illegitim denunziert. Ernstzuneh­
mende Motive scheint es nach Auffassung 
der Al seitens der an der Randale beteilig­
ten Menschen nicht mehr zu geben. 

Die Auseinandersetzungen·um die 1.-Mai­
Randale zeigen exemplarisch auf, daß der 
bei vielen radikalen und bewegten Men­
schen insgeheim gehegte Wunsch einer 
harmonischen E;rgänzung von einer Re­
formpolitik von oben mit einer radikalen 
Politik von unten eine Illusion Ist. 
( ... ) 
Die Autonomen sind in der derzeitigen ge­
sellschaftlichen Situation trotz Ihrer 
schwachen organisatorischen Strukturen 
Insbesondere für die von Al mitvollzogene 
Anpassungspolitik an die bürgerlichen 
Herrschafts- und Produktionsverhältnisse 
ein ständiger Unruheherd, der immer wie-
der von neuem als potentieller Organisati­
onskern massenhaft in dieser Stadt vor­
handener Unzufriedenheit zu einem rele­
vanten Innenpolitischen Faktor werden 
kann. in den Inhalten und der Beteiligung 
von fast 10.000 Menschen an der revolutio­
nären 1.-Mai-Demonstration ist genau die­
ses für die Al-Anpassungspolltlk sehr be­
unruhigende Element enthalten. 
Die Bekämpfung der Autonomen wird von 

der Al so geführt, daß sie Ihnen jegliches 
politisches Anliegen und damit zugleich 
jegliche Legitimität abspricht und dabei 
zugleich in der eigenen Argumentation 
nicht offenlegt, was denn die Rot-Grüne 
Reformpolitik tatsächlich für die Ausge­
grenzten, die Marginalisierten und Radika­
len an tatsächlichen materiellen Verbesse­
rungen bringen, die als Sprungbretter für 
weitere politische Auseinandersetzungen 
und Kämpfe für eine herrschaftsfreie Weit 
benutzt werden können. Stattdessen wird 
seitens der Al versucht, den Autonomen 
eine allgemeine .Gewaltdebatte• aufzu­
zwingen, die von den Herrschenden noch 
stets dazu benutzt worden ist. verschiede­
ne Interessen zu verschlelern. ln der Tat, 
die Al ist auch in der Regierungsverant­
wortung eine gewaltfreie Partei geblieben, 
die von Ihr befürw.orteten Häuserräumon­
gen läßt sie von den BuUen besorgen. 
Die AL als Partei, die ohne den Aufruhr und 
den Krawall der Häuserkämpfe Anfang der 
80er Jahre in Berlin Oberhaupt nicht denk­
bar wäre, scheint Ihre Lektion in Sachen 
bürgerlicher Herrschaftspolitik gelernt zu 
haben. Es ist dabei nicht auszuschließen, 
daß sie mit dieser Politik die gesellschafts­
politischen Kräfteverhäftnlsse eher nach 

53 



rechts als nach links drückt, wie wir es be· 
relts bei der konsequenten .Extremisten· 
bekämpfungM unter der SPD/FOP·Reform· 
regierung unter Wllly Brandt in den 70er 
Jahren erleben mußten. 

Und was Ist mH den 
Perspektiven? 
Der AL Ist gerade von Autonomen· und Be· 
wegungsselte keineswegs ein Verrat an ur· 
sprünglich einmal angenommenen politi· 
sehen Grundlagen vorzuwerfen. Der AL ist 
auch nicht vorzuwerfen, daß sie allein die 
beschissenen Verhältnisse genausowenig 
grundlegend ändern kann, wie es bei· 
spielsweise die Autonomen mit ganz ande· 
ren Mitteln auch nicht schaffen. Belde Mu· 
ster von Anwürfen schaffen Konfllktfron· 
ten, um die es letztlich in der Realität nicht 
geht. 
Der AL Ist konkret vorzuwerfen, daß sie 
nach dem Verlassen ihrer parlamentarl· 
sehen Oppositionsrolle anfängt, die vorher 
mit guten Gründen kritisierten Verhältnis· 
se zu verantworten und zu legitimieren. Der 
zwingende Schluß aus dieser Regierungs· 
Iogik besteht schluBendllc~ darin, diese 
beschissenen Verhältnisse für Gold zu ver· 
kaufen. Das bedeutet, daß sich zwar real 
nichts an diesen Verhältnissen ändert, je· 
doch die AL für eine andere Wahrnehmung 
davon sor.gt. Aus einer Partel als Ml.ttel der 
Interessenorganisation wird dann ein Ma· 
nlpulatlonsapparat der herrschenden 
Strukturen. 
Was kann den Spekulanten in der Stadt el· 
gentlieh besseres passieren, als von der 
ehemaligen Hausbesetzerpartei AL mltge· 
tragene Häuserräumungen? Genau so et· 
was schafft viel mehr Desorientierung, Re· 
slgnation und Hoffnungslosigkeit in der Öf· 
fentllchkeit als der alte Senat jemals dazu 
in der Lage gewesen wäre. Man stelle sich 
Im Gegentell die öffentlichen Reaktionen 
einer Häuserräumung in SO 36 vor, die von 
einem konservativ-neofaschistischen Se· 
nat veranlaßt worden wäre? Nachdem es 
also entgegen aller Annahmen und lllusio· 
nen um die sogenannten ,Spielräume' für 
autonome Initiativen von unten auch beim 
Rot-Grünen Reformsenat nicht so üppig 
bestellt Ist, so stellt sich seitens der Unzu· 
friedeneo und radikal bewegten in der 
Stadt die Frage, wie mit dieser Situation in 
der politischen Praxis umzugehen Ist. 
Die Probleme der Autonomen als stärkster 
außerparlamentarischer Kraft auf den 
Straßen der Stadt bestehen in Ihrer eher in· 
formellen Organlslerung, die für Menschen 
aus anderen Zusammenhängen kein öf· 
fentlich sichtbarer Organisationskern sein 
können. 
Diese eher nach Innen gerichteten Kom· 
munikatlonsstrukturen der Autonomen 
waren in den von Seiten des AUSPD·Se· 
nats mit diffamierenden und ausgrenzen· 
den Intentionen Inszenierten Debatten 
nach dem 1. Mal völlig überfordert. Auch 
wenn sich die Spielräume .unter einer Re· 
formregierung nicht vergröBert haben, so 
wurde doch von den Autonomen die Ver· 
änderung dieser Räume zuwenig berück· 
slchtigt. Die Rot-Grüne Regierung Ist eben 
nicht mit einem schwarz-braunen Regle· 
rungsbOndnls Im Bewußtsein vieler Men· 
sehen gleichzusetzen. Viele autonome Ge· 
nossinnen haben groBe Schwierigkeiten 
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damit, in Ihrer eigenen politischen Argu· 
mentation diese Hoffnungen und Illusionen 
vieler Menschen ernstzunehmen und zu­
gleich konstruktiv mit einer eigenen nach· 
vollziehbaren anderen gesellschaftlichen 
Praxis zu kritisieren und zu verändern. 
Insbesondere in den Debatten nach der 
1.-Mai·Randale sind viele autonome Ge­
nossinnen wie wilde Stiere in das geschickt 
vom neuen Senat aufgestellte rote Tuch ei· 
nes angeblich .blinden Hasses" in alles hin­
eingelaufen, anstatt die eigenen - viel· 
leicht durchaus noch schwach entwickel­
ten ~ Positionen radikaler Gesellschafts­
kritik am Anspruch und Prinzip der Selbst· 
organisation von unten zum Thema zu ma· 
chen. So wäre es gerade von AL -Vertretern 
in den Debatten nach dem 1. Mal spannend 
zu erfahren gewesen, ob sie allen Ernstes 
glaub'en, mit den Mitteln von Gesetzen und 
Regierungspolitik die Baumafia dazu ver· 
anlassen zu können, die für sie günstige 
Wohnungsnot zu beenden. Oder ob die AL 
davon ausgeht, daß der beste Schutz vor 
dem zunehmenden Straßenterror neofa· 
schlstischer Banden darin besteht, mit 
dem bewaffneten Arm der Republikaner in 
Berlin, dem Bullenapparat zusammenzuar­
beiten? 
Und wieso das auf der revolutionären 
1.Ma1Demo von fast 100.000 Menschen 
propagierte Prinzip der Selbstorganisation 
von unten, das sich in Hausbesetzungen 
und in Bewaffnungen gegen den Banden· 
terror der Fa.schisten äußert, .blinder HaB 
auf den Rot-Grünen Senat• sein soll? 
Gerade in einer gesellschaftlichen Situati­
on, wo der Rot-Grüne Senat noch weit von 

einem tatsächlich die politischen Spielräu· 
me erweiternden Legitimationszerfall ent­
fernt Ist, führt eine frontale Kritik gegen Ihn 
direkt in die Isolation gegenüber den Men­
schen, die aus den verschiedensten Grün­
den noch Illusionen in Ihn haben. Deswe­
gen Ist eine verbal-radikale Kritik unter 
dem Motto .Rot-Grün angreifen• gerade 
nldht dazu geeignet, die gesellschaftliche 
und Ideologische Hegemonie des Senats 
bis weit in das linke Spektrum hinein aufzu· 
brechen. Genau das bleibt aber die zentra· 
le Aufgabe der radikalen Linken und der 
außerparlamentarisch bewegten Men· 
sehen in der Stadt Berlin. Gleiches gilt Obrl· 
gensauch von selten der Anti·AKW·Bewe· 
gung Im Falle einer Rot-Grünen Bundesre· 
glerung. 
Genau dieses Aufbrechen der Rot-Grünen 
Hegemonie in den Köpfen vieler Menschen 
wird notwendig sein, um von der entfrem· 
denden zur Handlungsfähigkeit führenden 
Orientierung auf die Regierungslogik weg· 
zukommen. Bewegungslosigkeit, ohne die 
letztlich fast alles so bleibt, wie es Ist Es 
geht darum, als kleine radikale Minderheit 
in diesen beschissenen Verhältnissen 
massenhaft Interventionsfähig zu werden. 

Lotta 



Ein "Geheimtreffen", wie vielfach später ge­
munkelt wurde, war es nicht. Doch eingeladen 
war, auch um die Arbeitsfähigkeit zu erhalten, 
zunächst nur ein gewisses Spektrum, die Atom 
war dabei. Zu ergänzen ist, nur ~it einzelnen 
Vertreterlnnen, eine vereinheitlichte Meinung 
Ober Sinn, Zusammensetzung und Perspektive 
der "Radikalen linken• gibt es nicht, genauer 
gesagt, die Ansichten gehen weit auseinander. 
Wir werden in der Gesamtredaktion weitere 
Diskussionen darOber fOhren, der folgende 
Bericht gibt daher nur subjektive Impressionen 
eines Redaktionsmitgliedeswieder ( tordie nicht 
wieder "die Atom" verantwortlich gemacht wer­
den sollte, falls sich jemand auf den Schlips 
getreten fOhlt)! Es waren ca. 40 Leute, die sich 
Mitte April in Harnburg trafen, exponierte Ein­
zellinke, GrOne, die sich in ihrer Partei nicht 
mehr heimisch fOhlen, die Redaktionen von 
Konkret, Radi aktiv, ProWo, Atom, Unilinke, 
mehr oder weniger giOckliche Vertreterinnen 
linker Organisationen, Autonome aus MOnehen 
und Frankfurt. Oie Vorstellungen darOber, was 
mansch sichvon dem zusammengekommenen 
Kreis erhofft, gingen weit auseinander. Karl 
Heinz Roth wollte den Blick der linken wieder 
auf die Arbeiterklasse lenken, "Wir haben die 
soziale Frage zehn Jahre Obersehen", Rainer 
Trampart wies auf die Ansätze zu einer Politik 
mit Arbeitern in den Siebzigern hin. Oorothee 
PiermonHand die sozialökonomischen Folgen 
des europäischen Binnenmarktes wichtig, 
GOnter Amendtwar Oberzeugt, daß die Auswir­
kungen der modernen Produktionsverhältnisse 
auf den Menschen untersuchtwerden mOssen. 
Die linke Liste Frankfurtforderte eine Aufarbei­
tung linker Politik, die MOnchner Autonomen 
fanden das alles sehr akademisch. Die einen 
wollten zunächst mehr theoretische Debatten, 
die anderen auf eine politische Zusammenar­
beit hinaus. Klar war jedoch, niemand will eine 
neue "'rganisation" oder Partei, die Debatte 
oder Zusammenarbeitgeschiehtauf der Grund­
lage der bestehenden Organisationen oder 
sonstigen Zusammenhänge. Es geht zunächst 
darum, daß sich linke, deren Wege in der 
Vergangenheit weit ausei~ndergingen, in .&_i­
ner Zeit zusammenfinden, 1n der linke Politik 
.scheinbar keinen Platz mehr hat. Ungewohnt 
angenehm trotz derauseinandergehenden Vor­
stellungen das Diskussionsklima: Die Fronten 
gingen quer durch die jeweiligen Zu~mmen­
hänge, die ObilehenSeilschaften zum Durchpo­
wern fehlten, statt gegeneinander wurde mit­
einander geredet. Diese Offenheit machte sich 
in derOebatte um den Hungerstreik bemerkbar, 
aus der eine Erklärung folgte, die quer zu grO­
nen und humanitären Ansätzen die Verurtei­
lung der Folter der politischen Gefangenen 
loslöst davon, wie wir zu ihren politischen Posi­
tionen stehen. ln der Debatte um die Perspek­
tive des Kreises schlugen Ebermann und Tram-

pert die Erarbeitung einer politischen Grundla­
ge vor: "Gegen den Trend zur Anpassung" u~ 
den Aufruf zu einem Kongreß, der den Kre1s 
erweitern sollte und einzelne Themen sowie die 
Frage, was tun als linke in dieser Zeit; vertiefen 
soll. So wurde es dann auch beschlossen, und 
nachdem ein Name gefunden war, ~Radikale 
linke", vertagtemenschsich auf ein nächstes 
Treffen. 

Zum 2. Treffen Anfang Juli in Frankfurt fanden 
sich fast hundert Menschen ein, das politische 
Spektrum reichte von Autonomen, ehemaligen 
politischen Gefangenen Ober GrOne MdB'Ierln­
nen bis hin zur linkssozialdemokratischen Zeit­
schrift "Sozialismus". (Selbige verließen das 
Treffen nach heftigen AnwOrfen von Thomas 
Ebermann allerdings nach einigen Stunden.) 
Personell am stärksten vertreten waren einer­
seits GrOne und andererseits das linksradikale 
Spektrum, dominiert durch Autonome aus 
MOnehen und die linke Uste Frankfurt. Nach 
einer wenig ergiebigen Debatte Ober die Ein~­
dungspraxis gab es eine stundenlange Ausein­
andersetzung darOber, ob das vorliegende 
Papier von Thomas EbermanntRainer Tra~­
pert Diskussionsgrundlage des Treffens se1n 
sollte. Abgesehen von vereinzelten guten in­
haltlichen Kritiken an der Vorlage (G. FOiberth) 
bestimmten die Autonomen am Samstag die 
Diskussion. Ihre Kritik reichte von der politi­
schen Zusammensetzung des KreisesOberden 
Vorwurf an Ebermann/Ditfurth, sie wollten sich 
nach ihrem Scheitern bei den GrOnen eine neue 
Basis suchen, um sich damit neu zu profilieren. 
Das vorliegende Papier wurde in diesen Kon­
text eingeordnet, nach Ansicht der Autonomen 
sollten alle Anwesenden hiermitperUnterschritt 
auf ein "Programm" verpflichtet werden. Er­
schwert wurde die Debatte durch den Charak­
ter des Papiers, das einen Rundschlag durch 
die politische Weltlage vornahm, zu einer Dis­
kussion Ober die Krise linker Politik, geschwei­
ge denn zu möglichen Perspektiven, aberwenig 
Anhaltspunkte bot. Von den versammelten 
"'rganisierten" wollte mensch von autonomer 
Seite eine generelle Selbstkritikderpoliti~n 
Praxis der vergangenen Jahre sowie.von "'r­
ganisierung" selbst hören - ohne diese Grund­
lage könne es keine gemeinsame Diskussion 
geben. Am frOhen Abend schien fast das • Aus" 
fOr einen Kreis "Radikale linke" festzustehen. 

Dialog mit den Gefangenen 

Atmosphärische Verbesserung brachte dann 
die wegen der Anwesenheit dreierehemaliger 
politischer Gefangener zu fortgeschrittener Zeit 
durchgesetzte Hungerstreikdebatte. Beschlos" 
sen wurde ein Brief an die Teilnehmer des 
Hungerstreiks sowieeinige andere Gefangene, 

in dem ihr Interesse an einer Beteiligung an der 
begonnenen Diskussion begrOßt wird. Unver­
meidlich mitthematisiert werden mOssen die 
Haftbedingungen, da sie auch den Rahmender 
Diskussion bestimmen.ln diesem Zusammen­
hang wurden Zweifel geäußert, inwieweit der 
versammelte Kreis nach dem Ende des Hun­
gerstreiks zu einerwirksamen politischen Initia­
tive zur Zusammenlegungodergar Freilassung 
derpolitischen Gefangenen in der Lage ist- klar 
ist, daß die Knastbedingungen den "Dialog" bis 
auf weiteres diktieren. 

Aus dem Nichts-ein Kongreß 

Nachdem sich der Sonntag zunächst ähnlich 
zäh anließ wie der Samstag gab es eine Ober­
raschende Wende, als einer der Anwesenden 
die MOnchner Autonomen aufforderte, statt der 
ständigen .Kritik an anderen Beiträgen einmal 
ihre Vorstellungen und DiskussioliswOnsche 
vorzutragen -die Antwortwar mager. Alszu Ab­
stimmung geschritten wurde, ob mangels ge­
eigneter Alternativen dasEbermanniTrampert­
Papierzunächst Diskussionsgrundlage seinsoß, 
waren plötzlich alle Anwesenden dafOr. Nach­
dem sich die VerbiOffung Ober die allgemeine 
Einigkeit gelegt hatte, wurde in der verbliebe­
nen Zeit noch eine Redaktionsgruppe (Eber­
mann, J. Kuhnert, M.v.llten (GrOne) FOiberth, 
Gremliza, linke Liste, einte Vertreterln der Ex­
Gefangenen) gebildet, die das Papierergänzen 
soll. Auch die von Thomas Ebermann einge­
brachte Idee eines Kongresses im nächsten 
Mal fand nun eine Mehrheit, ein Dreiergremium 
wird erste Ideen sammeln. Die schließliehe 
Einigkeit soßte jedoch nicht zu falschen Schlüs­
sen verleiten- ob es eine gemeinsame Diskus­
sion unter Teilen der westdeutschen Unken 
geben wird, darOberwerden die nächsten Tref­
fen entscheiden. Mensch hat sich zunächst 
mOhselig auf eine gemeinsame Diskussions­
grundlage geeinigt - wie haltbar dieser Be­
schlußist, wirddas Folgetreffenzeigen.lnhaltlich 
ist nichts diskutiert, Vorbehalte statt Inhalte sind 
an ein politisch brisant besetztes Gremium de­
legiert worden. Es gibt einen harten Kern - der 
im wesentlichen die in Harnburg Anwesenden 
umfaßt-der großes Interesse an einergemein­
samen Diskussion und einer möglicherweise 
daraus folgenden Zusammenarbeit hat. Und es 
gibt einen Teil -aus meiner Sicht Teile der 
Autonomen und der erstmals in Frankfurt auf­
getretenen GrOnen - die (zunächst ?) kein "ja" 
zu eineroffenen ,die politischen Differenzenak­
zeptierenden Diskussion sagen können, sich 
aberauch (noch?) nichtausklinkenwollen-und 
von ebenJenenwirdesmaßgeblich abhängen, 
ob es einen politischen Annäherungsprozeß in 
der linken geben kann. 

S.R. 
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Kriminalisierung 

Fritz Storim in U-Haft 
Seit dem 31. Mal sitzt Fritz Storlm unter 
strengsten Isohaft-Bedingungen Im Ham­
burger Untersuchungsgefängnis in U·Haft. 
Fritz war Im Februar wegen angeblicher 
. Unterstützung einer terroristischen Verel· 
nigung• (§ 129a) zu einem Jahr Knast ohne 
Bewährung verurteilt worden. Zur Urteils· 
verkOndung war er nicht mehr erschienen; 
seitdem bestand ein Haftbefehl gegen ihn. 
Ein ausführlicher Bericht zum ProzeB und 
Urteil ist nachzulesen in der .atom" Nr. 25 
(MärzlApril1989). 
Zur UrteilsverkOndung war Fritz aus Pro· 
test gegen das brutale Vorgehen der Poli­
zei gegen ProzeBbesucherlnnen am letz­
ten Verhandlungstag nicht erschienen. 
Stattdessen lieB er von seinen Anwältinnen 
eine Erklärung dazu verlesen. Obwohl Ge­
richt und Sta.atsanwaltschaft die Teilnah­
me von Frltz an der Urteilsverkündung aus­
drücklich für . nicht erforderlich" hielten, 
und das Urteil noch nicht rechtsgUitig ist 
(Revision eingelegt), erließ der Hamburger 
Staatsschutzsenat sofort nach der Urteil­
sverkündung einen Haftbefehl wegen 
Fluchtgefahr. Die Hamburger Staatsschüt· 
zer nahmen dies in den darauffolgenden 
Tagen zum Anlaß für mehrere gezlelte 
Durchsuchungsaktionen in der Hamburger 
Scene, jedoch ohne Fritz zu .,finden", ge· 
schweige denn zu verhaften. Er bewegte 
sich unterdessen mehr oder weniger unbe­
helligt in Harnburg und feierte sogar seinen 
Geburtstag. Stattdessen nahm dle Sprin· 
ge'rpresse sein angebliches .untertau· 
chen" ~U'!' Anlaß, einen erneuten Bogen 
von Fritz, HafenstraBe und Autonomen zur 
RAF zu spannen. 
Am 31.5. wurde Fritz um 12.00 Uhr in einer 
Blitzaktion von 7 Zivilfahndern in einem Ca­
fe auf St. Pauli verhaftet. Am folgenden Tag 
bestätigte der 3. Strafsenat des Hambur­
ger OLG den Haftbefehl und ordnete ein 
Haftstatut an, welches in Harnburg nach ei· 
ner offiziellen Erklärung des Justizsenators 
anläBiich des Hungerstreiks gar nicht gibt ­
strengste Isolationshaft. 
Fritz sitzt in einer Einzelzelle ohne Strom­
anschluß, umgeben von Leerzellen auf je­
der Seite. Durch den Stromentzug wird ihm 
sogar die Möglichkelt genommen, Tee zu 
kochen. Von Gemeinschaftsveranstaltun­
gen Ist Frltz ausgeschlossen. Duschen Ist 
ebenso nur einzeln erlaubt wie der· Hof· 
gang. Es gibt kein normales Einkaufen, 
sondern nur auf Besteilschein - was für 
U·Haft-Gefangene völlig unüblich Ist. Auch 
die Essensausgabe erfolgt nicht durch die 
Kalfaktoren (Küchendienst der Gefange­
nen) sondern durch Slcherheitsbeamte. 
Jede Kontaktaufnahme zu anderen Gefan­
genen Ist verboten, jeder Zuruf wird unter­
bunden. Zusätzlich finden zweimal in der 
Woche Zellendurchsuchungen statt. 
Private Post unterliegt der Kontrolle des 
OLGs, private Besuche (zweimal eine hal­
be $tunde pro Monat) finden mit Trenn· 
scheibe und unter Aufsicht des Landeskri­
minalamtes statt. 
Sonderhaftbedingungen bestehen auch Im 
Umgang mit seinen Anwältinnen. Nicht nur, 
daß die Verteigerpost überwacht wird, 
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auch alle Besuche finden hinter Trenn· 
scheiben statt. Frltz muB sich vor und nach 
jedem Besuch einer Leibesvisitation unter­
ziehen. Außerdem ordnete der Strafsenat 
an, daß seine Anwältinnen vor jedem Be· 
such auf den Besitz von Waffen und ähnli­
chen gefährlichen Dingen zu überprüfen 
seien. Seitdem werden sie elektronisch 
über die Kleidung durchsucht und die mit­
geführten Taschen durchleuchtet. Begrün­
det wird diese Maßnahme damit, daß Fritz 
das Aussehen seiner Zelle und den unge· 
fähren Standort im Knast auf einer Skizze 
festgehalten hatte. Der OLG-Senat kon· 
strulert daraus einen .Befreiungsplan". 
Fritz sitzt 23 Stunden in der Zelle und hat 
eine Stunde Hofgang. Im Hamburger UG 
sitzen z.Z. noch vier weitere politische Ge­
fangene in U·Haft: der Kurde Seiahatim Er­
dem, luitgard Hornstein (RAF), sowie seit 
Mitte Juni Burkhard und Renate (aus dem 
antifaschistischen Widerstand). Jede di­
rekte Kontaktaufnahme untereinander ist 
bisher unterbunden worden. Briefe unter­
einander dauern in einer Richtung zwi­
schen 1 und 3 Wochen. Ein Antrag von Fritz 
und Burkhard auf gemeinsamen UmschluB 
und Hofgang ist abgelehnt worden. 
Für Herbst erwarten die Anwältinnen eine 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes 
über Ihren Revislonsantrag. Falls die Revi­
sion erfolgreich Ist, müßte Fritz aus der 
U-Haft entlassen werden. Falls abgelehnt, 
müßten sich zumindest die Haftbedingun­
gen (Insbesondere die Besuchsregelun· 
gen) ändern. 

ProzeBwene gegen Wider­
stand bel Frltz' ProzeB 
Mit nahezu 30 Ermittlungs· und Strafver­
fahren nimmt die Hamburger Staatsan­
waltschaft· Rache an den Leuten, die Fritz' 
ProzeB mit ihrem Widerstand begleiteten: 

- 2 Verfahren wegen Körperverletzung, 
Widerstand, Beleidigung bei Räumung d'es 
Zuschauerraumes nach Ausschluß der Öf­
fentlichkeit am 30.11.88; 
- 11 Verfahren wegen Widerstand, Körper­
verletzung, Beleidigung und Störung eines 
Gesetzgebungsorgans im Zusammenhang 
mit dem Besuch im Hamburger Rathaus 
am 30.11.88; 
- 2 Verfahren wegen Beleidigung im Ge­
richtssaal am 13.12.88; 
- 2 Verfahren im Zusammenhang mit der 
Demo zum Gericht; 
- 5 Verfahren wegen Widerstand und Kör­
perverletzung bei der Räumung des Zu­
schauerraums am 12.1.89; 
- 1 Verfahren wegen Diebstahl einer verlo­
renen Polizei-Uhr am 12.1.89 bei der Räu­
mung Im Gerichtssaal (hier gab es sogar ei­
ne Hausdurchsuchung); 
- 2 Verfahren wegen Widerstand bei Fest· 
nahme zur ED-Behandlung. 
Drei 129a-Verfahren (Unterstützung) we· 
genTragen eines Transparents mit Zusam· 
menlegungsforderung sind Inzwischen we­
gen .mangelnden öffentlichen Interesses· 
eingestellt worden. Die Hamburger Ober­
staatsanwaltschaft erklärte dazu, daß in 
Harnburg das Tragen von solchen Transpa­
renten grundsätzlich nicht angeklagt wur· 
de, um dep § 129a nic,ht .lächerlich zu ma· 
chen". ln Harnburg sei dies ein .Bagatellde· 
likt". Kurios - denn Fritz wurde u.a. noch 
wegen cles Abdrucks eines solchen Trans· 
parents in der .Sabot• verurteilt. Und selbst 
wenn diese .Bagatelldelikte• in Harnburg 
ansonsten nicht angeklagt werden: zu 
Haus· und Arbeitsplatzdurchsuchungen. 
gegen die drei Betroffenen reichte es im­
mer noch. 

Fortsetzung nichste Seite 



FortHtzung Frltz Storlm 

Der dritte .Knastspaziergang• zum Unter­
suchungsgefängnis endete am 13.8. mit 
schweren Polzeiübergriffen und Mißhand­
lungen, in deren Verlauf 20 Personen fest­
genommen und erst am nächsten Tag wie­
der freigelassen wurden. Inwieweit es auch 
hier zu Anklagen kommt, ist noch nicht klar. 

Post, GrüBe und Besuch 
Da Frltz pro Monat nur zweimal einen halb­
stOndigen Besuch empfangen darf, ist die­
ses Kontingent zur Regelung des nötigsten 
ausgefüllt; dieses kann sich nach der Ent­
scheidung des Bundesgerichtshofs zum 
Revisionsantrag ändern. Post und Briefe 
sind natürlich schärfstans erwünscht. 
Adresse: Fritz Storim, c/o 3. Sraf~enat am 
OLG, AZ: 2-0JS 7187; Az 20, Postfach 
300121, 2000 Hamburg 36 
Vorwlrta und nlchta verge .. enl 
FrelheH für Frltzl 

LETZTE MELDUNG! 
Soeben erfuhren wir, daß gegen Fritz ein 
neuer Haftbefehl ausgestellt worden ist. B~ 
grondung: ein neues Ermittlungsverfahren 
geg~n Frltz wegen des Verdachtes der B~ 
teiligung an einem Sprengstoffanschlag auf 
einen Strommasten in der Nahe des AKW 
Brokdorf am 24.8.1984. Möglicherweise soll 
dieses Ermittlungsverfahren bzw. der neue 
Haftbefehl einer Entlassung von Frltz nach 
dem Ablauf seiner Haftsstrafe entgegenwir­
ken. 

Kriminalisierung 

Knast wegen Antifa-Aktion 
Am 15.6.89 durchsuchten in konzertierter 
Aktion die Landeskriminalämter Hamburg 
und Niedersachsen neun Wohnungen. Die 
Durchsuchungen liefen ausnahmlos ohne 
richterlichen Beschluß, nur mit staatsan­
waltschaftlicher Anordnung (Gefahr im 
Verzuge). 
Renate und Burkhard wurden nach der 
Durchsuchung zur ED-Behandlung ver­
schleppt und sitzen seitdem in U-Haft. Eine 
andere Frau wurde nach drei Stunden wie­
der rausgelassen. Drei weitere waren wäh­
rend der Durchsuchung nicht zu Hause; bei 
zweien von ihnen lief in den darauffolgen­
den Tagen Fahndungsterror: sie liefen bei 
Eltern auf mit einer Anordnung zur 
Zwangsvorführung, zur ED-Behandlung 
und zum Verhör, drohten einer Mutter da­
mit, die Tür einzuschlagen, bedrohten Mit­
bewohnerinnen mit tätlichen Übergriffen, 
liefen bei den Arbeitsstellen auf. 
Es gibt zwei miteinander verquickte Ermitt­
lungsverfahren gegen mindestens diese 
sechs Personen: zum einen versuchte 
Brandstiftung, Brandstiftung und Mitglied­
schaft in einer terroristischen Vereinigung, 
zum zweiten geht es um schweren Raub. 
Hintergrund ist eine spektakuläre Antifa­
Aktion: Am 21. Mai hatten Unbekannte 
nachts das Ehepaar Christian und Ursula 
Worch in deren Wohnung überfallen und 
gefesselt und anschließend in einer . Ent-

eignungsaktlon" rund 50 Aktenordner mit 
vertraulichen Materialien und Adressenli· 
sten der rechtsradikalen . Nationalen Liste• 
mitgehen lassen. 
Christian Worch gilt als rechte Hand von 
FAP-Kühnen: Das Ehepaar Worch ist ver­
antwortlich für den Aufbau der .Nationalen 
Liste• in Hamburg und gilt als Hauptfigur in 
der faschistischen Scene. Diese Enteig· 
nungsaktion führte nicht nur zur Panik in 
der rechten Scene, sondern zeigte auf 
krasseste Weise, mit welcher Sicherheit 
die Rechten hierzulande agieren und leben 
und sich vor polizeilichen Fahndungsmaß­
nahmen von vornherein verschont meinen. 
Nicht anders ist es zu bewerten. daß solche 
intimen Unterlagen in einer bekannten Pri· 
vatwohnung gehortet werden. Gegen links 
wird stattdessen heftig ausgeteilt. 
Renate und Burkhard sitzen seitdem im 
Untersuchungsknast in Hamburg. Vorge­
worfen werden ihnen schwerer Raub, Frei­
heitsberaubung und Körperverletzung. Als 
Haftgründe werden in Erwartung mehrjäh· 
riger Haftstrafen Flucht- und Verdunke· 
lungsgefahr angegeben. Renate sitzt im 
sogenannten Normalvollzug, Burkhard we­
gen seiner Weigerung, am Aids- und Läu· 
setest teilzunehmen, in Einzelhaft. Er ist 
von allen Gemeinschaftsveranstaltungen 
ausgeschlossen. 
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Kriminalisierungsrundbrief 
Alle Post nur noch an die neue 
Adresse: 

Bei der neuen Adresse mOssen wir 
nach dem 2 UmschlAgeprinzip ar· 
betten. 
1. Umschlag: Vrouwengroep OLW, 
de Wittenstraat 73, 1052 AN Amster­
dam, Holland 
2. Umschlag: Kriminalisierungs­
rundbrief 

Schickt bitte ab sofort keine Post 
ect. mehr an die Adresse Malnzer· 
landstr. 147in Frankfurt. Die Adres­
se gibt es nicht mehrl Fol9end 
geben wir euch einen kurzen Uber­
bllck der Ereignisse ln Frankfurt. 
Eine genaueund ausfOhrliche Stel­
lungnahme und Überblick werden 
wir euch mit der nAchsten Nummer 
des Kriminalisierungsrundbrlefes 
geben. Nun folgt ein kurzer Über· 
blick: 

Der Sprung zur Staatsschutz­
linken? 
Nach unseren lnfonnalionen wollte die politi­
sche Polizei (LKA undStaatsschutz) am 23.5.89 
mit einem Ourchsuchungsbeschlu ß des Ober­
landesgerichtes Frankfurt die BOroräume der 
KOhl KG (ehemalige KBW Firma) durch.suchen, 
um lnfonnatlonen Ober die Herstellung und 
Verbreitung des Kriminalislerungsrundbrleles 
Nr.22123 zu finden. Der Krlmlnalisierungsrund­
brief hat ja dort seit Dezember 1988 eine Post­
kastenadresse. Vorher war unser Domizil Kas­
sel. Den Standort Kassel hatten wir aus den in 
den Krimibriefen Nr. 22-25 dargestellten Gran­
den aufgeben mOssen. 

Was passierte am 23.5.89? 

Den Bullenwurde vonden anwesenden Vertre­
tern der KOhl KG ein Name genannt, welcher 
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Inhaber oder Mieter des Briefkastens vom Kri­
mibrief sein soll. Oie Denunziationerfolgte nach 
Abwägung lhrer"Geschä.ftsinteressen• unddem 
Datenschutz der Mieter. Nach Beratung mit ih­
rem Anwalt entschloß sich die KOhl KG eine 
schriftliche Aussage zu machen. Freiwillig ging 
ein Hausmeister der KOhl KG auf das Polizei­
präsidium und machte dort Aussagen, sowie 
eine Identifikation. Zur KOhl KG muß gesagt 
werden, daß sie die kommerzielle Nachfolge­
gesellschaft des KBW (Kommunistischer Bund 
Westdeutschland) Ist Fast alle der an der 
Denunzialion beteiligten BeschAfligten und 
Anteilseigner der KOhl KG haben eine Ober 15 
jährige politische Geschichte bis jetzt. Die Si­
tuation daQ Bullen kommen und fragen war 
Normalzustand ln diesem Haus, Sie bekamen 
aber nie Antworten und mußten meistens un­
verrichteter Dinge wieder abziehen. Das ehe­
malige KBW Haus bietet und bot den politi­
schen Schutz ja auch Immer an. Oie jetzterfolg­
te Denunziation stellt einen Einschnitt daYI!I 
Wirtordem die KOhl KG (ehem. KBW) auf, die 
gemachten Aussagen zurOckzunehmen 1!1 Es 
geht jetzt ln Moment darum, daß alle die das 
Projekt fOr wichtig finden, entsprechend sich 
Ober1egen wie sie eine Öffentlichkelt hersteHen 
können. Eine genaue Darstellung wird in der 
nächsten Ausgabe erscheinen. 
Ihr könnt ja mal Oberlegenwie ihrunsunterstOt-

zen kömt. Wir wollen auf ale FAlle weltenna­
chen. Der Krlmlnallslerungsrundbrietlstwlchlig 
als Instrumenttor eine Gegenöffentlichkelt und 
fOr unsere Diskussionen. 

Wie geht es weiter? 

Erstmal haben wir eine neue Adresse. Bitte 
macht diese bel euch bekannt. Schickt eure 
Flugblätter, Zeitungen, Beitn1ge, Krttiken, Bro­
schOren, Artikel ect. an die Hollindische Adres­
se. Politisch wäre uns eine Adresse ln der BAD 
nat0r1ich angenehmer gewesen. Wir wolen ja 
nichtmitdem Umzug die Illusion nähren, daß es 
ln Holland einfach anders Ist. WlrmOssen daran 

·arbeiten, daß wir in der BAD wieder Ober 
revolutionäre Inhalte diskutieren können, ohne 
gleich kriminalisiert zu werden. DafOr Ist aber 
ein anderes politisches Kräfteverhlltnls als jetzt 
notwendig I W1r machen also weiter I 

Zur finanziellen Situation von 
uns: 

Rot ist zwar die Farbe der Revolution, aber in 
den roten Zahlen zu sein Ist nicht gut. Wir sind 
es. Wlrkönnen'N'8flnslchdlesnlchtAndertauch 
nicht mehr weltennachen. 
Wo liegen die Ursachen? Gerade die Buch­
handlungen stehen bei uns oft mit mehreren 
Hundert MaJ1( in der Kreide, darunter auch 
einige hochpolitische lnfollden. Wenn Ihr das 
Blatt nicht mehrwolt, so gibt es die MOgrlchkeit 
der Abbestellung.Auchumfangrelche Mahnak­
tionen brachten Immer nur kurzfristige Zah­
lungsschObe. Staatliche Bußgelder sind wahr­
scheinlich von einigen schneller bezahlt wor­
den, als unsere Rechnungen. Wer bitten euch 
nun wieder an dieser Stelle alle offenen Rech­
nungen zu bezahlen 111 
Wir haben mit unserem neuen Abrechnungssy­
stem auch etwas Luft bekommen. Es wird nun 
auch nur noch gegen Vorkasse geliefert 
Schaut mal die Geschichte von antistaatlichen 
Medien an. Als jOngstes Belspiel könnenwir die 
Zeitung Clockworf( 129a ansehen. Sie muß• 
auch wegen der Schulden aufgeben und nicht 
wegen der staatlichen Repression. 
Kein Jammern mehr I Überlegt wie Ihr uns und 
obunterstützenwolllOrganlslertdenHandver­
kaul. Die Buchhandlungen scheinen fOr revolu­
tionäre Zeitungen langfristig keine Basis zu 
sein. Durch den Handverkaufauf Büchertischen, 
Ständen, Veranstaltungen, Demos ect. kommt 

der Krimirundbrief auch besser an de Leu•. 
die er erreichen soU. WAhrend der HOhepunkte 
de.r Anti-AKW-Bewegung hat dies auch gut 
fi!nktlonlerl Zur Zelt Ist dies aber schwieriger. 
Vielleicht habt Ihr auch Lust ein Solidaritätsfest 
oder eine Veranstaltung durchzufahren. Ihr 
könnt uns ja dann Informieren. Wir finden das 
ganz toll. 
Der Kriminalislerungsrundbriel gehört dem 
Widerstand. Alle entscheiden somit wie gut 
oder schlecht, wie infonnativ oder nicht , wie 
aktuell oder er nicht Ist II! 
Wir verabschieden uns bis zur nächsten Num­
mer! Also bis bald! Überlegt euch mal wasl 
Wenn Ihr spezielle Fregen ect. habt, so schickt 
sie uns; damit wir darauf eingehen können. 
Beteiligt euch aktiv an dem Projekt FOr die 
Diskussion darum wird es ln der nächsten 
Nummer auf alle Fälle Platz geben. Wir woUen 
spätestens nachdem Sommer im frOhen Herbst 
wieder erscheinen I 



Kriminalisierung 

Liebe Freundinnen, liebe Genossenlnnen, 

Angesichts zahlreicher Ermittlungs- und Strafverfahren wegen des 
§ 129a undangesichtsder zu erwartenden Eskalation von Repression 
und Kriminalisierungwährend des laufenden Hungerstreiks der Gefan­
genenaus RAF und Widerstand, haben wir, d.h. die unterzeichnenden 
Hamburger Betriebe, unsentschlossen zu einer Kampagne gegen d$n 
§ aufzurufen. 
Zunehmend werden Herstellerlnl'len und Verbreiterinnen kriti6cher 
Schriften verfolgt, die Schriften verboten. Neben der Zensur von oben 
setzt Selbstzensur ein, nach dem Motto "Was darf ich noch veröffent­
lichen, ohne die eigene zumindest die eigene ökonomische Existenz 
aufs Spiel zu setzen. • 
Wirwollen uns nun das Recht (zurOck-)erkämpfen, die Inhalte, die uns 
wichtig sind, ganz offiziell und in aller Öffentlichkeit herzustellen und zu 
publizieren. Als ersten Schritt haben wir den beiliegenden Text an 
zahlreiche Buchläden, Verlage, Zeitungen etc. verschickt, mitder Bitte, 
a) den Aufruf ebenfalls zu unterzeichnen, b) ihn möglichst (z.B. im 
Buchladen) auszuhängen und der Öffentlichkeit zugänglich zu ma­
chen. 

Nun schließt sich die Überlegung an, was wir darOber hinaus machen 
können, um eine breite Öffentlichkeit zu erreichen und die bewußte und 
betroffene Auseinandersetzung mit den Paragraphen zu erreichen. 
Neben weiteren Veröffentlichungen in den verschiedenen Medien 
haben wir darOber hinausgehende Ideen entwickelt. Eine ist zum 
Beispiel, diese "innere Schere im Kopr etwa innerhalb eines Forums 
wie der nächsten Buctmesse, zu thematisieren. 

Unsere Frage nun an Euch: Könnt Ihr beschreiben, welche Möglichkei­
ten sich allgemein und speziell filr Euch auf der nächsten Buchmesse 

zusammen 
Kämpfen 

bieten, um diese "Kampagne fortzufilhren und zu erweitem? 
Gibt es Möglichkeiten, diesen Inhalt in Seminare und Pressekonferen­
zen einzubringen? 
Habt Ihr Interesse, an Euren Ständen den Aufruf auszulegen oder zu 
verteUen, andere Verlage und Menschen daraufhin anzusprechen? 
und ... und ••• und ... 
Laßt unsdoch bitte wissen, was Ihr Euch vorstellen könnt oderwas Ihr 
darOber denkt. 
Liebe und solidarische GrOße 

Kontakte: 
Confront Druck GmbH, Nemstweg 32-34, 2000 Ham­
burg50, 
Druckerei Zollenspieker, Zollenspieker Hauptdeich 
54, 2050 Hamburg 80 
Hein & Co., Lerchenstr. 87,2000 Hamburg 50 
Hinterhof Druckerei, Holstenstr. 201,2000 Hamburg 
50 
Papierverarbeitung S. Beck, Gr. Brunnenstr.63,2000 
Hamburg50 

Konto: Verein zur Förderung der Schwarzen Kunst 
e.v:, Kto. 1257/123982, Hamburger Sparkasse 
(Biz20050550) 

IZ:l:!:*··1-·X:·'titt.· .e.tJ::t·' I ··-·· I I •• I 

Unterzelchnerlnnen, Stand 5.6.88 
Aus Hamburg: Cafe und Buch; confrontdruck; Die Druckerei, Buchladen; Druckerei in SI. Pauli; Druckerei Zollenspieker; E.coli-bri, Zeitung; 
_Edition Nautilus, Verlag; Frauenbuchladen; Gegenwind, Buchladen; Hein und Co., Druckerei; Hinterhol Druckerei; IKA, Zeitung für Kulturaus­
tausch; Infoladen Schwarzmarkt; Männerschwarm, Buchladen; Nautilus, Buchladen; Neues Schanzenleben, Zeitung; Papierverarbeitung S. 
Beck; Radio SI. Pauli; Sabol, Hamburger lnlosammlung; Satz und Re pro Kollektiv; Ulla Penselin, Satz; Verlag Libertäre Assoziation; Bielefeld: 
AJZ, Druck und Verlag; Buchladen Eulenspiege~ Infoladen 'Anschlag'; Berlin: Agil-Druck; Aurora-Buchhandlung; Aurora-Verlagsausliefe­
rung; Edition ID-Archiv; Edition Kalter Schweiß; uko Dorf, Kommunikationszentrum; Bochum: AufRuhr, Zeitung; Bochum-Hamme: Druck­
laden; Braunschwelg: Dem.okralische Sozialisten, Bundesverband; Bremen: Bremer BI gegen Atomenergieanlagen/Infoladen und Büro; 
Verlag Roter Funke; Darmstadt: Bunte Hilfe; Druckwerkstalt Kollektiv; Düsseldort: Bibabuze. Buchhandlung; Frankfurt: Redaktionskollektiv 
Kriminalisierungsrundbrief; Frelburg: Tilia-Druck; G6ttingen: Aktiv Druck; 'Atom' -Redaktion; Buchladen Rote Straße; Grün·Aiternative Liste, 
Ratsfraktion; Hannover: Annabee-Buchladen; Heldelberg, NOrnberg, Kassel, Südwest, Rheln-Main: Contrasie Redaktionen; Husum: 
Ecke 13, Buchladen; Kasael: Gestochen scharf; Stattzeitung + Verlag; Karlsruhe: Der Raabe, Buchhandlung; Druckkooperative; Klei: Ein­
blatt-Druckerei; Hansadruck; Magazin Verlag; Redaktion 'BAD und Dritte Welt'; Redaktion Gegenwind; Rote Hilfe, Bundesvorstand; Verlag 
FrühlingsErwachen; Zapata Buchladen; München: Gruppe 2,film, video, doku,texte archiv; Ulenspiegel Druck; MOnster: Anti-Atom Aktuell; 
'Schamlos', Frauenzeitung; Stadtblalt; Umweltzentrum e.V., Ladengruppe; Mutlangen: Pressehütte; Oberursel: Blätterwald, Verbrieb um­
wellfreundl. Produkte; Werkdruck; Offenburg: Druckwerkstalt Rheinau; Phantasia, Buchladen; Osnabrück: Arbeitslosen Selbsthilfe e.V. 
(ASH}; Regensburg: Kartenhaus Kollektiv; Saarbrücken: Blattlaus, Druckwerkstatt; Schorndorl: Buchhandlung Galerie Spektrum; Wmd­
hueter Kollektiv; Windh.ueter Druck; Siegen: Bücherkiste, Buchhandlung; Stuttgart: Graphische Werkstatt; Infoladen Märikestraße; Medien 
und Veranstaltungstechnik; Unterstützungskomilee Uli Winterhalter; Wuppertal: Druckwelle; Infoladen Brunnenstraße; Umbruch, graph. Wei­
terverarbeitung. 
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Kriminalisierung 

Verordnete Nachrichtensperre oder selbstauferlegte Zensur sind ein 
gewohntes Bild in der BAD-Presselandschaft geworden. Wir, das sind 
alle diejenigen, die als Herstellerlnnen, Erstellerinnen und Vertreibe­
rinnen von Gegeninfonnationen direkt, indirekt und in Zukunft auf 
jeden Fall betroffen sind. Deshalb wollen wir hier nochmals auf den § 
129, 1 29a und seine Auswirkungen eingehen. 
Wir werden uns weiterhin dafOr einsetzen, daß notwendige Diskus­
sionsgrundagenöffentiich gemacht werden. Wirwollender Einschüch­
terung und Abschreckung durch die Gummiparagraphen 129/129a 
und 130a entgegenwirken, indem wir solidarisch untereinander und 
solidarisch mit all denen sind, gegen die der Staat das bekannte 
Arsenal seiner Unterdrückungsmaßnahmen einsetzt. 

Vor über 100 Jahren ... 

••• wurde der§ 129 ins Reichsstrafgesetzbuch neben anderen 'Staats­
schutzartikeln' aufgenommen. Die BefOrworter erklärten damls, er 
richte sich gegen •ganz gewöhnliche organisierte Kriminelle". Zusam­
men mit den 'Sozia6stengesetzen', insbesondere das GesetZ gegen 
die •gemeingefähr6chen Bestrebungen der Sozialdemokratie" (1 878) 
wurde die gesetzliche Grundlage geschaffen, den/die politischen 
Gegnerinnen zu kriminalisierenoderauch die Verbreitungodernur die 
Diskussionen •staatsfeindlicher Inhalte" zu unterdrücken. So wurden 
1885 sämtliche Teilnehmerinnen eines Sozialistenkongresses in 
Kopenhagen vom Reichsgericht verurteilt. Der§ 129 Oberdauerte die 
Weimarer Verfassung und diente während dieser Zeit vor allem der 
Verfolgung der KPD, die kurzzeitig verboten wurde. 
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Oie praktizierte Ausdehnung ins Uferlose erlaubte einhemmungsloses 
Gesinnungsstrafrecht Verlegerlnnen, Redakteurinnen, Autorlnnen, 
Druckerinnen und Setzerinnen kommunistischer Schriften aber auch 
Buchläden wurden wegen "literarischen Hochverrats" bestraft und 
verfolgt. 
Die Gefangenenhilfsorganisatlon "Rote HUfe" wurde als •staatsfeindli­
che Verbindung" betrachtet und Ihre Mitgli8der verfolgt, deren öffent­
liche Veranstaltungen wurden verboten. 
Im "neuen Staatsschutzrechr 1951 wurde der§ 1 29a verschärft, erst­
mals wurde jetzt auch die Unterstützung einer "kriminellen" Vereini­
gung unter Strafe gestellt Unterstatzung ist wie der BGH fonnulierte 
•zurTAterschaftverselbständigte Beihilfe", d.h., daß selbstvöllig legale, 
Akte praktischer Solidarität mit Mitgliedern illegaler Organisationen 
nach Paragraph§ 1 29averfolgtwerden. 1954 wurden z.B. Anhängerin­
nen der KPD verurteilt, nur weil diese bereit waren, Teilnehmerlnnen­
Anmeldungen tordas zweite Deutschlandtreffen der FDJ ( Jungendor­
ganisation der KPD) zu Pfingsten 1954 entgegenzunehmen. Damit 
genügte fOr eine Unterstützungshandlung die bloße Bereitschaft, fOr 
eine verbotene Vereinigung "Werbend" tätig zu werden. 
Nach der Zerschlagung der KPD (1956) wurde der §129a seines 
ursprünglichen Anwendungsbereiches, nämlichder Kommunistenver­
folgung, beraubt. 

Und dann ... 

• •• mit dem Aufkommen neuer Organisationsstrukturen innerhalb der 
Linken Ende der 60er Jahre, ausgelöst durch die Auseinandersetzun­
gen Ober Herarchie und Autorität, gewann der "Staatsschutzpara­
graph"129 wieder an Bedeutung. Es ging einerseitsdarum, diejenigen 
Teiledes Widerstands, die nicht zu befrieden und zu integrieren waren, 
immer häufiger mit Strafprozessen zu belegen. Andererseits war die 
schwammige Auslegungsmöglichkeit des§ 1 29 ideales Instrument, die 
oft katastrophale Beweisnotinden beginnenden Strafverfahrengegen 
den bewaffneten antiimperialisti&Qhen Widerstand auszugleichen. 
ln dieser Phase der allgemeinen "Terroristenhetze", hochstHisiert 
durch die bOrgerliehe Presse, wurde 1976 der §129a geschaffen. 
Inhaltlich unterschied er sich kaum vom §129. Das Wort "kriminell" 
wurde durch das Wort "terroristisch" ersetzt, um politische Ziele und 
Inhalte zu verkleistern und politisch motivierte Aktionen als undifferen­
zierten Aktionismus zu diffamieren. Die Bezeichnung "terroristisch" 
machte es möglich, jede "Maßnahme• zu rechtfertigen, um politische 
Gegnerinnen zu vernichten (lsolationsfolter.:.). Zu den Srafbeständen 
des GrOndens, UnterstOtzens, und der Mitgliedschaftwurde nun auch 
das "Werben" hinzugefügt •Werben im Sinne von §129a heißt nicht 
Mitgliederwerbung, sondern Sympathiewerbung als Propaganda •• ." 
(Rebmann, September 1976). 
Diese Auslegung zielte zum einen darauf ab, Veröffentlichungen von 
Anschlagserklärungen und Texten in Zeitungen zu verhindern, ande­
rerseits ging es gegen Gruppen, die sich mit der Situation der Gefan­
genen in den Knästen beschäftigten. So wurden 1979 vier Druckerln­
nen (AGIT-Beriin) zu 9 bzw. 12 Monaten Knast verurteilt fOr die 
Herstellung einer Zeitung ("lnfo-BUGj, in der Erklärungen von RAF, 
Bewegung 2. Juni und Revolutionäre Zellen erschienen. Weiterhin gab 
es Verfahren gegen Angehörige und Rechtsanwältinnen von Gefange­
nen, weil sie die Haftbedingungen kritisiert oder Erklärungen von 
Gefangenen veröffentlicht haben sollen. Die gesprühten Buchstaben 
"RAP reichten fOr monatelange U-Haft Augblattverteilerlnnen wäh­
rend des Hungerstreiks 1981 wurden zu 1 1/2 Jahren Knast ohne 
Bewährung verurteilt. 
Zunehmend rOckten nun auch die inzwischen entstandenen Aktivitä­
ten, wie Hausbesetzungen, gegen die Startbahn - West, Initiativen 
gegen Munitionstransporte, Wendland, Wackersdorf, Brokdorf u.a. ins 
Interesse der "StaatsschOtzer• - Oberall dort, wo sich der Widerstand 
inzwischen radikalisiert hatte und Militanz eine breitere Akzeptanz 

•tand. 
Die Antwort des Staates darauf war Ende "86 I 87 eine erneute 
Ausdehnung des Straftatenkatalogs des §129a wie z.B. •gefährlicher. 
Eingriff in den Bahn -, Schiffs - und Luftverkehr", "Störungen öffentli­
cher Betrie!le" und "Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel". So blieb das 
Umlegeneines Strommastes oder Schienenblockaden nichtweiternur 
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Sachbeschädigung, sondern konnte als "terroristische Straftat" ver­
folgt werden. Zugleich hatte der Staat sich damit präventiv Handhabe 
gegen Streikaktionen und Blockaden vonZufahrtSMgen zu Betrieben 
(z.B. Rheinhausen) geschaffen. 

Eines von mittlerweile mehreren Beispielen 

• ••• des Angriffs durch/Ober den §129a in Harnburg auf uns, sind die 
Kriminallsierungs- und EinschOchterungsversuche, sowie die Verfah­
ren gegen Einzelne, die vermeindich etwas mit dem 'Sabot' (Hambur­
ger lnfosammlung) zu tun haben sollen. 
Gerichtet gegen "die unbekannten Verfasser, Hersteller und Vertrei­
ber •• .", sowie • ••• die Verantwortlichen". Dabei zielt der Angriff zum 
einen (und letztendlich) aufdas Sabot selbst, um unsere Kommunika­
tionsstruktur zu treffen. Zum anderen als Spaltung. Es werden be­
stimmte Inhalte (z.B. Zusammenlegung) zum Anlaß der Ermittlungen 
herausgepickt. Als Versuch, entsprechend einer eigenen "Schere im 
Kopf", wegen der Bedrohung, von bestimmten Veröffentlichungen 
Abstand zu nehmen. Die Nichtveröffentlichung der gemeinten Inhalte 
soft zur Entsolidarisierung führen. 
Die dritte Ebene ihres Angriffs auf unsere Strukturen Ist der Kriminali­
sierungs-Tango, der Buchläden und Druckerelen betrifft. Dabeigeht es 
dann um alle aufihren(Zensur)lndex stehenden Texte, Druckschriften, 
BOcher, ect .. Immer wieder fOhrt die Repression zu Durchsuchungen 
und Beschlagnahmungen. 
Im Zusammenhang mit 'Sabot' gibt es diverse Verfahren gegen Ver­
antwortliche (Geschäftsführerlnnen) von Buchläden, sowie Einzelper­
sonen: Der Frauenbuchladen in der Bismarkstraße, sowie die Privat­
wohnung einer Frau, die mit dem Buchladen was zu tun hat, wurde 
durchsucht Es gab zwei Hausdurchsuchungen bei dem jetzt verurteil­
ten Fritz Storim. Die Buchläden 'Gegenwind' und 'Schwarzmarkt' 
wurden ebenfalls durchsucht. Es gibt Verfahren gegen die Buchläden 
'Osterstraße' und 'Cate urld Buch' • 

••• und zwar betreffen dabei, was die Buchläden angeht, die Ermitt­
lungsverfahren jeweHs eine andere Nr.(Ausgabe). 
So hatte z.B. der Buchladen 'Gegenwind' ein Verfahren wegen der Nr. 
20, dies ist eingestellt worden. Dafür hat jetzt 'Cafe und Buch' ein 
Verfahren wegen der Nr. 20 (Zufallsfund bei einer Durchsuchung wg. 
'E-colibri' Nr. 4). 
Beim Frauenbuchladen ist es die Nr. 14, bei der 'Osterstraße' die Nr. 
22, beim 'Schwarzmarkt' die Nr. 21 •••• 

Um allerdings zu einer umfassenden Einschätzung zu kommen, was 
dies aßes bedeutet, mOssen die jeweHlgen Verfahren und Prozesse 
gegen die geschäftsführenden Verantwortlichen noch analysiert wer­
den. Die Kriminalisierung schafft immer neue Möglichkeiten der Re­
pression, denen wir entgegen treten mOsse. Des 'Sabot' ist hier nur 
bezOglieh der gewollten Unterdrückung das Mittel zum Zweck. • 

Ende 1987/Anfang 1988 wurde der Begriff der •anschlagsreievanten 
Themen' konstruiert Diese Themenumfassenalle Bereiche, in denen 
Anschläge gelaufen sind oder laufen könnten . (FIOchtlingspolltik, 

Kriminalisi~rung 

Gentechnologie, Sextourismus ••• ). So rOckt schon allein die Beschäf­
tigung mit diesen Themen einein in die Nähe der 'Täter/lnnenschaft' ... 

Und nu ... 
Gegen die linken Medienwird der§ 129a also in erster Linie als Zensur­
Paragraph eingesetzt. Zwar findet "eine Zensur" staatsfeindlicher 
Schriften "nicht statt", dafürwirddie Hersteftung und Verbreitungdieser 
Schriften zur "Sympathiewerbung als Propaganda" erklärt und unter 
Strafe gestellt. Dabei ist der §129a soweitund schwammiggefaßt, daß 
er sich unbegrenzt als Zensurinstrument gegen jedes unliebsame 
Druckerzeugnis einsetzen läßt. Wurden gestern die Verbreiterinnen 
der Erklärungen bewaffnet kämpfender Gruppen verfolgt, soll heute 
bereitsdie Publikation "anschlagsrelevanter Themen• strafbar sein. Es 
werden sich also alle, die sich kritisch mit Staat und Gesellschaft 
auselnandersetzen, mit dem § 129a konfrontiert sehen. Und um so 
mehr wird die Zensur mit dem §129a greifen wie die Betroffenen sich 
zensieren, d.h. sichdas Recht nehmen lassen, in aller Öffentlichkeitall 
das zu schreiben, zu setzen, zu drucken und zu verbreiten, was wahr 
ist und publiziert werden muß. 

Wir erklären, daß wir auchweiterhin jedes für uns wichtige Thema und 
Inhalt mit den uns zur VerfOgong stehenden Mitteln der öffen11ichen 
Diskussion zugänglich machen werden. 
Wederwerdenwir unsohne Widerstand kriminalisieren nochuns in die 
Illegalität treiben lassen. 
Wir tordem alle Medien auf, sich einer breiten Kampagne gegen den 
§ 129/§ 129a und § 130a anzuschließen. 
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Am 25. Juli gingen das Gericht, die Ange. 
klagten, Verteidigerinnen und Zuschauerin­
nen ln eine vlelwlchlge Proze8pause. Hin­
ter Ihnen liegen 37 Verhandlungstage. Dl• 
ser erste Prozeßlbschnltt war prall gefUIH 
mit Knallem - nur will sie kaum jemand 
wahrhaben: ln der Presse wird der Proze8 
wohlwelslieh totgeschwiegen, denn für die 
Anklage kOnnte nicht viel Gutes Ubrlgblel­
ben. Der mH riesigem Trara vorbereitete 
"Mord"·Proze81st zu einem Geslnnungsproo 
ze8 verkommen. Auf den nlchsten selten 
geben wir einen knappen Oberblick Ober die 
wichtigsten Entscheidungen und eine Eln­
IChltzung aus Frankfurter Sicht zum blshe­
rlgsn Proze8verlauf. 

Von ursprongllch neun hochgefährlichen 
"Terroristen" sind noch fOnf Obrlg geblieben 
-zwei davon auf freiem Fuß. Die restlichen 
vier sind bereits, vergleichsweise "mild", zu 
Bewährungsstrafen verurteilt und vorerst 
nicht mehr am Proze6 beteiligt (hOchstwahr· 
scheinlieh später als Zeuginnen). Von den 
verbliebenen fonf Angeklagten mußte einer 
nach 18 Monaten Untersuchungshaft ent· 
lassen werden; ein anderer sitzt noch ln U· 
Haft, obwohl die Haftgrande offens!chtllch 
ln sich zusammengebrochen sind. 
Im gesamten bisherigen Proze8verlauf hat 
es noch keinen einzigen Beweis - noch 
nicht einmal einen Hinwels - dafor gege­
ben, daß die restlichen fOnf Angeklagter'! et· 
was mit der Seche zu tun hätten. Das, was 
es bisher- gab, sind die Geständnisse derbe­
reits Verurteilten zur eigenen Tatbetelll· 
gung. Frohere Aussagen, die andere bela· 
steten, sind Im ProzeB allesamt zurockge­
nommen worden. 
Der gesamte bisherige Proze8verlauf bestä· 
tlgt nichts anderes, als da8 Anschläge 
stattgefunden haben. Da wir ein Anschlag 
nach dem anderen abgespult: Polizeizeugen 
werden gehört, die die Seche aufgenommen 
hatten; Zeugen werden gehört, die die Schi· 
den zuerst entdeckt haben; sachverständi­
ge teilen die entstandenen Schaden$sum­
men mit; Angestellte. von Zeitungen berich­
ten vom Eingang und der Weitergabe der 
Bekennerschreiben an die Polizei. 
Einzig bei einem Anschlag auf eine Bank 
und bel dem Anschlag auf das WahlbOro ln 
Mörfelden-Walldorf sollen Täterinnen gese­
hen worden sein. Aber selbst hierbei ver· 
stricken sich die Zeuginnen der Anklage 
(die Verteidigung hat keine benannt) ln Wl· 
dersproche; bzw. es wird offenkundig, daß 
die Vernehmungsprotokolle der Zeuginnen 
nicht von diesen, sondern von VerhOrspezla· 
IIsten diktiert worden ~lnd •. Und wenn sich 
diese Zeuginnen entgegen der Verneh­
mungsprotokolle nicht mehr erinnern kön­
nen, dann werden sie selbst fast zu Ange­
klagten. Die BundesanwaltschaftObt mich-
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Der bisherige 
tigen Druck aus, der vom Gericht toleriert 
wird, anstatt Ihm entgegenzutreten und die 
Zeuginnen ln Schutz zu nehmen. 

Die ·bisherigen Urteile 
Bereits am 27. April ergingen die ersten Ur­
teile Im abgetrennten Verfahren. Die Abtren­
nung kam auf Drängen der Bundesanwalt· 
schaft zustande, da die vorgeworfenen Ta· 
ten vor 1987 (also noch nicht in den Bereich 
des§ 129a) fallen und zudem Geständnisse 
zur eigenen Tatbeteiligung vorlagen. 
ln spektakulären Einlassungen hatten diese 
Angeklagten Ihre Tatbeteiligung zugege­
ben, sie aus der damaligen Situation heraus 
gebilligt und darober hinaus jegliche frOhe­
re Aussagen Ober die. Tatbeteiligung ande­
rer zurückgenommen. Und zwar unter Hin· 
weis darauf, wie diese Aussagen von den 
Vernehmungsbeamten erpreBt worden wa­
ren. 

Slgrun G. wurde zu 1 Jahr und 10 Mo­
nate (zusätzlich 1500,- DM Geldstrafe) ver­
urteilt, weil sie an zwei Strommastanschll· 
gen tellgenommen hatte. 

Michael M. zu 1 Jahr wegen Beteiligung 
an einem Mastanschlag (zusätzlich 1000,­
DM). Belde Strafen sind auf 3 Jahre zur Be­
währung ausgesetzt. 
Bei Uschl J. sah das Gericht von einer Stra­
fe ab, da sie durch die schweren Verletzun­
gen, die sie bei einem Mastanschlag erlitt, 
schwer genug bestraft sei. 
ln dem zweiten abgetrennten Verfahren 
ging es um Mlke K. Er war sozusagen Kron· 
zeuge der Bundesanwaltschaft Hauptsäch· 
lieh auf seiner "Aussage" beruhte das gan· 
ze 129a·Konstrukt. Doch auch Mlke wider· 
rief vor Gericht seine früheren Aussagen 
und legte nur ein Geständnis zu seiner eige­
nen Tatbeteiligung ab. Er wurde wegen Teil· 
nahme an einer Mastaktion (im Sommer 
1986) und wegen einer früheren Sache (Ein­
fuhr von Zwillen) zu 1 Jahr und 6 Monate ver· 
urteilt, zusätzlich 2000,- DM Strafe. Auch 
hier zu 3 Jahren auf Bewährung ausgesetzt. 
Begründet wurde die Bewährung ln allen 
Fällen damit, da8 die Angeklagten sich 
nach Tschernobyl ln einem nachvollzlehba· 
ren Handlungszwang befanden, daß sie alle 
Geständnisse abgelegt haben, daß sie sol· 
ehe Sachen heute nicht mehr machen wOr· 
den und heute ln geordneten familiären und 
beruflichen Situationen leben. 
Tatsächlich ist dies ein Schachzug von Ge­
richt und Bundesanwaltschaft 
1.) Alle vier waren nicht mehr als Zeugen zu 
gebrauchen, da sie auf die Illegalen Um· 
stände der "Aussagen" verwiesen haben. 
Die Anklage mußte befOrchten, da8 diese II· 
legale Praxis Im Proze8 ein zu groBes Ge­
wicht bekommen worde. 
2.) Obwohl die frOheren Aussagen wlderru· 

fen worden sind, beruft sich das Gericht in 
den Urteilen darauf. Vor allem unterstatzt 
es damit seine These, daß die vier eigentlich 
nur Mitläufer waren, und vor allem von An· 
dereas Eiehier dazu angestiftet worden 
sind. 
Diese Inhaltliche Spaltung (hier die vier Mit· 
Iäufer, dort die restlichen Hauptschuldlgen) 
Ist mit der vorzeitigen Abtrennung faktisch 
geworden, Trotzdem hat hier die Bundesan­
waltschaft einen herben ROckschlag ein· 
stecken mossen. Die Ihnen zugedachte Rol· 
le als Denunzianten haben die vier Oberzeu­
gend zurückgewiesen. 

Haftverschonung für 
Reiner H. 
Seit dem 23. Mai ist Reiner H. nach 18 Mo­
naten U-Haft wieder auf freiem Fu8. Voraus­
gegangen war ein Vorschlag der Bundesan­
waltschaft, der letztendlich for sie zu einem 
Debakel wurde: Ähnlich wie bei den anderen 
vier Verfahren schlug die Bundesanwalt· 
schaft eine Abtrennung des Verfahrens vor, 
da die Beweisaufnahme zu den Ihm zur Last 
gelegten drei Mastaktionen beendet sei. Die 
Teilnahme an zwei Mastaktionen sei (auf­
grund frOherar Aussagen der anderen) un­
strlttig, allein fOr den dritten fehle noch ein 
Geständnis. Dann worde die Bundesanwalt· 
schaft den Vorwurf des § 129a fallenlassen 
und nur noch nach § 129 verurteilen. Reiner 
m08te allerdings eine Strafe akzeptieren, 
die nicht unter 2 1/2 Jahren liege. Reiner 
lehnte diesen Deal ab. 
Der Hintergrund: Außer den wieder zurück· 
genommenen Aussagen der bereits Verur· 
teilten hat die Anwaltschaft nichts gegen 
Reiner in der Hand. Und nur wenn Reiner ein 
Geständnis ablegt, auch an der dritten Ma· 
staktlon beteiligt gewesen zu sein, dann 
könnte das Gericht eine frOhere Aussage 
von Mike K. doch als wahr unterstellen, 
nach der es schon 1986 eine kriminelle Ver­
einigung gegeben hatte. Denn fOr diese Zelt 
Ist die Beweislage der Bundesanwaltschaft 
mehr als dOrftig. Dieses "Geständnis" hätte 
dann vor allem Folgen fOr die restlichen An· 
geklagten. 
Statt diesem Deal zuzustimmen, stellte Rei­
ner einen HaftprOfungsantrag. BegrOndung: 
die ihm zur Last gelegte Tat sei nicht 
schwerer als die der bereits Verurteilten, 
und somit mit seiner 18-monatlgen U·Haft 
hinreichend abgegolten. Das Gericht 
stimmte dem Antrag zu und lieB Reiner frei. 

Andl Semlsch bleibt 
ln Haft 
Andreas Samisch war nach zwischenzeitll· 
eher Haftentlassung (der Vorwurf der Mit· 
gliedschaft in einer terroristischen Verelni· 
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gung war nicht haltbar gewesen) Im Juli 
1988 ein zweites Mal verhaftet worden. Ein­
ziger Grund: ein sog. "linguistisches Gut­
achten" des BKA-Experten Perret. Aufbau­
end auf diesem "Gutachten" warf die Bun­
desanwaltschaft Ihm jetzt vor, die Beken­
nerbriefe der "Gruppe Eichler" geschrieben 
zu haben und somit geistiger Kopf dieser 
Vereinigung zu sein. Dieser Gutachter wur­
de allerdings vor Gericht derart von der Ver­
teidigung auselnandergenommen, daß er al­
le Gutachten zumindest abschwächen und 
sie z. T. heute anders verstanden wissen 
wollte, dals dies die Bundesanwaltschaft 
getan hatte. Dieser Hauptbelastungszeuge 
gegen Andi war ein völliger Ausfall (siehe 
Prozeßlnfo "Solidarität" 16-19), worauf die 
Verteidigung einen Haftaufhebungsantrag 
fOr Andreas Semisch stellte. Dieser wurde 
abgelehnt. Plötzlich lag ein Haftgrund vor, 
auf der Basis von noch weniger Vorworten, 
als sie froher bereits zur Haftentlassung ge­
fOhrt hatten. 
Hintergrund: Andl Semlsch Ist der einzige, 
der sich ln politischen Stellungnahmen weit 
vorgewagt und keinen Hehl aus seiner poli­
tischen Gesinnung gemacht hat. Darober 
hinaus hat er sich als einziger am Hunger­
streik der politischen Gefangenen beteiligt. 
Grund genug fOr eine fortdauernde Haft und 
eine hohe Verurteilung. 
Vor allem wOrde ansonsten die Anklage­
bank Immer leerer, und es gäbe keine "terro­
ristische Vereinigung" mehr. 

Offentliehkelt Im Prozeß 
Es ist mau geworden. War die erste Woche 
Ober der Gerichtssaalimmer prall getollt, so 
waren in den letzten Wochen allerhöch­
stens mal 50 Leute dabei. Oft nur 20 - 30, die 
von Gericht und Angeklagten durch eine 
dicke Glasscheibe getrennt sind. 
Ein voller Gerichtssaal Ober die ganze Zeit 
ist vielleicht etwas zu viel verlangt. Aber 
trotzdem: So ist die Öffentlichkeit, der letzte 
Schutz fOr die Angeklagten, nicht mehr ge­
währleistet. Alle bOrgerliehen Presseme­
dlen (taz eingeschlossen) ignorieren den 
Prozeßverlauf. 
Vielleicht ein Hinweis an die Bewegung: 
Macht Veranstaltungen zum Prozeß (die 
Frankfurter kommen gerne) und Oberlegt, 
ob Ihr nicht geschlossen aus einer Stadt zu 
einem Prozeßtag fahrt. Das entlastet die ei­
nen und bringt zusätzlich Öffentlichkeit und 
Leben in die Bude. Meidet Euch bei den 
Kontaktadressen. 

BI gegen die Flughafenerweiterung 
clo Heiga Arnold 
Wilhelm-Leuschner-Str. 50a 
6082 Mörtelden 

E .. 
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Der folgende Text war GNndlage für eine 
P1'8188konferenz, zu der die Bürgerinitiative 
und das Autonome Proze&büro am 28.8.89 
eingeladen hatten. Obwohl breit verschickt 
und eingeladen, erschien ein einziger Pre• 
severtreter (dpa), ansonsten gllnzte die 
"freie Presse" mit Abwesenheit. ln den Zel· 
tungen stand kein einziges Wort darüber. 
"FrOher waren unsere Positionen und Mei· 
nungen noch verstommelt, heute machen 
sie das nicht einmal mehr." 

Auch auf die nicht unbegrondete Gefahr 
hin, daß eine politische Einschätzung die­
ses Startbahn-Verfahrens und seine Bedeu­
tung im Rahmen unzähliger 129a-Verfahren 
die Schere Im Kopf der anwesenden Presse­
journalistinnen selbsttätig aktiviert, möch· 
ten wlr's dennoch tun. 

1. Wir haben vor Prozeßbeglnn gesagt und 
geschrieben, daß der sogenannte 2.11.· 
Prozeß nur ein Vorwand Ist, um ganz andere 
Widerstandsformen - Im Windschatten 
der tödlichen Schosse - zur Anklage und 
Verurteilung zu bringen. Die juristische Ver­
kettung von den Schossen am 2.11. mit Wi­
derstandsaktionen gegen die Nuklearindu­
strie sollte die relativ große Breite und Sym­
pathie fOr Qiese Widerstandsformen unter 
der allgemeinen Ablehnung der Schosse 
zum Verstummen bringen. 
Der Startbahn-Prozeß befindet sich nun Im 
5. Monat und jede und jeder, der sehen und 
hören will, wird feststellen, daß bis zum heu­
tigen Tag kein einziges Wort, kein einziger 
Verhandlungstag die SchOsse vom 2.11. 
zum Gegenstand hatte. 

2. Wir haben vor Prozeßbeglnn gesagt und 
geschrieben, daß die Verhaftungswelle 
nach dem 2.11. vor allem das Ziel hatte -
unter der permanenten Drohung einer Mord­
anklage und unter den Bedingungen eines 
Ausnahmezustandes - ganz andere Aus­
sagen zu erzwingen und zu erpressen. Aus­
sagen, die nichts, aber auch gar nichts mit 
der angeblichen Aufklärung jener Schosse 
zu tun hatten, aber erklärtermaßen der Preis 
dafOr waren, einer drohenden monate- und 
jahrelangen Inhaftierung zu entgehen, 
Diese Vorwarfe beantwortete die bOrgerlieh­
liberale Presse mit intensivem Schwelgen. 
Dafor pickte die Presse wie HOhner jedes 
Wort des Bundesstaatsanwaltschaft, des 
hesslschen Innenministers oder des BKA's 
auf, um ein Klima mit zu entfachen, das fast 
jede Form von Repression rechtfertigen 
sollte. An dieser Art ."freier" Berichterstat­
tung ändert offensichtlich auch der Oberra­
schande Verlauf des Prozesses nichts, Im 
Gegenteil: Es wird selbst dort weggehört 
und abgeschaltet, wo es laut und unmißver­
ständlich gesagt wurde. Im Prozeß konnte 
jede und jeder mitbekommen, unter wel· 
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Einschätzung durch das 
Autonome Prozeßbüro 
chen Umständen wesentliche belastende 
Aussagen zustände gekommen sind: Uschl 
J., Slgrun G., lna T., Mlke K. und Andreas 
Eiehier haben nicht nur z.T. das erpresserl· 
sehe Zustandekommen Ihrer Aussagen vor 
und im Prozeß Offentlieh gemacht; sie ha­
ben auch wesentliche Aussagen, auf die 
sich die Anklageschrift stotzt, zurückge­
nommen und widerrufen. ln jedem "norma­
len" Verfahren wären diese Verhörmetho­
den und Um~tände Gegenstand eines Of· 
fantliehen Skandals geworden. Doch ganz 
offensichtlich hat sich selbst die "kritische 
Öffentlichkeit" längst an den Satz gewöhnt: 
keine Freiheit für die Feinde dieser Freiheit. 

3. Die ersten Urteile gegen vier Startbahn· 
gegnerinnen wurden gefällt. Es waren soge­
nannte "milde" urteile - alle Strafen wur· 
den auf Bewährung ausgesetzt. Wie wenig 
es dabei um die "Schwere der Straftaten" 
ging, wie sehr jedoch um die politische Hai· 
tung, mit der eigenes und kollektives Han· 
dein erklärt wurde, macht die Begründung 
dieser Urteile deutlich. Belohnt wurde ln die­
. sen abgetrennten Verfahren, ganz unver· 
hallt und offen, daß bei den Angeklagten el· 
ne "grundsätzlich rechtsfrelndllche Gesln· 
nung" fOr das Gericht nicht zutage getreten 
Ist, daß sie Im Prozeß eine "Innere Umkehr" 
gezeigt hätten und fOr die Zukunft ein "ge­
ordnetes leben" erwarten lassen. Damit be­
legt dieses Gericht selbsl, daß politische 
Strafjustiz in Ihrem Kern politische Haltung 
und Identität belohnt bzw. bestraft. FOr die 
verbliebenen Angeklagten heißt das nichts 
anderes, als daß Ihre Weigerung, sich selbst 
oder andere zu belasten, Ihre Weigerung, 
politisch abzuschwören, strafverachlrfend 
hinzukommt. Mehr noch: ln den sogenann· 
ten "milden" urteilen wurde bereits das ho­
he Strafmaß für den Rest der angeklagten 
Startbahngegnerinnen festgeschrieben. 
Wurden die vier Angeklagten dank "Innerer 
Abkehr'' vom Gericht zu Randfiguren, Mit· 
Iäufern und Verführten abgestuft, so bleibt 
den auf der Anklagebank Verbliebenen 
nichts weiter als die Rolle der Anführer, 
Haupttäter und geist1gen Drahtzieher. 
Egal, wie dOnn, konstruiert und grotesk die 
Beweise und Indizien gegen die verbliebe­
nen Angeklagten auch· erscheinen mögen 
- sie stehen in der Logik dieser "milden" 
urteile als 'Mitglieder .einer terroristischen 
Vereinigung' l•ngst fest. Nur so ist zu erklä· 
ren, daß z.B. die Verfahren gegen Ralner H. 
und Andreas S. aufrechterhalten werden, 
obwohl die "Beweise" lächerlich sind Im 
Vergleich zu den vier Angeklagten in dem 
abgetrennten Verfahren. 

4. Mit welcher Absurdität und Normalität 
129a·Verfahren durchgezogen werden, läßt 
sich auch an den 11 Anschlägen verdeutli· 
chen, die auf die verbliebenen Angeklagten 

noch verteilt werden mossen. Die bis heute 
vor Gericht ausgebreiteten Beweise und In­
dizien belegen nicht mehr, als daß sie statt· 
fanden: Bilder vom Tatort werden rumge­
relcht, Spuren benannt, Kriminalisten vom 
BKA und LKA vernommen und fast neben­
bei Zeugen, die Täterbeschreibungen ma­
chen, die auf ungefähr fünf Millionen Ju­
gendliche zutreffen. Genauso gut könnten 
den Angeklagten auch elf Verkehrsunfälle 
der letzten drei Jahre zur Last gelegt wer· 
den. 
Doch darum geht es auch nicht ln einem 
129(a)-Verfahren. Schließlich ist eine we­
sentliche Funktion des 129(a) die legale Auf· 
hebung des Bewelsnotstandes. Nicht an· 
ders verlief es Im Renault-Prozeß, wo vier 
weitere Anschläge - Im Zuschlag - die 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Verel· 
nigung belegen sollen. Eine Beweisführung, 
die mit einer mehr oder weniger wlllkürll· 
chen Reiseroute durch die anschlags­
relevante Landschaft das Konstrukt des 
129(a) selbst am Leben hält. 
Das einzig wirklich Belastende Im 
Startbahn· und Renault·Proze6, gegen ln· 
grld Strobl und viele andere Ist, daß diese 
Anschläge begangen wurden. Strafver· 
schärfend kommt hinzu, daß die Angeklag· 
ten zur Selbstbelastung und Belastung an· 
derer nichts belgetragen haben. 
Genau ln dieser Logik bewegte sich die Ab­
lehnung von Haftentschädigung fOr Ulrlch 
Winterhalter und Ulla Penslln, die laut Ge­
richt Ihre Inhaftierung durch fehlende Koo­
peration selbst verschuldet haben. 

5. Es Ist ja kein Geheimnis, daß 129(a)­
Verfahren keine "normalen" Prozesse sind. 
Sie basieren auf Sondergesetzen, Sonder­

·vollmachten, Sonderrichtern und -gerichten 
und nicht zuletzt auf Sonderhaftbedlngun­
gen, auch Isolationshaft genannt. Die zu· 
Ietzt zuende geurtellten Prozesse gegen ln· 
grid Strobl und Ulrlch Winterhalter bieten 
dafür ausreichend Anschauungsmaterlal. 
Im "Pionier· und Erflnderstatus" dagegen 
befindet sich eine Sonderwissenschaft, ei· 
ne Staatsschutzwissenschaft Denn das 
Konstrukt des§ 129(a) verlangt neue Kon· 
struktlonen der Beweisführung oder, wie 
Bundesstaatsanwalt Pflleger so versehent· 
lieh wie wahr formulierte: neue Wege der 
"Wahrheitserfindung". Ein Akt künstle.ri· 
scher Selbstbefruchtung. 
ln der noch wackligen Gestalt sog. llnguisti· 
scher·Gutachter werden wir in das- von 
BKA-Speziallsten so euphorisch umschrie­
bene - computer-gestützte Zeltalter des 
"linguistischen Fingerabdruckes" geführt. 
Die Angeklagten müssen nicht mehr mit ln· 
dlzlen am "Tatort" Oberführt werden, es 
reicht Ihr Wort, Ihre politische Identität, um 
sie in verdächtige Nähe zur angeklagten Tat 

Kriminalisierung 

zu rocken. Die Verteidigung der Angeklag· 
ten selbst wird zu einem wesentlichen Be­
weismittel Ihrer Inhaftierung und Verurtel· 
lung. Eine perverse Form, die Aussagever· 
welgerung der Angeklagten, Ihre Nicht· 
Bereitschaft zur eigenen Verurteilung und 
zur Verurteilung anderer beizutragen, zum 
Beweismittel gegen sie selbst zu machen. 
Und noch eine Besonderheit zeichnet die­
ses linguistische Beweismittel aus. Das 
Gutachten setzt a prlorl etwas voraus, was 
eigentlich durch dieses Gutachten erst be­
wiesen werden soll. Denn fOr den Gutachter 
Perrat steht von vorneherein fest, daß An· 
dreas S. mit einer "50% a prlori·Wahr· 
schelnllchkelt" der Autor jener Bekenner· 
schreiben Ist. Die restlichen Prozente zur er· 
wünschten "hohen Wahrscheinlichkeit" 
tollt der linguistische Geistesfahrer ln einer 
Mischung aus Computerspielen und lntul· 
tlon auf. 
Eigentlich skandalös, wenn man eine Korn­
plizenschaft zwischen forensischer Wissen· 
schaft und politischer Justiz blindlings 
leugnet - normal mittlerweile, wenn 
mann/frau, wie ln unzählig anderen 129(a)­
Verfahren, ständig damit konfrontiert wird. 
Wenn man uns nicht ständig beteuern wOr· 
de, wir leben hier in einem Rechtsstaat, wir 
worden eher an Szenen eines Schauprozes­
ses denken. 

Autonomes Prozt8b0ro Frankfurt 

Autonomes Prozeßboro Ffm 
JUZ Bockenhelm 
Vattentrappstr. 38 
6000 Frankfurt/M. 
Tel. 069/703337 
jeden Di und Do 12 • 19 Uhr 

Spendenkonto for Haftbetreuung: 
Frankfurter Sparkasse von 1822 
BLZ 500 50 201 
Konto-Nr. 307 028 755 Ralf Stutzke 

Rechtshllfekonto: 
Postgirokonto Frankfurt 
Konto-Nr. 160 72 603 Volker Luley, 
Bunte Hilfe Frankfurt 
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erscheint 10x im Jahr, DM 4 

Im S~hwerpunkt der Nr.127 zwanzig 
Seiten zur zehnjährigen internationalen 
Solidarität mit Nicaragua in den USA, 
Katalonien/Spanischer Staat, Japan, 
Mexico, Guatemala und in der BRD 
sowie über die praktische Solidarität vor 
Ort und die Einschätzung durch die 
Nicaraguanerinnen. 
Außerdem Beiträge über die französische 
Revolution und Frankreichs Kolonien in der 
Koribik, den "Hungertongo'' in Argenti­
nien, den Superbarrio - einem neuen 
Volkshelden in Mexico, die sozialen und 
ökologischen Folgen des Balbina-Stau­
damms in Amozonien, die Auseinander­
setzung um die IGFM auf dem Kirchen­
tag, Nicaragua Solidaritätskongreß in 
Wuppertal, die Seminare zu "500 Jahre 
Kolonialismus" in Dietzenboch und "die 
psychosozialen Folgen von Folter" in 
Hamburg, das Guotemala-Bundestreffen 
in Bonn u.a.m. 

Der Schwerpunkt unseres Septemberhefts 
(128) wird dem Kokain gewidmet sein, 
mit Beiträgen zu den wirtschaftlichen, 
politischen, sozialen, kulturellen und nicht 
zuletzt ökologischen Auswirkungen an 
den Beispielen Bolivien, Kolumbien und 
Peru (u.a. Sendero l.uminoso und die 
Koka). 
Zusätzlich ein Hintergrundbericht zur 
"Stabilisierung" Boliviens, zu den 
Alternativen in Panama, IntervieWs mit 
Bernardo Joromillo, dem Vorsitzenden der 
UP Kolumbiens, der argentinischen 
Sängerin Mercedes Soso, dem peruani­
schen Abgeordneten Yehude Sirnon und 
eine Nochlese zur Berichterstattung zu 
10 Jahre Revolution in Nicaragua in der 
linken Presse u. v. m. 

Wir möchten auch auf unsere vergange­
nen Schwerpunkte hinweisen: im Januar 
/Februar Kuba - 30 Jahre Revolution, im 
März Kolumbien - l.ucha por Ia vido, im 
April Rechte Strategien gegen loteinome­
riko, im Mai 1992 - Kein Grund zum Fei­
ern und im Juni Argentinien - Gelegen­
heit verpoßt. 

Zeitschrift der 
Informationsstelle 

Lateinamerika 

ila 
Oscar­

Romero­
Haus 

Heerstr. 205 
5300 Bonn 1 
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Wochenzeitung und Mittellungeblatt 

Wir bieten 
• Aktuelle Informationen aus allen Bereichen der 

Ökologie- u~d Friedenspolitik · 

• Berichte über die Arbeit von Parteigremien und 
· Fraktionen der Grünen 

• Unabhängige Analysen der politischen, militäri· 
sehen und. wirtschaftlichen Entwicklung aus öko· 
logisch-pazifistischer Sicht. 

• Kommentare, die .weder von den Werbeabtei· 
Iungen der GroßinduStrie noch den Propaganda­
zentralen der Supermächte gesteuert werden. 

Wir suchen 
• Leser, die sich von den etablierten Medien nicht 

länger manipulieren lassen wollen 

• Leser, die wissen wollen, wo und wie sie sich 
engagieren können. um ökologische, soziale und 
politische Fehlentwicklungen :~:u verhindern. 

• Leser, die wissen, daß die Unterstützung einer 
Parteizeitung ein wichtiges Stück Medienpolitik 
gegen die Kabelfernseh-Gleichschaltung ist 

• Leser, die wissen wollen, was die Grünen und 
alternativen Basisbewegungen eigentlich ma­
chen. 

Dte u.dlen ct.r andttntn haMn Mllllo­
n.n - damit propaglentn ale die Aus· 
t.utung . der Erde und bereiten ct.n 
Atomkrieg vor. 
Wir vertreten die alternative Politik 
der ÜMrleMnautople - mit lnforma­
tlon.n, Aufklärung und Kritik 

Abtrenn~n und euu.cnden an: 
Verlag DIE GRüNEN, Postfach 20 24 22. 8000 Muncl~en 2 

0 Bitte senden Sie mir das kostenlose, vierwöchi­
ge Probeabonnement 

0 Bitte informieren Sie mich über Patenschafts-, 
Förder- und Geschenkabonnements. . 

0 Ich abonniere ab sofort die Wochenzeitung DIE' 
GRÜNEN· zum Preis von DM 6.- monatlich 
(Kündigung: vier Wochen zum Quartalsende, 
schriftlich). 

Zutreffendes bnte ankreuun 

Anschrift: ____ ~---

Ich bin damit einverstanden, daß die Abo-Gebüh­
ren vierteljährlich von meinem 

Konto Nr. bei der (Bank oder 

S~rkasse)---------------------­

BLZ--------..abgebucht werden. 

0 ja 0 nein (Zutreffendes bitte ankreuzen) 

Datum und Unterschrift 

endlich da! 

b"""l Nr ~ __ S, __ 

ANARCHISTISCHES 
MAGAZIN 
aus der Schweiz 

Inhalt: -------
* Anarchismus und 

Politik 

* Angst und Frei-
räume 

* Anarchistische 
Str6me im Gebiete 
genannt Schweiz 

* Kanak.;y; 

* Argentinien: Die 
Kunst der Desin-
formation 

* Uruguay 

* H:itler: Stalins 
Liebling. ~0 Jah-
re Hitler-Stalin-
Pakt 

* 0~ va la C.N.T.? 

* An-Archiv im LZ 
Basel 

* Häuserrat ZUrich 

* Adressen, Kurzin-
tos u.a. 

Einzelheft Fr. 5.-­
( + Porto) 
im Abo Fr. 20.-­
(inkl. Porto) 
!Ur Wiederverkäu­
ferinnen F.r. 3.-­
prö Heft ab 5 Stk. 
geg. Vorauskasse 
!Ur Eingeschlossene 
gratis 
banal, Postfach 288 
8036 ZUrich 
PCA ZUrich: 
80 - 38109 - e 



Was heißt. hier: Anschläge · 

Bildwechsel · Cultours · Graph 
Druckula · EDe Vaul · Fernweh · 
Goldrausch · Hollyfood · Initial · 
Jägerslust · Kreischsäge · Lokus · 
Mahlzahn · Nassfaser · Ökolaus · 
Perspektiven e. V. · Quo Radis · 
Rumpelfix · Stattbuch · Taxislas · UFA 
· Velophil · Wie Deo · Xanthipf)e · 
Ypsilon· Zündsatz ..... 

ÜBER 5.000 ADRESSEN 
SPRECHEN FÜR SICH 
Ab sofort gibt es die Neuauflage 

der BUNTEN SEITEN 
Das Verzeichnis der selbstverwalte­
ten Betriebe und Projekte in der BRD 
und Westberlin 

Zu 6.- DM m Bnefmarken be1 
CONTRASTE. Post1ach 10 45 20, 

6900 Heldeiberg 1 

CO NT RASTE 
Zeitun~-: fiJr SelbstH'r\\ altung 

.. Wenn das, was im Paradies zerstört worden 
sein soll, zerstörbar war, dann war es nicht 
entscheidend. War es aber unzerstörbar. 
dann leben wir in einem falschen Glauben." 

Franz Kafka 

Besetzte Betriebe 
Europa gegen den 

· Strom - Medienfestival in 
Amsterdam 
Hopi-lndianer -Ausstellung 

Rotgrünes Frankfurt und 
dann auch noch Hessenwahl. .. 

Aktuelles und Kontroverses 
aus der alternativen Ökonomie und 
der Selbstverwaltung · Termine · 
Adressen· Kontakte 

Zeitung für Selbsner" altung 

Probeexemplar zu 6.- DM in 
Briefmarken bestellen bei CONTRASTE, 

Postfach 10 45 20, 6900 Heidelberg 1 

anti atom alktueU 
Juni 89 4 

anti atom aktuell ist 
die gemeinsame Zeitunq 
der Initiativen nach 
Tsche~nobyl und der 
Atommüilkonf~r~n:. Anti 
<ltom aktuell erscheint 
monatlich. Hin und wie­
der qibts auch Sonder­
nummern oder Extra In­
fos. 
Anti atom aktuell ko­
st-et 5,- DM/Monat oder 
60,-0M/Jahr.A.b 5 Stück 
kostet aaa 20,-/Monat; 
240,-/Jahr. Andere Zah­
lunqsweisen sind auch 
möc;rlich. 

Hier noch das Konto: 

A. Eberhard 
- Sonderkonto -
Postqiro Dor~und 
SLZ 440 100 46 
Kto.: 2975 45-465 

Ach ja, verc;eat nicht, 
auf Euren öberweisunqs- · 
:etteln muß unbec!inqt 
Euer Nam<e m1 t Absender 
draufqeschrieben sein! 

Onser~ Adresse: 

anti atom aktuell 
c/o Omwelt:entrum 
Scharnhorststr. 57 
4400 Münster 
0251/SZ1112 
Oo • .!.3 -.!.8.30 

Einzelheft: DM 9 p.V. 
Jahresabo (3 Hefte)­
lnstitution: DM 40 p.V. 
Personen: DM 21 p.V. 

Bestellungen des Buchhandels 
an die Redaktion: 

Bürgerrechte & Polizei 
clo FU Berlin 

Malteserstraße 74-100, 1000 Berlin 46 
Tel.: 03017792-378/-462 

Einzelbestellungen I Abos: 
Kirschkern Buchversand 

Hohenzollerndamm 199 · 1000 Berlin 31 

Rechtspolitisches Magazin 
fd.r Uni und soziale Bewegungen! 

Heft 3/89· 
Schwerpunkt: 
Zeitbombe .§ l29a 
Ch. Rath 
Rückblick auf den Strobi­
Prozeß 
K.-D. Franzen 
U9a - Antidemokrati- · 
sches Kontinuum 
M.Röll 
U9a - Instrument der 
Staatsschutzjustiz 

--------------- • emes~ 

Erscheint vierteljährlich, Einzelheft: 3 Mark + 1 Mark Porto, 
Jahres-Abo: 14,50 Mark, Probe-Abo (ohne Verlängerung, 2 Hef­
te): 5 Mark, Schein oder Scheck an: RECHT & BILLIG VER­
LAG, Falkstr.13, 4800 Bietefeld 1, Tel. (0521)67696. 
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·schwarzes Brett 
Enarglawanda-Magazln 
Eine neue Zeitschrift Ist anzukündigen: das 
Energiewende-Magazln. Das Blatt wird vier· 
teljährlich von der Borgervereinigung Ener­
giewende Saarland e.V. herausgegeben, er· 
scheint in einer Auflage von 6bislang) 1800 
Expl. und kostet 2.· Mark. Inhaltlich geht$ in 
der ersten Nummer u.a. um den HTR, die 
Energiepolitik im Saarland, die Wirkung nie· 
driger Strahlendosen und den ökologischen 
Verkehrsclub IOr Deutschland (VCD). Bestel­
lungen an: 
BOrgervereinigung Energiewende Saarland 
e.V. 
Winterbergstrasse 2 
6600 SaarbrOcken 

Weltenergiekonferenz und Gegenkongress 
Anlaßlieh der "offizlelien .. Weltenergiekon­
ferenz in Montreal, Kanada, die vom 17 .. 23 
September dauert, veranstalten Umwelt· 
gruppenaus mehreren Ländern vom 14. bis 
17. 9. einen Gegenkongreß. Dazu gibt es ei· 
ne Reihe von Papieren und Informationen 
beim 
BUND Baden·WOrtemberg 
Erbprinzenstrasse 18 
7800 Freiburg 
Tel. 0761135254 u. 35158 

Internationale Aktionen gegen Europa 92 
Kritische Informationen oder gar Aktionen 
gegen den europäischen Binnenmarkt sind 
bislang Mangelware. Um dem abzuhelfer, 
hat sich in Den Haag, Niederlande, eine lni· 
tlative gegrOndet. Oie Gruppe sammelt und 
verschickt Materialien, baut einen Interna­
tionalen Adressenverteiler auf und organi· 
slert fOr den September ein großes Festival 
gegen das Europa der Multis und des Kapi· 
tals. Die Adresse: 
lnitlatifgroep gegen EF 
Postfach 10233 
Den Haag, Niederlande 
Tel. 0151121351 

Zweite Weltkonferenz der Strahlenopfer 
Wie auf dem Schwarzen Brett in der letzten 
atom-Ausgabe schon kurz angekündigt, soll 
Pfingsten 1992 in der BAD die "zweite Welt· 
konferenz der Strahlenopfer« stattfinden. 
Hierzu gibt es inzwischen erste Vorberei· 
tungspapiere. Ein Vorbereitungstreffen ist 
fOr den 16. und 17. September in MOnster 
geplant. 
Wieland Giebel 
Grevenerstr. 228 
4400 MOnster 
Tel. 02511273653 

KEtNAUTO, 

KEIN FAHRRAD 

UND KEIN URLAUB 

·MEHR0HNE 

DIESEN STICKER! 

medico internationalwill die Kam ­
pagne »Shell betankt die Apartheid« 
wirkungsvoll fortsetzen : in allen 
deutschen Landen und europaweit. 
Zusammen mit allen, die schon 
beteiligt sind, und den Jugendver­
bänden, Gewerkschaften, Vereinen & 
Gruppen, die wir hiermtt zum großen 
Mitmachen auffordern. 
Oie Sticker gibts für schlichte 1 DM 
pro Stück, bei Orders ab 50 Expl. für 
0.50 DM pro Stück. (0 10 cm) 
(Bei medico zusätzlich kostenloses 
Material über die Apartheid in Süd­
afrika) 

Bestellungen: 

medico international 
Obermainanlage 7 
6000 Frankfurt 1 
Tel. 069/4990041/2 

aej BDKJ 
Persehestraße 3 Postfach 32 05 20 

II Di ft ~ 
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